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Der Titel ,,Die letzte Illusion® erinnert an die Hoffnungen der
Migranten, die in der Stadt ein besseres Leben suchen. Dort aber
mangelt es ihnen an Mdglichkeiten und Ressourcen. Der Traum
von einer vielversprechenden Zukunft wird zu ihrer letzten Illusion.

Alessandro Grassani

Environmental Migrants: The Last lllusion

Die Auswirkungen des Klimawandels gefahrden schon
jetzt knapp die Halfte der Menschheit. Immer mehr
Menschen verlieren durch Extremwetterereignisse
ihre Existenzgrundlage oder gar ihr Leben. Bis 2050
wird es weltweit 200 Millionen Umweltmigrant*innen
geben, so die Schatzung der Internationalen Organi-
sation fur Migration der Vereinten Nationen. Industrie-
lander wie Deutschland, die historisch den groBten
Anteil an den menschengemachten Treibhausgas-
emissionen und somit am Klimawandel haben, sind

in der Verantwortung, die negativen Auswirkungen
des Klimawandels auch in anderen Teilen der Welt zu
minimieren.

Von den Auswirkungen des Klimawandels auf die
Menschen in einigen der am meisten betroffenen
Regionen berichtet der Fotograf Alessandro Grassani.
In ,,Environmental Migrants: The Last lllusion® (,,Umwelt-
migrant*innen: Die letzte lllusion®) kontrastiert er die
Lebensumstinde der Menschen, die auf dem Land
mit den Auswirkungen des Klimawandels kampfen,

mit den nicht minder schwierigen Lebensumsténden
der Umweltmigrant*innen, die auf der Suche nach
Zuflucht in den wachsenden stadtischen Slums
landen. Grassanis Arbeiten wurden mit zahlreichen
Preisen ausgezeichnet und weltweit ausgestellt.

Der Jahresbericht zeigt eine Auswahl seiner Fotos, die
in der Mongolei, in Haiti, in Kenia und in Bangladesch
entstanden sind. Diese Lander sind weltweit mit am
starksten von umweltbedingter Binnenmigration betrof-
fen (siehe S. 39-55).

Warum der Schutz von Arten und Okosystemen un-
erlasslich ist, wie wichtig menschenrechtsbasierte
Klimaschutz- und KlimaanpassungsmaBnahmen sind
und warum das Recht auf Versammlungsfreiheit bei
Klimaprotesten gewahrt werden muss, lesen Sie auf
den Seiten 25, 26 und 37.

www.alessandrograssani.com


https://www.alessandrograssani.com
https://www.alessandrograssani.com/album/environmental-migrants-the-last-illusion-2011-2016.html?p=1

Vorwort

2023 feiern wir den 75. Jahrestag der Allgemeinen
Erklarung der Menschenrechte. Als sie am 10. Dezem-
ber 1948 von der UN-Generalversammlung verab-
schiedet wurde, waren die Schrecken des Zweiten
Weltkriegs und der nationalsozialistischen Verbre-
chen prasent. Der Wunsch nach einer Welt, in der
die Wirde jedes einzelnen Menschen anerkannt
und geschitzt wird, einte die Staaten. Die Werte
der Erklarung sind immer noch aktuell und univer-
sell und die Grundlage des internationalen Men-
schenrechtsschutzes: Menschenwiirde, Freiheit,
Gleichheit, Gerechtigkeit.

Schauen wir auf 2022, so schauen wir mit Bestiir-
zung auf den volkerrechtswidrigen Angriffskrieg
Russlands gegen die Ukraine. Ein Jahr Angriffskrieg,
ein Jahr voll Leid und Zerstérung und schwersten
Menschenrechtsverletzungen an Menschen in der
Ukraine. Das Institut beschaftigte sich mit der Auf-
nahme gefllichteter Ukrainer*innen und setzt sich
dafiir ein, dass die positiven Erfahrungen, insbeson-
dere die erleichterte Integration von Gefliichteten
infolge der Entscheidung der EU, die Richtlinie zum
voriibergehenden Schutz anzuwenden, auch fir die
Aufnahme anderer Flichtlinge fruchtbar gemacht
werden. Im Rahmen des Européischen Netzwerks
der Nationalen Menschenrechtsinstitutionen unter-
stlitzen wir die Arbeit des ukrainischen Ombuds-
manns. Denn eine gute Dokumentation schwerster
Menschenrechtsverletzungen ist Voraussetzung
dafiir, die fir Menschenrechtsverletzungen Verant-
wortlichen zur Rechenschaft ziehen zu kénnen
(mehr dazu auf den Seiten 30-31).

Auch viele andere gesellschaftliche Fragen und Pro-
bleme bedirfen menschenrechtlicher Antworten. In
seiner Strategieplanung fiir die Jahre 2019 bis 2023
hat das Institut drei zentrale Aufgaben identifiziert,
die es vorrangig bearbeitet: Fiir die Gleichheit aller

Menschen eintreten und den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt starken; den Wandel der Lebensgrund-
lagen menschenrechtlich gestalten; Menschenrechte
und Rechtsstaat starken, zivilgesellschaftliche Frei-
raume schiitzen. Wie die Arbeit des Instituts in die-
sen Themenfeldern 2022 konkret aussah, erfahren
Sie auf den folgenden Seiten.

Das Institut blickt trotz der groBen Herausforderungen
und Aufgaben hoffnungsvoll in die Zukunft. 2022
gab es erfreulichen Aufwuchs. Wir freuen uns sehr,
dass das Bundesministerium fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend das Institut mit der unabhéngigen
Beobachtung und Begleitung der Umsetzung der
Konvention des Europarats zu Menschenhandel und
des Ubereinkommens des Europarats zur Verhiitung
und Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen und haus-
licher Gewalt (Istanbul-Konvention) betraut hat. Im
November nahmen die Berichterstattungsstellen zu
geschlechtsspezifischer Gewalt sowie zu Menschen-
handel ihre Arbeit auf. Wir wollen auf diese Weise
zum verbesserten Schutz von Frauen und Madchen
und Personen, die von geschlechtsspezifischer Gewalt
betroffen sind, beitragen, genauso wie zum verbes-
serten Schutz der Menschen, die Zwangsarbeit und
wirtschaftliche Ausbeutung erleben missen.

Das Institut verfligt Gber Expertise in unterschied-
lichen Disziplinen, insbesondere in den Rechts-,
Sozial-, Erziehungs- und Wirtschaftswissenschaften.
Viele Forschungsthemen werden interdisziplinar
bearbeitet. Im Jahr 2022 stockte der Bundestag die
Mittel des Instituts auf. Damit konnen wir unsere
anwendungsorientierte Forschung intensivieren und
neue Forschungsprojekte beginnen, die die Grund-
lage fiir unsere Empfehlungen an die Politik sind.

Dieser Jahresbericht gibt Ihnen Einblick in unsere
vielfaltige Arbeit. Viel Freude beim Lesen!

Berlin, im Juni 2023

Professorin Dr. Beate Rudolf
Direktorin

Michael Windfuhr
Stellvertretender Direktor
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2022 im Uberblick

Online-Handbuch Menschenrechtsbildung
Lehrkrafte der schulischen und auBerschulischen
Bildung finden auf der neuen Website www.kompass-
menschenrechte.de Materialien zu zentralen Menschen-
rechtsthemen wie Diskriminierungsschutz, Demokratie-
und Friedensbildung sowie Inklusion und Partizipation.
57 Ubungen zu Menschenrechten kénnen nach The-
ma, Dauer, GruppengréBe und Suchbegriff gefiltert
werden. Vorschlage zur Weiterarbeit, Hintergrund-
informationen zu zentralen Menschenrechtsthemen
sowie Videos und Weblinks runden das Angebot ab.

Gewalt gegen Frauen im digitalen Raum bekampfen
Seit 1. Februar 2018 ist das Ubereinkommen des
Europarats zur Verhitung und Bekampfung von Gewalt
gegen Frauen und hauslicher Gewalt (Istanbul-Kon-
vention) in Kraft. Anldsslich des flinften Jahrestages
spricht sich das Institut am 1. Februar dafir aus, die
»digitale Dimension“ von Gewalt gegen Frauen und
Madchen im Netz stéarker in den Blick zu nehmen. Es
fordert die Bundesregierung auf, sich bei der weiteren
Umsetzung der Istanbul-Konvention an den konkreten
Empfehlungen des Sachversténdigengremiums GREVIO
auszurichten.

Menschenrechtsverteidiger*innen aus
Afghanistan schiitzen

Nach dem Riickzug der internationalen Truppen aus
Afghanistan befinden sich noch immer viele Menschen
in akuter Lebensgefahr. Das Institut weist darauf hin,
dass alle am Afghanistan-Einsatz beteiligten Staaten
ihre Anstrengungen verstarken missen, um Ortskrafte,
Menschenrechtsverteidiger*innen und besonders ge-
fahrdete Afghan*innen sowie deren Familienangehd-
rige in Sicherheit zu bringen. Die grund- und men-
schenrechtlichen Schutzpflichten diesen Menschen
gegeniiber bestehen nach Einschatzung des Instituts
auch nach dem Ende des militarischen Engagements
weiter. Die Bundesregierung sollte insbesondere das
humanitdre Aufnahmeprogramm fir besonders ge-
fahrdete Afghan*innen zlgig umsetzen.

Institut im neuen ENNHRI-Vorstand vertreten
Institutsdirektorin Beate Rudolf beginnt ihre Amtszeit
als Mitglied im neu gewahlten sechskopfigen Vorstand
des Europaischen Netzwerks der Nationalen Menschen-
rechtsinstitutionen (European Network of National
Human Rights Institutions, ENNHRI). Der ENNHRI-
Vorstand ist fur die Leitung und Vertretung des Netz-
werks verantwortlich und treibt die Umsetzung der
strategischen Ziele voran. Zu den Prioritaten zéhlen
die Unterstitzung der Nationalen Menschenrechts-
institution der Ukraine, der gemeinsame Einsatz fiir
den Schutz aller Flichtlinge in Europa und die Vertei-
digung des Rechtsstaats.

Keine staatliche Férderung fiir rassistische
Bildungsarbeit

Das Institut verdffentlicht das Rechtsgutachten
~otaatliche Gelder fur rassistische und rechtsextreme
Bildungsarbeit?“. Es befasst sich mit der Frage, ob
die AfD-nahe Desiderius-Erasmus-Stiftung, staatlich
gefordert werden darf. Die Stiftung ist - so die
Bewertung - als Tragerin fir politische Bildung un-
geeignet, da sie eng verwoben ist mit Akteur*innen,
die als rechtsextrem einzuordnen sind. Aus der Men-
schenwiirdegarantie und dem ihr innewohnenden
Verbot der rassistischen Diskriminierung folgt, dass
eine Stiftung, die rassistisches und rechtsextremes
Gedankengut verbreitet oder relativiert, nicht staat-
lich geférdert werden darf.

Grundrechte und Sicherheitsgesetze

Gemeinsam mit dem Institut fur Friedensforschung
und Sicherheitspolitik der Universitdt Hamburg (IFSH)
veranstaltet das Institut am 10. Juni ein Fachgespréch
mit dem Titel ,Grundrechtsorientiert und evidenzba-
siert? Moglichkeiten und Herausforderungen einer
neuen Politik der inneren Sicherheit“. An dem Aus-
tausch nehmen etwa 60 Interessierte aus Politik,
Verwaltung, Nichtregierungsorganisationen und Wis-
senschaft teil.


https://www.kompass-menschenrechte.de
https://www.kompass-menschenrechte.de
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Mindeststandards fiir die Notunterbringung von
Wohnungslosen

Am 14, Juli erscheint die erste bundesweite Wohnungs-
losenstatistik. Aus diesem Anlass veroffentlicht das
Institut die Studie ,Notunterkiinfte fir Wohnungslose
menschenrechtskonform gestalten® und fordert ver-
pflichtende Mindeststandards fiir die kommunale Not-
unterbringung. Die Aufgabe, menschenwirdige Unter-
kiinfte und kurze Aufenthaltszeiten sicherzustellen,
kdnnen die Kommunen der Studie zufolge nicht allein
leisten. Insbesondere die Lander sollten sich hier aus
Sicht des Instituts starker engagieren.

Empfehlungen fiir einen Nationalen Aktionsplan
Wirtschaft und Menschenrechte

Die UN-Leitprinzipien fur Wirtschaft und Menschen-
rechte sollen mittels eines entsprechenden Nationalen
Aktionsplans umgesetzt werden. Das Institut legt dazu
ein National Baseline Assessment (NBA) vor, das im
Auftrag des Auswartigen Amtes erstellt wurde. Das
NBA analysiert, wo sich Deutschland im Umsetzungs-
prozess befindet und welche weiteren Schritte men-
schenrechtlich sinnvoll wéren. Es enthalt Empfehlun-
gen an die Bundesregierung zur Ausarbeitung des
neuen Nationalen Aktionsplans. Vertreter*innen aus
Politik, Wirtschaft, Gewerkschaften und Zivilgesell-
schaft haben dazu ihre Perspektiven und Expertise
eingebracht.

Staatenberichtspriifung zur Umsetzung der
UN-Kinderrechtskonvention

Der UN-Ausschuss fiir die Rechte des Kindes lberpriift
am 5. und 6. September 2022 in Genf, wie Deutsch-
land seine Verpflichtungen aus der UN-Kinderrechts-
konvention erflllt. Zur Staatenberichtspriifung haben
auch die Monitoring-Stelle UN-Kinderrechtskonvention
des Instituts, deutsche Kinderrechtsorganisationen
und das Netzwerk Kinderrechte Berichte zur Lage der
Kinderrechte in Deutschland beim UN-Ausschuss
eingereicht.

Inklusion in den Kommunen

Das vom Bundesministerium fir Arbeit und Soziales
finanzierte Forschungsprojekt ,UN-Behinderten-
rechtskonvention in den Kommunen® geht an den
Start. Gemeinsam mit dem Zentrum fiir Planung und
Entwicklung Sozialer Dienste der Universitat Siegen
(ZPE) untersucht die Monitoring-Stelle UN-Behinder-
tenrechtskonvention des Instituts, in welcher Weise
Kommunen bundesweit aktiv werden, um ein inklusives
Gemeinwesen zu entwickeln. Ziel des auf drei Jahre
angelegten Forschungsprojekts ist es, Empfehlungen,
Arbeitshilfen und Angebote zur Unterstiitzung von
Kommunen zu erarbeiten. Damit soll die systemati-
sche Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention
auf kommunaler Ebene angeregt werden.

Kindgerechte Justiz starken

Anlasslich des Internationalen Tags der Kinderrechte
am 20. November fordert Claudia Kittel, Leiterin der
Monitoring-Stelle UN-Kinderrechtskonvention des
Instituts, eine bessere Umsetzung der Beteiligungs-
rechte von Kindern und Jugendlichen auch in Gerichts-
verfahren. Bund und Lander sollten auf eine kindge-
rechte Justiz hinarbeiten, damit Kinder und Jugendliche
sich nicht nur als Fiirsorgeobjekte, sondern als recht-
liche Akteur*innen im Justizverfahren erleben.

Verleihung des Menschenrechts-Filmpreises

Am 10. Dezember, dem Internationalen Tag der Men-
schenrechte, wird in Nirnberg zum 13. Mal der Deut-
sche Menschenrechts-Filmpreis verliehen. Er ehrt
Filmschaffende, die sich in herausragender Weise mit
dem Thema Menschenrechte auseinandersetzen. Das
Institut ist seit vielen Jahren Mitveranstalter des Wett-
bewerbs. Sechs Filme werden an diesem Abend pra-
miert, in der Kategorie Kurzfilm erhélt die von der
Stiftung EVZ und vom Institut mit einem Recherche-
stipendium gefdérderte ARD-Dokumentation ,,Der lange
Weg der Sinti und Roma*® von Adrian Oeser den Preis.
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Frauen besser vor Gewalt schutzen

Gewalt gegen Frauen und Madchen ist eine der haufigsten Menschenrechtsverletzungen.
Um sie zu verhindern, braucht es mehr gesellschaftliche Aufmerksamkeit und Unterstut-
zung fur die Betroffenen. Das Institut setzt sich schon lange fur gute Schutzkonzepte ein.
Seit 2022 auch als unabhéngige Berichterstattungsstelle geschlechtsspezifische Gewalt.

Geschlechtsspezifische Gewalt hat viele Formen:
korperliche und sexualisierte Misshandlungen, emotio-
nale und psychische Grausamkeit oder 6konomischer
Druck. Sie tritt in der Partnerschaft auf, im familidren
Kontext ebenso wie am Arbeitsplatz, im 6ffentlichen
oder im digitalen Raum. Betroffen sind Frauen und
Madchen aller sozialen Schichten, aller Altersgruppen
und Bildungsbiografien. Die kérperlichen und seeli-
schen Folgen reichen von Traumatisierung Uber soziale
Stigmatisierung und Isolation bis hin zu lebensbe-
drohlichen Verletzungen und Tod.

Auch wenn die Ursachen fiir Gewalt gegen Frauen viel-
faltig und komplex sind, spielen stereotype Geschlech-
terrollen, die auf Uber- und Unterordnungsverhaltnissen
zwischen den Geschlechtern beruhen, eine groBe Rolle.
»-Méanner Gben Gewalt gegen Frauen aus, weil ihr ver-
meintlicher mannlicher Besitzanspruch verletzt wurde
oder weil sie Gewalt als ,ménnliche‘ Handlungsform bei
Konflikten oder zur Durchsetzung ihres Willens gelernt
haben®, erklart Miserref Tanriverdi, seit 2023 Leiterin
der Berichterstattungsstelle geschlechtsspezifische
Gewalt des Instituts. Deshalb kénnen die Forderung
von Geschlechtergleichheit und die Respektierung
der Rechte und Autonomie von Frauen dazu beitragen,
eine Kultur der Gewaltfreiheit zu schaffen. ,Um ge-
schlechtsspezifische Gewalt zu verhindern und die
Rechte der Betroffenen zu verwirklichen, braucht es
einen gesellschaftlichen Bewusstseinswandel und
mehr Unterstiitzung fir die Betroffenen®, so Tanrverdi.

Der bisher umfassendste Menschenrechtsvertrag ge-
gen geschlechtsspezifische Gewalt ist die sogenannte
Istanbul-Konvention des Europarats (,Ubereinkommen
zur Verhiitung und Bekdmpfung von Gewalt gegen
Frauen und héuslicher Gewalt®). In Deutschland trat sie
am 1. Februar 2018 in Kraft und verpflichtet Deutsch-
land unter anderem dazu, die Beratung und den Schutz
der Betroffenen zu starken und die Bevolkerung, ins-

besondere Jungen und Manner, fiir alle Formen von
Gewalt zu sensibilisieren sowie wirksame Strafverfol-
gung zu betreiben. Im Bereich der hauslichen Gewalt
beziehungsweise Partnerschaftsgewalt verpflichtet
die Konvention die Vertragsstaaten auch explizit zum
Schutz von Jungen und Mannern.

Institut etabliert Berichterstattungsstelle
geschlechtsspezifische Gewalt

Ein wichtiger Schritt zur Umsetzung der Istanbul-
Konvention war die Einrichtung der von der Konvention
vorgesehenen Berichterstattungsstelle geschlechts-
spezifische Gewalt im Institut. Im November 2022
nahm sie ihre Arbeit auf. ,Auf der Grundlage eines
daten- und evidenzbasierten Monitorings formulieren
wir praxisorientierte Handlungsempfehlungen fiir Poli-
tik und Verwaltung, damit diese effektiver gegen ge-
schlechtsspezifische Gewalt vorgehen kdnnen®, erlau-
tert Tanriverdi. Die Betroffenen als Trager*innen von
Rechten stehen im Zentrum der Arbeit der Berichts-
erstattungsstelle. Ziel ist es, fur Frauen und Madchen
den Zugang zu raumlichem und rechtlichem Schutz zu
verbessern und vielféltige Formen der Unterstiitzung
zu ermoglichen. 2024 wird die Berichterstattungsstelle
ihren ersten Periodischen Bericht zu geschlechtsspe-
zifischer Gewalt in Deutschland veroffentlichen.

Weitere Informationen

Berichterstattungsstelle geschlechtsspezifische
Gewalt auf der Institutswebsite

Deutsches Institut fir Menschenrechte (2022): Ge-
samtkonzept filir zwei Berichterstattungsstellen zu ge-
schlechtsspezifischer Gewalt und Menschenhandel.
Berlin

Rechtsprechungsdatenbank ,ius gender&gewalt®
(www.dimr.de/ius-gender-gewalt)


https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/das-institut/abteilungen/berichterstattungsstelle-zu-geschlechtsspezifischer-gewalt
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/das-institut/abteilungen/berichterstattungsstelle-zu-geschlechtsspezifischer-gewalt
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/gesamtkonzept-fuer-zwei-berichterstattungsstellen-zu-geschlechtsspezifischer-gewalt-und-menschenhandel
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/gesamtkonzept-fuer-zwei-berichterstattungsstellen-zu-geschlechtsspezifischer-gewalt-und-menschenhandel
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/gesamtkonzept-fuer-zwei-berichterstattungsstellen-zu-geschlechtsspezifischer-gewalt-und-menschenhandel
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/gesamtkonzept-fuer-zwei-berichterstattungsstellen-zu-geschlechtsspezifischer-gewalt-und-menschenhandel
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsschutz/datenbanken/rechtsprechungsdatenbank-ius-gender-gewalt
https://www.dimr.de/ius-gender-gewalt
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Inklusive Schulbildung fur alle

In Deutschland gehen mehr als die Halfte der Schiler*innen mit sonderpadagogischem
Forderbedarf auf Forderschulen. Dabei sollten Kinder und Jugendliche mit und ohne
Behinderungen zusammen lernen, dazu ist Deutschland laut UN-Behindertenrechts-
konvention verpflichtet. Die Schaffung eines inklusiven Schulsystems ist eine Gemein-

schaftsaufgabe von Bund und Landern.

Vielen Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen
wird der Zugang zu einem inklusiven Schulsystem
verwehrt - der Beginn lebenslanger Exklusionsketten:
Jugendliche mit Behinderungen verlassen die Schule
oft ohne anerkannten Abschluss und wechseln in ge-
sonderte Formen der Ausbildung. Sie haben anschlie-
Bend weniger Chancen auf dem allgemeinen Arbeits-
markt, was mittel- und langfristig zu Arbeitslosigkeit
und in Armut fiihren kann. Oder sie verdienen in so-
genannten Werkstatten fir Menschen mit Behinde-
rungen weniger als den Mindestlohn.

»Alle Kinder und Jugendlichen mit Behinderungen
sind an allgemeinbildenden Schulen inklusiv zu unter-
richten, Forderschulen missen schrittweise abgebaut
werden®, fordert Beate Rudolf, Direktorin des Instituts.
»Die Forschung zeigt: Ein flaichendeckendes inklusives
Schulsystem ist gut fiir alle Kinder - mit und ohne Be-
hinderungen.“ Doch 14 Jahre nach Inkrafttreten der
UN-Behindertenrechtskonvention ist Deutschland im-
mer noch weit entfernt von einem inklusiven Schul-
system.

Schulreform: Bundeszustandigkeit starken

Es braucht eine Gesamtstrategie fir inklusive Bildung
und eine engere Zusammenarbeit von Bund und Lan-
dern, lautete deshalb eine der zentralen Forderungen,
die das Institut in seinem Menschenrechtsbericht
2021/2022 an den Bundestag richtete: Die Bundes-
Iander missen die bestehenden Schulsysteme so re-
formieren, dass alle Kinder und Jugendlichen mit und
ohne Behinderungen optimal gefordert werden und
niemand wegen einer korperlichen, psychischen, in-
tellektuellen oder Sinnesbeeintrachtigung ausgegrenzt
wird. Das Forderschulsystem muss in einem inklusi-
ven Schulsystem aufgehen.

~Die Zusténdigkeit der Bundeslénder fiir die Bildung
darf nicht dazu fiihren, dass sich der Bund seiner
Gesamtverantwortung fir eine inklusive Bildung in
Deutschland entzieht. Bund und Lander sind hier ge-
meinsam in der Pflicht. Im féderalen Staat tragen bei-
de die Verantwortung dafir, dass das Menschenrecht
auf inklusive Bildung fiir alle Kinder Wirklichkeit wird®,
betont Beate Rudolf.

Das Institut empfiehlt unter anderem Grundgesetz-
anderungen: Der Bund sollte eine erganzende Zustan-
digkeit fiir bestimmte Elemente eines inklusiven Schul-
systems erhalten, die auBerhalb des ,pddagogischen
Kernbereichs® - fiir den die Lander zustandig sind -
liegen. Die Schaffung eines inklusiven Schulwesens
mit bundesweiten Standards sollte als Gemeinschafts-
aufgabe von Bund und Léndern definiert werden. Das
Institut empfiehlt darliber hinaus einen Staatsvertrag
zwischen Bund und Landern. Dieser ,,Pakt fur Inklusion®
sollte unterstiitzende MaBnahmen fiir Schiiler*innen
mit Behinderungen - etwa Assistenzen, Schulbeglei-
tungen, Hilfsmittel oder therapeutische Unterstiitzung -
ermoglichen.

sInklusive Bildung ist der Grundpfeiler einer inklusi-
ven Gesellschaft®, sagt Susann Kroworsch, Instituts-
expertin fir inklusive Bildung. ,Gemeinsames Leben
und Lernen von Kindern mit und ohne Behinderung
ist die beste Grundlage fir gegenseitigen Respekt
und die Wertschatzung von Vielfalt.“

Weitere Informationen

Kroworsch, Susann (2023): Inklusive Schulbildung.
Warum Bund und Lander gemeinsam Verantwortung
ubernehmen sollten. Berlin: Deutsches Institut fir
Menschenrechte (auch in Leichter Sprache)


https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/schule-fuer-alle
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/schule-fuer-alle
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/schule-fuer-alle
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/schule-fuer-alle
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Rassistische Straftaten erkennen

und verfolgen

Rassistische und antisemitische Straftaten werden in Deutschland nicht konsequent
genug verfolgt. Was muss sich andern, damit Menschen mit Rassismuserfahrung nicht
nur auf dem Papier Zugang zu ihrem Recht erhalten? Das Institut hat in einem Modell-

projekt Handlungsempfehlungen erarbeitet.

Fast taglich werden in Deutschland rassistische oder
antisemitische Angriffe veriibt. 2021 waren laut Bun-
desinnenministerium 10.501 Straftaten durch ,grup-
penbezogene Vorurteile motiviert* (sogenannte Hass-
kriminalitat). Beratungsstellen registrieren deutlich
mehr Falle, denn viele Straftaten werden nicht ange-
zeigt, weil die Betroffenen kein Vertrauen in ein Ermitt-
lungsverfahren haben: Polizeibeamt*innen, die sich
weigern, eine rassistisch motivierte Tat als Anzeige
aufzunehmen oder sie bagatellisieren; polizeiliche Er-
mittlungen, bei denen trotz Sprachbarrieren keine Dol-
metscher*innen hinzugezogen werden; Richter*innen,
die unterstellen, erst Beleidigungen oder kdrperliche

Ubergriffe seitens des Opfers habe die Situation es-
kaliert - all das erleben Betroffene von Rassismus
und Antisemitismus in Deutschland immer wieder.

~Die konsequente Verfolgung rassistischer und anti-
semitischer Straftaten und ein besserer Schutz der
Opfer setzt eine verstarkte Beschéaftigung mit Rassis-
mus innerhalb von Justiz und Polizei voraus®, fordert
deshalb Beatrice Cobbinah, Wissenschaftliche Mitar-
beiterin des Instituts. Wie die Auseinandersetzung mit
Rassismus und Antisemitismus gefordert werden kann,
untersuchte das Institut bis Dezember 2022 in einem
Modellprojekt.

»-Rassismus, Antisemitismus, Rechtsextremismus: Starkung von Strafverfolgung und Opferschutz*

Was muss sich dandern, damit rassistische, anti-
semitische und rechtsextreme Taten konsequenter
und effektiver als bislang geahndet werden? Wie
konnen die Perspektiven der von rassistischen und
antisemitischen Taten betroffenen Menschen star-
ker bericksichtigt werden und wie l&sst sich die
Auseinandersetzung mit Rassismus und Antisemi-
tismus insbesondere in der Strafjustiz und den Er-
mittlungsbehdrden voranbringen?

Mit diesen Fragen beschaftigte sich ein Modellpro-
jekt, das das Institut von 2020 bis 2022 in Koopera-
tion mit dem Bundesministerium der Justiz und fiir
Verbraucherschutz sowie den Bundeslandern Berlin,
Schleswig-Holstein und Sachsen durchgefiihrt hat.
Das Institut organisierte den Austausch zwischen
Staatsanwaltschaft, Polizei, Gerichten, Institutionen

der Opferhilfe, Nebenklagevertreter*innen und zivil-
gesellschaftlichen Beratungsstellen. Gemeinsam mit
den Justizverwaltungen und den Akteuren aus der
Praxis entwickelte das Institut Handlungsstrategien
fur den Auf- und Ausbau von Kooperationsstruktu-
ren - etwa Runde Tische zu einschléagigen Straftaten,
Ansprechpersonen in Staatsanwaltschaft, Polizei und
Gerichten fir Opfer solcher Taten - sowie flr die
Weiterentwicklung von Strukturen im Opferschutz,
beispielsweise zentrale Anlaufstellen, Opferbeauf-
tragte, psychosoziale Prozessbegleitung.

Das Projekt knlipfte an die Erkenntnisse des voran-
gegangenen Projekts ,,Rassismus und Menschen-
rechte - Starkung der Strafjustiz* an, mit dem das
Institut von 2017 bis 2018 Fortbildungsformate fiir
Mitarbeitende in der Strafjustiz entwickelt hatte.
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Eine juristische Definition von rassistischer
Diskriminierung fehlt

In zahlreichen Gesprachen mit Beratungsstellen
sowie Angehdrigen von Polizei und Justiz zeigt sich,
dass viele Mitarbeitende in Polizei und Justiz die Pers-
pektive der Betroffenen nicht im Blick haben. ,Es
braucht mehr Verstandnis und Wissen Uber die Aus-
wirkungen von vorurteilsbezogener Gewalt auf Betrof-
fene. Nur dann kann beispielsweise eine Retraumati-
sierung der Betroffenen wahrend des Strafverfahrens
vermieden werden®, so Cobbinah.

Einheitliche Standards fiir den Schutz der Betroffenen
in Ermittlungs- und Strafverfahren gibt es bislang
nicht. OpferschutzmaBnahmen wie audiovisuelle
Aufzeichnung von Vernehmungen oder psychosoziale
Prozessbegleitung - im Bereich der sexualisierten
und hauslichen Gewalt mittlerweile tiblich - werden
in Gerichtsverfahren zu vorurteilsmotivierter Gewalt
nicht eingesetzt. ,,Durch solche MaBnahmen kdnnten
Verbesserungen fir die Betroffenen relativ schnell
erreicht werden®, ist sich Cobbinah sicher.

Dariuber hinaus braucht es eine juristische Definition
von Rassismus oder rassistischer Diskriminierung.

»Das Thema ist in der Rechtsprechung und in juristi-
schen Kommentaren nicht ausreichend aufgearbeitet.
Das fiihrt immer wieder zu Unsicherheiten in der An-
wendung der entsprechenden Normen des Strafge-
setzbuchs®, erlautert Chandra-Milena Danielzik, die
das Modellprojekt gemeinsam mit Cobbinah durchge-
fuhrt hat.

Strukturelle Veranderungen im Behoérdenalltag
notig

Zum Projektende verdffentlichte das Institut konkrete
Handlungsempfehlungen, unter anderem die Einrich-
tung von unabhéngigen Polizeibeschwerdestellen so-
wie von Anlaufstellen und Ansprechpartner*innen bei
Polizei und Justiz, etwa Schwerpunkt-Staatsanwalt-
schaften. Es empfiehlt regelméaBige Fort- und Weiter-
bildungsangebote fir Mitarbeiter*innen der Polizei
und Justiz sowie einen institutionalisierten Austausch
zwischen Beratungsstellen, zivilgesellschaftlichen Ak-
teur*innen, Strafverfolgungs- und Justizbehdrden. Um
strukturelle Verénderungen im Behordenalltag in Gang
zu bringen, braucht es darliber hinaus den klaren po-
litischen Willen auf Bundes- und Landerebene, die
Auseinandersetzung mit institutionellem Rassismus in
Ermittlungsbehdrden und Justiz gezielt zu férdern.

Diskriminierungskritische Menschenrechtsbildung fiir die Polizei

Der Schutz vor und die Verfolgung von rassisti-
schen und antisemitischen Straftaten ist eine Auf-
gabe der Polizei. Haufig handelt die Polizei jedoch
selbst rassistisch - wenn Polizist*innen Menschen
beispielsweise allein aufgrund ihres physischen
Erscheinungsbildes kontrollieren (Racial Profiling)
oder wenn sie den Aussagen von Menschen, die als
migrantisch wahrgenommen werden, bei einer Ver-
nehmung weniger Glauben schenken.

Professionelle Polizeiarbeit setzt voraus, dass sie
die Perspektiven aller Beteiligten berlicksichtigt und
(unbewusste) rassistische ebenso wie andere dis-
kriminierende Einstellungen nicht reproduziert.

Das Institut konzipierte 2022 in Kooperation mit
polizeilichen Bildungstragern Formate fiir diskrimi-

nierungskritische Menschenrechtsbildung im
Rahmen der Polizeiausbildung und -fortbildung in
Berlin, Hessen und Nordrhein-Westfalen. Leider
wurden zwei Fortbildungen aufgrund der zu gerin-
gen Anmeldezahlen nicht durchgefiihrt.

Neben der Konzeption der Bildungsformate organi-
sierte das Institut ein Vernetzungstreffen fiir externe
Trainer*innen, die Weiterbildungen im Themenfeld
Rassismus fiir Polizist*innen anbieten. Die Themen-
linie wird auch 2023 fortgesetzt.

Weitere Informationen

Sandra Reitz/Ruth Billen (2022): Rassismuskritische
Menschenrechtsbildung fiir die Polizei: Anforderun-
gen, Schwierigkeiten und Ausblicke. In: Zeitschrift
fur Menschenrechte 16 (2), S. 74-96
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Hausliche Pflege:

Harte Arbeit, wenig Schutz

Mehrere Hunderttausend Arbeitsmigrant*innen versorgen in Deutschland pflege-
bedurftige Menschen in Privathaushalten. Oft arbeiten diese sogenannten Live-ins
nahezu rund um die Uhr und haben wenige Maoglichkeiten, ihre Rechte durchzusetzen.
Es bedarf dringend gesetzlicher Regulierung, um ihre prekare Situation zu verbessern.

Nach aktuellen Schatzungen arbeiten in Deutschland
zwischen 300.000 und 700.000 Menschen, mehrheit-
lich Frauen aus Osteuropa, als sogenannte 24-Stunden-
Betreuungskréfte, auch Live-ins genannt. Sie versorgen
altere, oft pflegebedirftige Menschen, mit denen sie
in einem Haushalt zusammenleben. Als Pendelmi-
grant*innen arbeiten sie in der Regel zwei bis drei
Monate in Deutschland und kehren im Anschluss fir
mehrere Wochen in ihr Herkunftsland zuriick.

»Die sogenannte 24-Stunden-Betreuung
ist eine harte, teils menschenunwirdige
Arbeit, die Uberwiegend in einer
rechtlichen Grauzone stattfindet.“

Claudia Engelmann, Stellvertretende Leiterin der
Abteilung Menschenrechtspolitik Inland /Europa

»Die sogenannte 24-Stunden-Betreuung ist eine harte,
teils menschenunwiirdige Arbeit, die Gberwiegend in
einer rechtlichen Grauzone stattfindet®, fasst Claudia
Engelmann, Stellvertretende Leiterin der Abteilung
Menschenrechtspolitik Inland/Europa, die Situation
von Live-ins zusammen. Gemeinsam mit Minor - Pro-
jektkontor fiir Bildung und Forschung hat das Institut
2022 die Studie ,,Harte Arbeit, wenig Schutz. Osteuro-
paische Arbeitskrafte in der hauslichen Betreuung in
Deutschland“ herausgegeben. Grundlage der Unter-
suchung sind Interviews mit Expert*innen aus der
Beratungspraxis. Anhand von ausfihrlichen Fallbei-
spielen werden die Kernprobleme in der 24-Stunden-
Betreuung und Losungsansatze aufgezeigt.

Unklares Arbeitsprofil, unsicherer Status

Der Arbeitsalltag von Live-ins ist gepragt von ausu-
fernden Arbeitszeiten, zu wenigen Erholungspausen
und sozialer Isolation. Im Verhaltnis zu den geleisteten
Arbeitsstunden liegt ihr Verdienst meist weit unter
dem Mindestlohn. Oft wird von ihnen erwartet, dass
sie neben der Betreuung auch noch einkaufen, waschen
oder andere Haushaltstatigkeiten ibernehmen. Die
fehlende Trennung von Wohn- und Arbeitsbereich ist
menschenrechtlich hochproblematisch: Die betroffe-
nen Frauen sind haufig der Willkir ihrer Arbeitgeber*in-
nen ausgesetzt, teilweise auch korperlicher und sexu-
alisierter Gewalt.

Sich gegen Ausbeutung und Ubergriffe zu wehren, ist
fur viele Live-ins schwer: Ihre Vermittlungsagenturen
enthalten ihnen haufig wichtige Dokumente vor, zudem
fehlen ihnen meist Kenntnisse Uber die gesetzlichen
Regelungen in Deutschland oder sie wissen nicht, wo
sie eine Beratungsstelle finden. Sprachliche Hirden,
mangelndes Vertrauen in Behdrden und Institutionen
sowie Angst vor Arbeitgeber*innen oder Vertrags-
partner*innen sind weitere Faktoren, die den Zugang
zum Recht erschweren.

Als Arbeitnehmer*innen in Deutschland haben Be-
treuungskrafte Anspruch auf Vergiitung mindestens
in Hohe des gesetzlichen Mindestlohns, auf Pausen
und Ruhezeiten sowie auf eine sichere und gesunde
Arbeitsumgebung. Deutschland ist auBerdem an die
menschenrechtlichen Verpflichtungen aus dem UN-
Sozialpakt, aus dem Ubereinkommen der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation (ILO) Giber menschenwiirdi-
ge Arbeit fiir Hausangestellte und aus der revidierten
Européischen Sozialcharta gebunden.
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Klare rechtliche Regelungen sind liberfillig

Ein zentraler Grund fiir die prekaren Arbeitsbedin-
gungen von Live-ins sind die unzureichend geregelten
Beschaftigungsmodelle. Neben irregulérer und illega-
ler Beschéftigung gibt es eine Vielzahl rechtswidriger
oder zumindest intransparenter Arbeitsvertrage. In der
Mehrzahl der Félle entsenden Vermittlungsagenturen
im EU-Ausland und in Deutschland Live-ins in deutsche
Privathaushalte. Oft erhalten die Betreuungskrafte
keine schriftlichen Unterlagen und werden nicht aus-
reichend Uber die Vertragsinhalte informiert. Viele
wissen nicht, dass sie ihre Arbeit als (Schein-)Selbst-
standige ausfiihren, also fir sie keine Sozialbeitrage
abgefiihrt werden. Andere haben keine Information
dariiber, ob sie in Deutschland krankenversichert sind
und welche Rechte ihnen als Arbeitnehmende zustehen.

Klare rechtliche Regelungen sind liberfillig
Bisher fehlen im deutschen Recht Regelungen, die
sich explizit auf Live-ins beziehen und ihren rechtli-
chen Schutz garantieren kénnen. ,Es ist Aufgabe des
Staates, die Menschenrechte der Betroffenen, etwa
den Schutz vor ausbeuterischen Arbeitsbedingungen
und den effektiven Zugang zum Rechtsschutz, zu ge-
wahrleisten®, so Claudia Engelmann.

Die Bundesregierung hat in ihrem Koalitionsvertrag
angekiindigt, ,,eine rechtssichere Grundlage fiir die
24-Stunden-Betreuung im familidren Bereich® zu
schaffen. ,Fir die Live-in-Betreuung im Speziellen
muissen die Beschéaftigungsverhaltnisse grundsatzlich
rechtlich gekléart werden®, fordert Claudia Engelmann.
»Ziel muss dabei sein, den Zugang zu einer reguléren
Beschéftigung zu erleichtern sowie der 24-Stunden-
Betreuung ein klares Tatigkeitsprofil zuzuordnen. Zu-
dem braucht es verbindliche Qualitatsstandards fir
Vermittlungsagenturen sowie effektive Beschwerde-
moglichkeiten und flachendeckend mehrsprachige
Beratungsangebote fur Live-Ins.*

Um die 24-Stunden-Betreuung rechtssicher und men-
schenwirdig ausgestalten zu kdnnen und gleichzeitig
die Familien finanziell nicht zu tberlasten, miissen
neue Wege in der hauslichen Pflege eingeschlagen
werden: Live-in-Betreuung kann nur in einem Ange-
stelltenverhéltnis und in einem Pflegemix funktionie-
ren, mit mehreren Betreuer*innen, gemeinsam mit

Handlungsfelder innerhalb der EU

Auch auf europdischer und internationaler Ebene
sollte Deutschland sich fir eine rechtskonforme
Live-in-Betreuung starkmachen. Die Analyse ,.En-
ding Live-in Care Workers’ Labour Exploitation in
the European Union® erschien im Oktober 2021
ebenfalls in Kooperation mit Minor - Projektkon-
tor fir Bildung und Forschung. Sie Ubersetzt die
zentralen Erkenntnisse der Deutschland-Studie in
englische Sprache. Zusatzlich identifiziert sie
Handlungsfelder, in denen die EU-Mitgliedstaaten
tatig werden sollten. Um den normativen Schutz-
rahmen zu stérken, sollten die Staaten (Deutsch-
land, aber auch die Herkunfts- bzw. Entsen-
destaaten der Arbeitskréfte) die einschlagigen
EU-Richtlinien konsequent umsetzen, EU-Initiati-
ven im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte
und zum Mindestlohn unterstiitzen sowie die ein-
schlagigen ILO-Ubereinkommen ratifizieren. Ver-
mittlungsagenturen sollten durch abgestimmte
MaBnahmen und strengere Auflagen, etwa zu ih-
ren Informationspflichten, zum Krankenversiche-
rungsnachweis, zu Mindeststandards in Privat-
haushalten sowie zu Beschwerdemechanismen,
starker in die Pflicht ggnommen werden.

ambulanten Pflegediensten und Angehorigen. ,Mit
Blick auf die alternde Gesellschaft bei gleichzeitig
steigendem Fachkrédftemangel in der Pflege ist eine
grund- und menschenrechtskonforme Ausgestaltung
der Live-in-Betreuung tiberfallig*, restimiert Claudia
Engelmann.

Weitere Informationen

Greta Schabram/Nora Freitag (2022): Harte Arbeit,
wenig Schutz. Osteuropaische Arbeitskrafte in der
hauslichen Betreuung in Deutschland. Berlin:
Deutsches Institut fiir Menschenrechte

Lé Phan-Warnke /Nora Freitag (2021): Ending Live-in
Care Workers’ Labour Exploitation in the European
Union. Lessons from Germany. Berlin: German
Institute for Human Rights
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SportgroBBveranstaltungen nur noch
mit Menschenrechten

Olympische Spiele in Peking, FuBball-WM in Katar - das Jahr 2022 bot einige Hohepunkte
im internationalen Profisport. Im Fokus standen jedoch nicht nur Traumtore und neue
Rekorde, sondern auch die prekare Menschenrechtslage in den Gastgeberlandern.

2022 fanden mehrere SportgroBveranstaltungen in
Landern statt, in denen Menschenrechte systema-
tisch verletzt werden. Es ist nicht neu, dass Turniere
im internationalen Profisport auch in Landern ausge-
tragen werden, die fir Menschenrechtsverletzungen
bekannt sind. Die Beispiele reichen von den Olympi-
schen Sommerspielen 1936 im nationalsozialistischen
Deutschland bis hin zur FuBball-WM 2018 in Russland.

Was sich jedoch in den letzten Jahren verandert hat,
ist die breite offentliche Auseinandersetzung damit:
sMenschenrechtsverletzungen werden nicht mehr
stillschweigend hingenommen®, sagt Melanie Wiindsch,
Institutsexpertin im Themenbereich Wirtschaft und
Menschenrechte. Vor der FuBball-WM in Katar hatten
sogar FIFA-Funktionar*innen, nationale Verbande und
Spieler*innen o6ffentlich Kritik gelibt, etwa an der weit-
gehenden Rechtlosigkeit von Arbeitsmigrant*innen
oder der Einschrankung von LGBTIQ*-Rechten.

Umsetzung von Reformen lasst auf sich warten
Kénnen SportgroBveranstaltungen ein Umdenken in
Gang setzen? Melanie Wiindsch ist skeptisch. Zwar
hatte Katar nach der Vergabe der Spiele im Jahr 2010
wichtige arbeitsrechtliche Reformen angekindigt. Der
Menschenrechtsausschuss der Vereinten Nationen
wiirdigte dies, musste 2022 aber feststellen, dass die
Umsetzung dieser Reformen nach wie vor auf sich war-
ten lieB. Dies betrifft zum Beispiel die Arbeits- und Auf-
enthaltsbedingungen der vielen Arbeitsmigrant*innen,
darunter Hausangestellte oder Mitarbeitende in Ho-
tellerie oder Baugewerbe. Damit die angestoBenen
Reformen zu nachhaltigen Verbesserungen der Men-
schenrechtssituation fihren, darf der 6ffentliche
Druck nach Veranstaltungsende nicht nachlassen,
stellt Windsch klar.

Menschenrechte bei der Vergabe von
GroBveranstaltungen beriicksichtigen
Menschenrechtliche Standards sollten zudem schon
im Vergabeprozess flr eine GroBveranstaltung veran-
kert sein. Die FIFA hat 2017 mit der Verabschiedung
einer Menschenrechtsrichtlinie einen Schritt in die
richtige Richtung getan und die Richtlinie fiir die Ver-
gabe der WM 2026 erstmals angewendet. ,GroBe
Sportereignisse gibt es nicht nur im FuBball. Die Bun-
desregierung sollte sich dafir einsetzen, dass die Ver-
gabe und Ausrichtung von samtlichen internationalen
SportgroBveranstaltungen strikt an die Umsetzung
der UN-Leitprinzipien fir Wirtschaft und Menschen-
rechte gekniipft sind“, so Wiindsch. Positiv zu bewer-
ten ist, dass viele Verbande sich mittlerweile ihrer
Verantwortung bewusst sind und die UN-Leitprinzipien
umsetzen wollen. Der Deutsche Olympische Sportbund
hat 2022 beispielsweise einen Menschenrechtsbeirat
gegriindet - dem auch der Stellvertretende Direktor
des Instituts, Michael Windfuhr, angehért - und plant,
2023 eine Menschenrechts-Policy zu entwickeln.

Deutschland kann zeigen, wie es geht
Deutschland kann im kommenden Jahr eine Vorreiter-
rolle einnehmen, wenn es bei der FuBball-Europa-
meisterschaft der Manner 2024 selbst zum Gastge-
ber wird. Im engen Dialog mit dem DFB, der UEFA
und den Austragungsstadten kann sich die Bundesre-
gierung dafiir einsetzen, dass die EM im Einklang mit
den UN-Leitprinzipien und zudem dkologisch nachhal-
tig ausgetragen wird. ,Das ist die ideale Gelegenheit
fur Deutschland zu zeigen, dass Sport und Menschen-
rechte Hand in Hand gehen kénnen®, so Wiindsch.
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Menschenhandel:

Das Geschaft mit der Ausbeutung

Menschenhandel ist eine schwere Menschenrechtsverletzung - und fir viele Kinder
und Erwachsene in Deutschland traurige Realitat. Sie haben kaum Chancen, ihre Rechte
durchzusetzen. Das Institut setzt sich seit Langem fur Praventions- und Unterstutzungs-
angebote fir Betroffene ein, seit 2022 auch als unabhéangige Berichterstattungsstelle

Menschenhandel.

Verléssliche Zahlen zu Menschenhandel sind schwer zu
nennen. Die Organisation fir Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa (OSZE) spricht aktuell von 25 bis
27 Millionen Betroffenen weltweit. In Deutschland
gab es nach Angaben des Bundeskriminalamts (BKA)
2021 insgesamt 510 strafrechtliche Ermittlungsver-
fahren wegen Menschenhandel und Ausbeutung. Das
BKA geht allerdings von einem groBen Dunkelfeld aus.

s-Menschenhandel ist eine schwere Verletzung der
Menschenwiirde®, sagt Naile Tanis, seit 2023 Leiterin
der Berichterstattungsstelle Menschenhandel des
Instituts. Die Betroffenen - meist Frauen, die aus
dem Ausland nach Deutschland gebracht und hier
ausgebeutet werden - stammen laut BKA vor allem
aus Ost- und Stdosteuropa oder Asien. In Deutsch-
land angekommen, schlagen die Tater*innen wirt-
schaftlichen Profit aus der Arbeit der Menschen. Laut
BKA gibt es unter den Betroffenen aber auch viele
Menschen mit deutscher Staatsangehorigkeit.

Frauen, Manner und Kinder werden in ihrer Selbst-
bestimmung massiv eingeschrankt, ihre Rechte oft
schwerwiegend verletzt. Ob bei sexuellen Dienstleis-
tungen, in der hauslichen Pflege, in der Gastronomie,
auf Baustellen oder beim Betteln: Die Tater*innen
nutzen die Notlage der Menschen aus, bringen sie
gezielt in eine Zwangslage, bedrohen sie oder wenden
Gewalt an. Die Betroffenen haben kaum Chancen,
ihre rechtlichen Anspriiche, etwa auf Lohn und Ent-
schadigung, gegeniiber den Tater*innen durchzusetzen.

Die Menschenhandelskonvention des Europarats

und die EU-Menschenhandelsrichtlinie verpflichten
Deutschland dazu, Menschenhandel zu verfolgen und
die Betroffenen zu unterstitzen. Seit November 2022
prift die neu eingerichtete Berichterstattungsstelle
Menschenhandel des Instituts die Umsetzung der
rechtlichen Vorgaben.

Rechte der Betroffenen besser durchsetzen
Betroffene von Menschenhandel und Ausbeutung
haben vielféltige Rechte. Fehlende Sprach-, Orts-
und Rechtskenntnisse machen es Betroffenen jedoch
schwer, sich Hilfe zu holen und ihre Rechte durch-
zusetzen. ,,Bei der Bekdmpfung von Menschenhandel
missen Schutz, Beratung und Unterstiitzung sowie
die Durchsetzung der Rechte der Betroffenen im Vor-
dergrund stehen®, betont Tanis. Wichtige MaBnahmen
fur die Betroffenen sind nach wie vor ein Aufenthalts-
titel unabhangig von ihrer Aussagebereitschaft, eine
geschitzte Unterkunft, spezialisierte Beratungsange-
bote und materielle Unterstitzung.

Die Berichterstattungsstelle wird Datenhalter dabei
unterstiitzen, aussagekraftige Daten Uber die Situa-
tion von Betroffenen von Menschenhandel zu erheben.
Sie wird gesetzlichen Anderungsbedarf benennen,
Handlungsempfehlungen fiir Politik und Verwaltung
formulieren und zu einer an Schutz und Unterstiitzung
von Betroffenen orientierten Arbeit von Polizei und
Justiz beitragen. 2024 wird die Berichterstattungs-
stelle ihren ersten Periodischen Bericht verdffentlichen.
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,Der beste Schutz vor Gewalt ist
selbstbestimmt leben”

Menschen mit Behinderungen haben das Recht auf ein gewaltfreies Leben. In Wohn-
einrichtungen und Werkstéatten sind sie jedoch haufig von Gewalt betroffen. Das Institut
hat Handlungsempfehlungen formuliert, wie Menschen mit Behinderungen besser

geschutzt werden konnen.

Wie viele Menschen leben in Sondereinrichtungen
und wie viele von ihnen sind von Gewalt betroffen?
Britta Schlegel: In Deutschland leben circa 200.000
Menschen mit Behinderungen in Wohneinrichtungen
der Behindertenhilfe. Rund 330.000 Menschen sind
in Werkstatten beschaftigt. Viele Menschen mit Be-
hinderungen verbringen ihr ganzes Leben in Sonder-
einrichtungen. Das hat wenig mit Inklusion zu tun.
Gewaltvorkommnisse in Wohneinrichtungen oder
Werkstatten werden nicht behdrdlich erfasst. Dass
das Risiko fir Gewalterfahrungen sehr hoch ist,
zeigen jedoch Studien, die die Bundesregierung in
Auftrag gegeben hat. So berichteten 58 Prozent der
Frauen mit intellektuellen Beeintrachtigungen, die in
besonderen Wohnformen leben, von korperlicher
Gewalt, 68 Prozent haben psychische und 21 Prozent
sexualisierte Gewalt erlebt. Derzeit l1&uft eine Folge-
studie, die auch Manner und Jungen mit Beeintrach-
tigungen einbezieht.

Warum sind Menschen mit Behinderungen in
Wohneinrichtungen und Werkstatten besonders
von Gewalt betroffen?

Zunachst der Hinweis, dass der in den genannten
Studien und Menschenrechtsvertragen verwendete
Gewaltbegriff recht breit gefasst ist und Beleidigungen,
psychischen Druck, kérperliche und sexualisierte Ge-
walt umfasst, aber auch fremdbestimmte Entscheidun-
gen uber Geburtenkontrolle und Elternschaft sowie
unrechtmaBige freiheitsentziehende MaBnahmen.
Haufig sind es strukturelle Rahmenbedingungen, die
zu Gewalt fithren. In vielen Wohneinrichtungen herrscht
beispielsweise eine starke Abhangigkeit vom Pflege-
und Betreuungspersonal, der Alltag ist fast durchweg
fremdstrukturiert. Dariiber hinaus wird haufig die Pri-

vat- und Intimsphare nicht ausreichend geschiitzt, es
gibt zum Beispiel keine abschlieBbaren Zimmer oder
geschlechtssensible Pflege.

Wo sind die groBten Liicken im Gewaltschutz?
Viele der beteiligten Akteure - zum Beispiel Wohlfahrts-
verbande, Kostentrager und Heimaufsichtsbehorden
- sind sich leider immer noch zu wenig bewusst, wie
wichtig der Gewaltschutz in Einrichtungen ist und was
er alles umfasst. Das Thema wird zwar politisch und
in der Praxis der Eingliederungshilfe starker diskutiert
als noch vor zehn Jahren. Auch gibt es inzwischen en-
gagierte Einrichtungen, die erfolgreiche Praventions-
konzepte entwickelt haben. Wir wissen aber nicht, wie
viele davon tatsachlich praventiv arbeiten oder ob die
Gewaltschutzkonzepte nur auf dem Papier existieren.
In der Breite ist das Thema noch nicht als Prioritat und
Daueraufgabe angekommen. Immerhin gibt es seit
2021 endlich eine Verpflichtung im Sozialgesetzbuch,
wonach Einrichtungen MaBnahmen zur Gewaltpréven-
tion ergreifen missen. Dieser wichtige gesetzgeberische
Schritt fihrt hoffentlich langfristig zu Verbesserungen.
Hinzu kommt, dass Bewohner*innen und Werkstatt-
beschéftigte ihre Rechte zu wenig kennen. Das ver-
hindert in vielen Fallen, dass sich Menschen mit
Behinderungen gegen Ubergriffe wehren und sich be-
schweren. Deshalb muss die Préventionsarbeit gemein-
sam mit ihnen stattfinden.

Wie reagieren Instititutionen und Behoérden,
wenn es zu einem Vorfall gekommen ist?

Was die Intervention nach einer Gewalterfahrung an-
geht, fehlt es haufig an Informationen iber Ablaufe
und uber Unterstitzungsstrukturen. Beratungs- und
Anlaufstellen wie Frauenh&user sind in den Einrichtun-
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gen fir Menschen mit Behinderungen oft unbekannt.
Hinzu kommt, dass es in Deutschland nicht genug
Frauenhausplatze gibt. Die vorhandenen Anlaufstellen
sind in der Regel weder barrrierefrei noch auf die be-
sonderen Bedarfe der Zielgruppe vorbereitet. Auch
Mitarbeitende bei Polizei, Staatsanwalt- und Richter-
schaft wissen oft nichts oder zu wenig (iber die Situa-
tion von Menschen mit Behinderungen. Das fiihrt dazu,
dass es im Strafverfahren an Versténdnis und Sensi-
bilitat fir die Betroffenen fehlt und kommunikative
und raumliche Barrieren nicht iberwunden werden.
Eine weitere Schutzlicke: In den meisten Bundeslan-
dern wird der Gewaltschutz in Einrichtungen bislang
nicht wirksam behdrdlich Gberwacht.

Was sind die zentralen Forderungen des Instituts?
Die UN-Behindertenrechtskonvention verpflichtet
Deutschland dazu, jede Form von Ausbeutung, Gewalt
und Missbrauch zu verhindern. Fiir die Umsetzung
sind unterschiedliche staatliche Akteure verantwort-
lich. Das Institut hat 2022 gemeinsam mit dem Bun-
desbehindertenbeauftragten Handlungsempfehlungen
fur Politik und Praxis zum Schutz vor Gewalt in Einrich-
tungen entwickelt. Unter anderem haben wir gesetz-
geberischen Nachbesserungsbedarf an Paragraf 37a
des SGB IX formuliert, die Starkung der Selbst- und
Mitbestimmung von Bewohner*innen und Werkstatt-
beschéftigten gefordert, aber auch MaBnahmen fiir
einen besseren Zugang zum Recht und fir eine wirk-
same Uberwachung des Gewaltschutzes vorgeschlagen.

Wie geht es mit dem Thema Gewaltschutz weiter?
Jegliche Form von Gewalt gegen Menschen mit Behin-
derungen ist grund- und menschenrechtlich verboten.
Wir wiirden es begriiBen, wenn die Bundesregierung
die Realisierung von Gewaltschutz intensiv und zustan-
digkeitsiibergreifend diskutiert. Dabei sollten die Lan-
desregierungen sowie die Sozialleistungstrager, die
Einrichtungstrager und Selbstvertretungsorganisatio-
nen von Menschen mit Behinderungen wie Heimbei-
rate, Frauenbeauftragte und Netzwerke von Frauen
mit Behinderungen einbezogen werden. Nicht zuletzt
erwarten wir eine Antwort auf die noch offene Frage
nach einer wirksamen behérdlichen Uberwachung.
Auch der UN-Ausschuss flr die Rechte von Menschen
mit Behinderungen forderte die Bundesregierung bei
der letzten Staatenprifung Deutschlands dazu auf,

eine wirksame Gesamtstrategie zum Gewaltschutz zu
entwickeln. Auch deshalb wird das Institut das Thema
weiter intensiv begleiten. Generell gilt: Der beste Schutz
vor Gewalt ist, wenn Menschen mit Behinderungen
selbstbestimmt leben kdnnen. Wir missen die ganze
Kraft in den Aufbau einer inklusiven Gesellschaft
stecken.

Handlungsempfehlungen fiir Politik und Praxis

Gemeinsam mit dem Bundesbehindertenbeauf-
tragten hat das Institut im Mai 2022 Handlungs-
empfehlungen flr einen besseren Gewaltschutz in
der Eingliederungshilfe veroffentlicht.

Sie richten sich an unterschiedliche Akteure, die
beim Thema Gewaltschutz Verantwortung tragen:
Bundesregierung, Landesregierungen, Sozial-
hilfetréger, die Leistungen fiir Menschen mit
Behinderungen finanzieren, Einrichtungstrager
der Behindertenhilfe und ihre Fachkrafte. Auch
die Aufsichts-, Strafverfolgungs- und Justizbehor-
den sind in der Pflicht.

Das Papier umfasst 40 Empfehlungen in den
Bereichen ,Gewaltschutzkonzepte®, ,Partizipation
und Empowerment®, ,Intervention und Opfer-
schutz* und ,Unabhingige Uberwachung des Ge-
waltschutzes®. Um fiir moglichst viele Menschen
zuganglich zu sein, wurde es in Leichte Sprache
und Deutsche Gebardensprache tbersetzt.

Bundesbehindertenbeauftragter/Deutsches Institut
flir Menschenrechte (2022): Schutz vor Gewalt in
Einrichtungen fir Menschen mit Behinderungen -
Handlungsempfehlungen fir Politik und Praxis.
Berlin

Zur Person

Dr. Britta Schlegel ist Soziologin und arbeitet seit
2014 am Institut. Ihre Arbeitsschwerpunkte sind un-
ter anderem Gewaltschutz, Frauen mit Behinderungen
und menschenrechtliche Datenerhebung. Seit August
2020 leitet sie die Monitoring-Stelle UN-Behinderten-
rechtskonvention gemeinsam mit Dr. Leander Palleit.


https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/mehr-schutz-vor-gewalt-fuer-menschen-mit-behinderungen-forderungen-und-verbesserungs-vorschlaege
https://www.behindertenbeauftragter.de/SharedDocs/DerBeauftragteAktuell/DE/GBS/2022/20220516_Gewaltschutz.html
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/Weitere_Publikationen/Schutz_vor_Gewalt_in_Einrichtungen_fuer_Menschen_mit_Behinderungen._Handlungsempfehlungen_fuer_Politik_und_Praxis.pdf
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/Weitere_Publikationen/Schutz_vor_Gewalt_in_Einrichtungen_fuer_Menschen_mit_Behinderungen._Handlungsempfehlungen_fuer_Politik_und_Praxis.pdf
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/Weitere_Publikationen/Schutz_vor_Gewalt_in_Einrichtungen_fuer_Menschen_mit_Behinderungen._Handlungsempfehlungen_fuer_Politik_und_Praxis.pdf
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Geburtsurkunde:

Ein Schlussel fur viele Rechte

Die UN-Kinderrechtskonvention garantiert jedem Neugeborenen das Recht auf eine
Geburtsurkunde. Doch viele in Deutschland geborene Kinder erhalten diese Urkunde
nicht - weil ihre Eltern Geflichtete sind, die ihre Identitat nicht nachweisen konnen. Ein
Webangebot des Instituts blindelt Wissenswertes rund um die Geburtenregistrierung.

Artikel 7 der UN-Kinderrechtskonvention (UN-KRK)
verpflichtet die Staaten, jedem Kind unverziiglich nach
der Geburt eine Geburtsurkunde auszustellen. Trotz
dieser klaren gesetzlichen Vorgabe gibt es Kinder, die -
in Deutschland geboren - keine Geburtsurkunde er-
halten oder erst sehr spat. Dies betrifft insbesondere
Kinder, deren Eltern ihre Identitat nicht mit den not-
wendigen Dokumenten nachweisen kdnnen, zum Bei-
spiel weil sie gefliichtet sind.

Auf dem Standesamt wird den betroffenen Kindern in
diesem Fall haufig ein beglaubigter Registerausdruck
ausgestellt. Auch das ist ein offizielles Dokument, das
beispielsweise bei Antréagen auf Sozialleistungen wie
Kindergeld vorgelegt werden kann. Im spateren Leben
ist jedoch eine Geburtsurkunde wichtig, zum Beispiel
bei einem Antrag auf deutsche Staatsangehdrigkeit
oder fiir eine Heirat. Der beglaubigte Registerausdruck
darf also nur eine Ubergangslésung sein.

»Eine Geburtsurkunde ist das zentrale Dokument, das
die Existenz eines Menschen belegt®, sagt Claudia
Kittel, Leiterin der Monitoring-Stelle UN-Kinderrechts-
konvention des Instituts. ,Sie erméachtigt eine Person
dazu, ihre Rechte gegeniiber einem Staat geltend zu
machen.“ Bereits seit 2021 entwickelt das Institut

im Rahmen des Projekts ,Papiere von Anfang an“ -
unterstiitzt durch einen Expert*innenbeirat, unter
anderem mit dem Bundesverband der Deutschen
Standesbeamtinnen und Standesbeamten, der Men-
schenrechtsorganisation jumen, dem Berliner Blro
des UN-Hochkommissariats fir Flichtlinge und Fach-

personen aus der Sozialen Arbeit - die Webseite
recht-auf-geburtsurkunde.de.

Das Projekt wurde von der CMS-Stiftung finanziert
und richtet sich insbesondere an Standesbeamt*innen
und Sozialarbeiter*innen. Erstere mussen die ldentitat
der Eltern beziehungsweise der Mitter Uberpriifen,
bevor sie eine Geburtsurkunde ausstellen; Letztere
sind in den Unterkiinften fir Geflichtete tétig, bera-
ten Eltern und begleiten sie auf Amter und Behdrden.
Kernstiick des Webprojekts ist eine Zusammenstellung
von haufig gestellten Fragen, die typische Praxispro-
bleme fiir beide Zielgruppen rund um die Geburten-
registrierung aufgreift. Die Website ist auf Deutsch,
Englisch und Arabisch aufrufbar.

Interaktives Webangebot fiir betroffene Eltern
2022 wurde das Projekt mit einer weiteren Projekt-
forderung durch die CMS-Stiftung um ein passgenau-
es Webangebot fir betroffene Eltern erweitert. Dazu
ermittelte das Institut im Vorfeld die Bedarfe der Ziel-
gruppe und fiihrte Interviews mit Gefliichteten durch.
Ein Wegweiser fir Eltern zeigt anhand einfacher
Schaubilder alle Stationen der Geburtenregistrierung.
Kurze Audiodateien in den Sprachen Deutsch, Englisch
und Arabisch ergénzen die Illustrationen und erklaren
den Eltern, was sie konkret tun miissen, damit ihr
Neugeborenes eine Geburtsurkunde erhélt.

Weitere Informationen

www.recht-auf-geburtsurkunde.de


https://www.recht-auf-geburtsurkunde.de
https://www.recht-auf-geburtsurkunde.de
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Jedes Leben ist gleich viel wert:
Das Problem der Triage

In Krisenzeiten kénnen die Kapazitaten fur eine intensivmedizinische Behandlung knapp
werden. Doch allen Menschen stehen die gleichen Chancen auf lebensrettende MaBnah-
men zu. Dieses Dilemma kann nur mit menschenrechtlichen MaBstaben geldst werden.

Ist jedes Leben wirklich gleich viel wert? Wer wird bei
begrenzten Ressourcen intensivmedizinisch behandelt
und wer nicht? Nach welchen Kriterien entscheiden
Arzt*innen? Diese Fragen stellten sich wihrend der
Coronapandemie vor allem Menschen mit Behinderun-
gen und altere Menschen. Sie fiirchteten, in Triage-
Situationen aufgegeben zu werden.

Ende 2021 forderte das Bundesverfassungsgericht den
Gesetzgeber auf, ,,unverziiglich“ Vorkehrungen zum
Schutz von Menschen mit Behinderungen im Fall ei-
ner sogenannten Triage zu treffen. Der Bundestag be-
schloss daraufhin im Dezember 2022 eine Anderung
des Infektionsschutzgesetzes - jedoch ohne
Selbstvertretungsorganisationen angemessen zu be-
teiligen und grundlegende Fragen auszudiskutieren.

Das Institut setzte sich im Vorfeld der Gesetzesande-
rung intensiv mit den verfassungs- und menschen-
rechtlichen Anforderungen auseinander, die an eine
Triage-Entscheidung gekniipft sein missen. ,Das Par-
lament hat im Gesetzgebungsverfahren eine Eile an
den Tag gelegt, die der zutiefst ethischen Dimension
einer Triage-Regelung nicht gerecht wird. Eine breite
Debatte in Parlament und Gesellschaft, ein Ringen
um eine gute Regelung waren unbedingt notwendig
gewesen,” kritisierte Institutsdirektorin Beate Rudolf.

Diskriminierung verhindern, nicht nur reduzieren
Laut Gesetz soll einzig das Kriterium der ,,aktuellen
und kurzfristigen Uberlebenswahrscheinlichkeit* fiir
die Zuteilung lebensrettender MaBnahmen ausschlag-
gebend sein. Die Vorkehrungen zum Diskriminierungs-
schutz im Gesetz halt Leander Palleit, Leiter der Moni-
toring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention des
Instituts, jedoch nicht fiir ausreichend: ,,Das Kriterium

der Uberlebenswahrscheinlichkeit birgt die Gefahr,
dass in der Praxis ungewollt unbewusste Benachteili-
gungen in die Zuteilungsentscheidung einflieBen.”
Denn vor allem Menschen mit Behinderungen sowie
altere Personen laufen nach wie vor Gefahr, dass ihre
teils vielfaltigen und komplexen Krankheitsbilder zu
voreiligen oder gar falschen Schlussfolgerungen fiihren
und in die Einschatzung ihrer Uberlebenswahrschein-
lichkeit einflieBen.

Keine Bewertung menschlichen Lebens per
Gesetz legitimieren

Aus menschenrechtlicher Sicht ist es besonders pro-
blematisch, dass mit dem jetzt im Gesetz festgelegten
Kriterium der Uberlebenswahrscheinlichkeit Menschen-
leben gegeneinander abgewogen werden. Das ist mit
dem Grundsatz der Gleichwertigkeit allen menschlichen
Lebens und der Menschenwirde unvereinbar. ,,Damit
wird eine unverriickbare Grenze Uberschritten, die das
Grundgesetz und die Menschenrechte ziehen. Denn
mit dieser Regelung wird menschliches Leben unter-
schiedlich bewertet®, betont Beate Rudolf. Die Men-
schenwiirde verbiete es aber gerade, eine Abstufung
oder Bewertung menschlichen Lebens staatlich zu
legitimieren. ,Vielmehr bekréaftigt das Grundgesetz:
Jedes Leben ist gleich viel wert.”

Das Institut pladierte daher fiir die Prifung des Ge-
setzes durch das Bundesverfassungsgericht, entwe-
der durch Verfassungsbeschwerden Betroffener oder
auf Antrag einer Landesregierung oder eines Viertels
der Mitglieder des Bundestages im Wege der abstrak-
ten Normenkontrolle. Damit kann ein Bundesgesetz
auf seine Vereinbarkeit mit den Grund- und Menschen-
rechten gepriift werden.






Der Klimawandel, der Ruckgang der Artenvielfalt oder

die Digitalisierung wirken sich massiv auf unser Leben aus.
Das Institut will dazu beitragen, die damit verbundenen
gesellschaftlichen und politischen Transformationsprozesse
menschenrechtsorientiert zu gestalten.



24 DEN WANDEL DER LEBENSGRUNDLAGEN MENSCHENRECHTLICH GESTALTEN

Vernetzung, Teilhabe und Hilfe: Die Chancen der Digitalisierung fiir Altere liegen auf der
Hand. Theoretisch. Praktisch aber sind viele dltere Menschen von digitalen Angeboten
der Behorden, Banken und sozialen Dienste ausgeschlossen. Das Institut fordert deshalb
flachendeckende Bildungs- und Unterstiitzungsangebote.

Altere Menschen, die sich in der digitalen Welt nicht
oder nicht sicher bewegen kdnnen, stoen in nahezu
allen Lebensbereichen auf Schwierigkeiten: Tickets
fur Kultur- und Freizeitveranstaltungen buchen, eine
Fahrplanauskunft erhalten oder Bringdienste nutzen -
das alles ist ohne Handy oder Computer kaum noch
méglich. Ahnliches gilt fiir Informationen {iber soziale
Aktivitaten und Hilfsangebote in Kommunen. Auch
Steuerangelegenheiten, Bankgeschéafte und manche
Vertrége lassen sich oft nicht mehr oder nur mit zu-
satzlichen Kosten auf dem Papierweg abschlieBen. In
einigen Lebensbereichen sind Menschen ohne Internet-
zugang sogar in der Auslibung ihrer Menschenrechte
eingeschrankt - etwa in ihrem Recht auf Gesundheit,
wenn Impf- oder Arzttermine nur noch online gebucht
werden kdnnen.

Fiir Altere mit geringem Einkommen ist die
Situation besonders prekar

»vom Digitalisierungsschub der vergangenen Jahre
konnten viele altere Menschen nicht profitieren, etwa
altere Frauen und altere Menschen mit Behinderungen.
Besonders prekar ist die Situation fur altere Menschen
mit geringem Einkommen, die sich weder Smartphone,
Computer noch Internetanschluss leisten konnen*,
sagt Claudia Mahler, Institutsexpertin fur die Rechte
alterer Menschen und seit 2020 auch Unabhéngige
Expertin der Vereinten Nationen fiir die Rechte Alterer.

Obwohl die Gruppe der Alteren stetig wichst, werden
ihre Bedirfnisse in Politik und Gesellschaft nicht aus-
reichend wahrgenommen und berlcksichtigt. Das
Bewusstsein, dass diese Unsichtbarkeit strukturelle
Diskriminierung nach sich ziehen kann, ist in der Politik
gering. Altere Menschen werden weder in der aktuel-
len Digitalisierungsstrategie der Bundesregierung
ausreichend mitgedacht noch im Dritten Gleichstel-
lungsbericht, der dem Thema Digitalisierung gewidmet
ist. Auch im Nationalen Bildungsbericht 2022 spielen
die Belange alterer Menschen kaum eine Rolle.

Das Institut forderte 2022 deshalb, bei Einflhrung
digitaler Angebote - insbesondere im Bereich der
offentlichen Verwaltung - analoge Alternativen nicht
ersatzlos zu streichen, vor allem dann nicht, wenn
keine Unterstiitzungsangebote zur Nutzung der digita-
len Formen zur Verfligung stehen. Dies gilt beispiels-
weise flr die Buchung von Behordenterminen und
Warnhinweise in Not- oder Katastrophenfallen.

Dariiber hinaus empfiehlt das Institut, dltere Menschen
bei der Entwicklung digitaler Angebote einzubeziehen,
damit ihre Bedurfnisse bei der Gestaltung von vorn-
herein mitgedacht und digitale Angebote einfach und
barrierefrei gestaltet werden. ,Digitale Dienste und
Technologien sollten gut handhabbar, moglichst selbst-
erkldrend und sicher funktionieren. Und sie sollten fir
alle verflighar und bezahlbar sein®, so Mahler. Benotigt
wirden flachendeckende und niedrigschwellige Bil-
dungs- und Unterstlitzungsangebote zum Erwerb digi-
taler Kompetenzen. In Alten- und Pflegeheimen sollte
zudem der Zugang zu digitalen Geraten sowie ein kos-
tenloser Internetzugang selbstverstandlich werden.
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Das Verschwinden von Arten bedroht die Okosysteme weltweit und damit auch die
Existenzgrundlagen der Menschheit. Der Schutz von Arten und Okosystemen ist uner-
lasslich, um die Menschenrechte, vor allem auf Nahrung, Gesundheit und sauberes

Wasser, zu sichern.

Die biologische Vielfalt schwindet in einem noch nie
dagewesenen Tempo. Der Weltbiodiversitéatsrat IPBES
berichtete 2019, dass etwa eine Million Tier- und Pflan-
zenarten vom Aussterben bedroht sind, viele davon
schon innerhalb der nachsten Jahrzehnte. Laut Welt-
klimarat zahlt der Verlust an Arten und stabilen Oko-
systemen - neben der Klimakatastrophe und der Um-
weltverschmutzung - zu den drei planetaren Krisen,
die sich gegenseitig verstarken. Alle Menschen welt-
weit sind davon betroffen, besonders jedoch indigene
Volker und lokale Gemeinschaften.

Das Institut hat 2022 Forschung initiiert, um den
Zusammenhang zwischen biologischer Vielfalt und
der Austbung von Menschenrechten genauer zu
untersuchen.

Ernahrungssicherheit setzt Artenvielfalt voraus
Menschen sind abhangig von der Artenvielfalt und
intakten Okosystemen: Sie brauchen Wasser und
Nahrung, beides in ausreichender Menge und Quali-
tét. Biologische Vielfalt als eine der Grundlagen fir
das Funktionieren von Okosystemen ist unerlasslich,
um die Menschenrechte auf Nahrung und sauberes
Trinkwasser zu sichern sowie das Recht auf Gesund-
heit und damit letztlich auch das Recht auf Leben.
Der genetische Variantenreichtum der Natur ist bei-
spielsweise fiir die Landwirtschaft von zentraler Be-
deutung: Zeigt sich eine Nutzpflanzenart anféllig fur
Schéadlinge oder Krankheitserreger oder kann sie sich
nicht an veranderte klimatische Verhéltnisse anpassen,
kdnnen widerstandsfahigere Arten genutzt werden,
um Ernteausféllen vorzubeugen. Eine schrumpfende
genetische Vielfalt von Pflanzen- und Tierarten be-
droht daher die Erndhrungssicherheit.

Doch auch MaBnahmen zum Erhalt der biologischen
Vielfalt und der Okosysteme miissen menschenrechts-
basiert sein. So sind indigene Gruppen und lokale Ge-
meinschaften haufig in ihren Rechten bedroht, wenn
strenge NaturschutzmaBnahmen fir Teile ihres Sied-
lungsgebietes beschlossen werden, die eine gravieren-
de Anderung ihrer Lebensweise oder Umsiedlungen
zur Folge haben.

Instrumente auf internationaler Ebene

Die enge Verkniipfung zwischen biologischer Vielfalt
und Menschenrechten beschaftigt zunehmend auch
UN-Gremien. Auf internationaler Ebene wird verstarkt
diskutiert, welche menschenrechtlichen Verpflichtun-
gen sich fir die Staaten aus der Bedrohung der natir-
lichen Lebensgrundlagen ergeben. So wurde das Men-
schenrecht auf eine saubere, gesunde und nachhaltige
Umwelt im Oktober 2021 durch den Menschenrechts-
rat und im Juli 2022 durch die UN-Vollversammlung
per Resolution politisch anerkannt. Das Institut hatte
dazu im Vorfeld eine Stellungnahme abgegeben.

Fir den Schutz der biologischen Vielfalt und ihre nach-
haltige Nutzung ist das Ubereinkommen iiber die bio-
logische Vielfalt (CBD) das zentrale volkerrechtliche
Instrument. Im Dezember 2022 einigten sich die Ver-
tragsstaaten in Montreal auf ihrer 15. gemeinsamen
Konferenz, der COP 15, auf vier langfristige Ziele bis
2050 sowie 23 konkrete Ziele bis 2030, um den Ver-
lust der biologischen Vielfalt zu stoppen. So sollen
mindestens 30 Prozent der weltweiten Land- und
Meeresflache unter Schutz gestellt werden. Das Insti-
tut hat die COP15-Verhandlungen in Montreal beob-
achtet und wird sich auch 2023 mit dem Thema bio-
logische Vielfalt befassen.
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Extremwetterereignisse hdufen sich. Sie kosten Menschenleben, fiihren zu ErnteeinbuBen,
schaden der Gesundheit und zerstoren Infrastruktur. Um seine Bevolkerung vor den
Auswirkungen des Klimawandels zu schitzen, muss Deutschland angemessene Klima-
schutz- und KlimaanpassungsmaBnahmen umsetzen.

Die Botschaft des Weltklimarats im Méarz 2023 war
mehr als deutlich: Es braucht eine radikale und sofor-
tige Reduktion der klimasché&dlichen Treibhausgase,
um die globale Erderwarmung auf 1,5 Grad einzudam-
men. Der AusstoB von Treibhausgasen muss weltweit
bis 2030 um 43 Prozent gesenkt werden. Auf das
1,5-Grad-Ziel haben sich die Vertragsstaaten des
Pariser Klimaabkommens, darunter auch Deutschland,
im Jahr 2015 geeinigt. Um dieses Ziel noch erreichen
zu kdnnen, missen die Klimaschutzambitionen laut
Weltklimarat erheblich gesteigert werden. Gelingt
dies nicht, wird das erhebliche Auswirkungen auf
Menschen und Natur in allen Regionen der Erde ha-
ben: mehr Hitzewellen, Dirren, Starkregenereignisse
und Uberschwemmungen.

Die verheerende Flutkatastrophe im Westen und
Sldwesten Deutschlands im Juli 2021 hat schmerz-
lich vor Augen gefiihrt, wie dringlich und notwendig
die Anpassung an die Folgen des Klimawandels auch
in Deutschland ist. Im November 2021 hat der UN-
Menschenrechtsausschuss kritisiert, dass Deutsch-
land keine Informationen zu VorsorgemaBnahmen
vorgelegt hat, um die Bevdlkerung vor den negativen
Auswirkungen des Klimawandels und vor Naturkatast-
rophen zu schitzen. Der Ausschuss empfiehlt
Deutschland, einen Vorsorgeansatz zu verfolgen.

Aus menschenrechtlicher Perspektive muss die Politik
bestimmte Bevolkerungsgruppen besonders beriick-
sichtigen: Wie schitzen wir &ltere Menschen, Kinder
oder wohnungslose Menschen bei Hitzewellen? Wie
kann bei extremen Dirreperioden die Versorgung von
Privathaushalten mit Trinkwasser sichergestellt werden,
unabhéngig von Wohnort und Einkommen? Werden

Menschen mit Behinderungen beim Katastrophen-
schutz mitgedacht? Damit KlimaanpassungsmaBnah-
men nicht zu Menschenrechtsverletzungen fiihren,
muss die menschenrechtliche Folgeabschatzung von
Anfang an mitgedacht werden. Vorsorge und Anpas-
sung kdnnen nur erfolgreich sein, wenn die Betroffe-
nen an der Erarbeitung von MaBnahmen angemessen
beteiligt sind. Dazu ist Deutschland menschenrecht-
lich verpflichtet.

Staat muss VorsorgemaBnahmen treffen

In seinem Menschenrechtsbericht 2021/2022 forderte
das Institut die Bundesregierung auf, die ,vorsorgende
Anpassungsstrategie“ und das geplante bundesweite
Klimaanpassungsgesetz schnellstmdglich auf den
Weg zu bringen und eine menschenrechtsbasierte
Klimaanpassungspolitik sicherzustellen, im Einzelnen:

— konkrete, messbare und verbindliche Klimaanpas-
sungsziele fir relevante Sektoren wie Wohnen,
Wasser und Gesundheit sowie eine regelméBige
Berichterstattung an den Deutschen Bundestag
Uber Fortschritte und Defizite bei deren Umsetzung

— eine deutschlandweite Datenerhebung zu den
Effekten des Klimawandels auf unterschiedliche
Bevolkerungsgruppen, zum Beispiel dltere Men-
schen, Kinder und Jugendliche, wohnungslose
Menschen und Menschen mit Behinderungen.
Solche Daten sollten réumlich zuordenbar sein. Die
Daten sollten Landtage und den Bundestag uber
die Notwendigkeit und den Umfang von Klimaan-
passungsmaBnahmen informieren und damit die
Debatte Uber Klimaanpassung auf eine solide Da-
tengrundlage stellen
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— die regelméBige Information besonders gefahrdeter
Bevolkerungsgruppen daruber, welche Klimarisiken
fur sie bestehen und welche MaBnahmen sie zu ih-
rem Schutz ergreifen kénnen

— eine Beteiligung der potenziell Betroffenen bei der
Entwicklung und der Umsetzung von MaBnahmen,
beispielsweise in Form von Klimaraten auf kom-
munaler, Lander- und Bundesebene

— ein niedrigschwelliger Zugang zu Abhilfe und zu
wirksamen Rechtsbehelfen, sollten Klimaanpas-
sungsmaBnahmen Menschenrechte beeintrach-
tigen oder verletzen

— eine menschenrechtliche Risiko- und Folgeab-
schatzung von KlimaanpassungsmaBnahmen, um
negative Auswirkungen friihzeitig zu identifizieren.

Weitere Informationen

Deutsches Institut fiir Menschenrechte (2022):
Entwicklung der Menschenrechtssituation in Deutsch-
land Juli 2021-Juni 2022. Bericht an den Deutschen
Bundestag gemaB § 2 Absatz 5 DIMRG. Berlin, S. 59-73

Auf diese Menschenrechte wirkt sich der Klimawandel besonders aus

Recht auf Leben
Artikel 6 UN-Zivilpakt

&
0,

OQO

VA

Recht auf Privat- und
Familienleben
Artikel 17 UN-Zivilpakt

Recht auf Bildung
Artikel 13 UN-Sozialpakt

il

Recht auf Arbeit
Artikel 6 & 7 UN-Sozialpakt

Recht auf Gesundheit
Artikel 12 UN-Sozialpakt

Recht auf Nahrung
Artikel 11 UN-Sozialpakt

Recht auf Wasser
Artikel 11 UN-Sozialpakt

Recht auf Wohnen
Artikel 11 UN-Sozialpakt






Rechtsstaatliche Institutionen und demokratische Verfahren
werden weltweit infrage gestellt. Das Institut setzt sich fur
ein funktionsfahiges Menschenrechtsschutzsystem, fur
rechtsstaatliche Institutionen und fur zivilgesellschaftliche
Freiraume ein.
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~Ohne Menschenrechte gibt es
keinen dauerhaften Frieden®

Der Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine bringt Leid, Zerstdrung und massive
Menschenrechtsverletzungen mit sich. Wie konnen die Menschenrechte in dieser
Situation dennoch Wirkung entfalten? Wie konnen die Verantwortlichen fur Menschen-
rechtsverletzungen zur Verantwortung gezogen werden und was bedeutet der Krieg fiir
die Menschenrechtslage in Deutschland? Institutsdirektorin Beate Rudolf im Interview.

Seit dem 24. Februar 2022 halt der russische
Angriffskrieg die Menschen in der Ukraine und
die Welt in Atem. Kénnen die Menschenrechte im
Krieg liberhaupt Wirkung entfalten?

Beate Rudolf: Die Menschenrechte gelten auch im
Krieg. Sie werden durch das humanitére Volkerrecht
modifiziert, das seinerseits klarstellt: Angriffe auf die
Zivilbevolkerung sind verboten, ebenso Folter, sexua-
lisierte Gewalt, willkiirliche Hinrichtungen und Ver-
schleppungen. Kriegsgefangene missen menschlich
behandelt werden. AuBerdem diirfen Kernkraftwerke
nicht angegriffen und Kulturgiter wie auch religidose
Statten missen geschiitzt werden. VerstoBe gegen
diese fundamentalen Regeln sind Kriegsverbrechen
und zu bestrafen. Der verantwortliche Staat muss
Wiedergutmachung fir Menschenrechtsverletzungen
und alle anderen Verletzungen des Volkerrechts
leisten.

Wie kénnen die Verantwortlichen zur Verant-
wortung gezogen werden?

Rudolf: Fir Kriegsverbrechen kénnen Soldat*innen
und die politisch und militérisch Verantwortlichen
nach dem Voélkerstrafrecht zur Rechenschaft gezogen
werden - durch die Gerichte eines jeden Staates oder
den Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag.
Der Européische Gerichtshof fiir Menschenrechte
kann uber Menschenrechtsverletzungen auf dem
Gebiet der Ukraine urteilen, die von der Russischen
Foderation bis zum 16. September 2022 begangen
wurden, also sechs Monate, nachdem ihre Mitglied-
schaft im Europarat endete. Dabei kann der Gerichts-
hof auch Entschadigungsleistungen festlegen. Im Mai
2023 haben die Staaten des Europarats ein Schadens-

register geschaffen, als ersten Bestandteil des von der
UN-Generalversammlung empfohlenen internationalen
Entschadigungsmechanismus fiir alle Schaden, die
durch den russischen Angriffskrieg sowie die Ver-
letzungen des humanitéaren Volkerrechts und der
Menschenrechte verursacht wurden und werden.

Der Internationale Strafgerichtshof hat Mitte
Marz 2023 Haftbefehl gegen Putin erlassen.

Es geht um den Tatvorwurf der Verschleppung
von ukrainischen Kindern. Wie wichtig ist dieser
Haftbefehl?

Rudolf: Die Ahndung schwerster Menschenrechts-
verletzungen ist ein gemeinsames Anliegen der Welt-
gemeinschaft. Es geht um Gerechtigkeit fiir die Opfer
und die Verteidigung der Grundlagen des friedlichen
Zusammenlebens. Ohne Menschenrechte gibt es kei-
nen dauerhaften Frieden. Durch den Haftbefehl wird
deutlich: Putin hat sich auBerhalb der internationalen
Rechtsordnung gestellt und muss sich dafiir verant-
worten. Kein Staat, der Vertragspartei des Statuts fiir
den Internationalen Strafgerichtshof ist, darf ihm die
Einreise erlauben.

Ebenso wichtig ist es, dass weitere Akteure ermit-
teln und Verletzungen der Menschenrechte und des
humanitéren Volkerrechts dokumentieren: die vom
UN-Menschenrechtsrat eingesetzte unabhangige
Untersuchungskommission sowie die ,Human Rights
Monitoring Mission in Ukraine‘ des UN-Hochkommis-
sariats fiir Menschenrechte, ukrainische Stellen,
darunter auch die Nationale Menschenrechtsinstitu-
tion der Ukraine, ukrainische und internationale Nicht-
regierungsorganisationen sowie zahlreiche Staaten,
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auch Deutschland. Alle diese Erkenntnisse kdnnen in
Strafverfahren, durch den Europaischen Gerichtshof

fir Menschenrechte und bei Entscheidungen iber die
Entschadigungspflicht Russlands genutzt werden.

Was sollte auBer den Ermittlungen gegen die
Verantwortlichen und der Dokumentation der
Schaden getan werden?

Rudolf: Die internationale Strafverfolgung ist ein
wichtiges Instrument, um die Geltung des Rechts bei
schwersten Menschenrechtsverletzungen zu bekréa-
ftigen. SchlieBlich kann sich die politische Situation in
Russland schneller andern, als man das derzeit abse-
hen kann. Zugleich ist jetzt wichtig, die Folgen des
Krieges fiir die Menschen in der Ukraine abzumildern.
Insbesondere miissen nach der Befreiung russisch
besetzter Gebiete die Opfer von Folter, sexualisierter
Kriegsgewalt und Verschleppung unterstiitzt werden.
Die Menschen in den Kriegsgebieten brauchen medi-
zinische und psychologische Versorgung, Nahrungs-
mittel und Kleidung, und sie brauchen Hoffnung. Die
zivilgesellschaftlichen Organisationen und Initiativen in
der Ukraine, die GroBartiges leisten, bendtigen ideelle
und materielle Unterstiitzung. Das gilt insbesondere
fur diejenigen, die sich auch und gerade in der Kriegs-
situation fur die Beachtung der Menschenrechte so-
wie demokratischer und rechtsstaatlicher Prinzipien
in der Ukraine einsetzen. Daher dirfen Deutschland
und die Welt nicht die Aufmerksamkeit vom ungeheu-
ren menschlichen Leid in der Ukraine abwenden. Auch
deshalb missen die veribten Verbrechen sichtbar ge-
macht werden.

Welche Rolle konnen Nationale Menschenrechts-
organisationen wie das Deutsche Institut fiir
Menschenrechte spielen?

Rudolf: Im Rahmen des Europaischen Netzwerks der
Nationalen Menschenrechtsinstitutionen (ENNHRI)
unterstiutzen und starken wir gemeinsam die ukraini-
sche Ombudsinstitution, damit sie ihre wichtige Arbeit
bei der Dokumentation von schwersten Menschen-
rechtsverletzungen, der Unterstltzung Betroffener,
dem Austausch von Gefangenen und Verschleppten
und fir die Achtung der Menschenrechte im eigenen
Land gut leisten kann. Dafilir waren Vertreter*innen
von ENNHRI wiederholt in Kiew. ENNHRI ermdglicht
auch, dass sich die Nationalen Menschenrechtsinsti-

tutionen der benachbarten und besonders belasteten
Staaten uber gute Praxis bei der Aufnahme von
Flichtlingen austauschen.

Sie sprechen es schon an: Viele Menschen aus
der Ukraine haben keine andere Wahl, als vor dem
Krieg in andere Lander zu fliehen. Wer schiitzt
ihre Menschenrechte?

Rudolf: Die Menschen, die aus der Ukraine fliehen,
haben ein Recht auf Schutz und Sicherheit im Aus-
land. Deutschland hat dazu bislang einen besonders
groBen Beitrag geleistet, ebenso wie Moldau und
Polen. Mittlerweile kommen zahlreiche Kommunen
und privaten Initiativen an ihre Grenzen. Es ist daher
ein klares politisches Bekenntnis vonnoten, auch als
Staat solidarisch zu bleiben und dies mit den erforder-
lichen Finanzmitteln zu unterlegen. Vergessen wir nicht:
Die Ukraine wehrt sich gegen einen menschenrechts-
widrigen Angriffskrieg. Putin spekuliert darauf, dass
in den demokratischen Staaten die Bereitschaft, Fllicht-
linge aufzunehmen und die Folgen der Energieverknap-
pung aufzufangen, wegbricht und damit auch die Un-
terstutzung fur die Ukraine. Die Politik darf nicht in
diese Falle gehen. Sie darf nicht wegen der Belastung
durch die Flichtlinge aus der Ukraine die Menschen-
rechte anderer Geflichteter und damit européischer
Grundwerte aufgeben. Die erschiitternden Berichte
uber schwerste Menschenrechtsverletzungen unter
russischer Besatzung machen deutlich: Der Krieg
gegen die Ukraine ist auch ein Krieg gegen die Men-
schenrechte. Wer Frieden will, muss die Menschen-
rechte verteidigen - in der Ukraine und hierzulande!

~Wer fir Kriegsverbrechen verantwortlich ist, muss
zur Rechenschaft gezogen werden“ - Pressemitteilung
vom 20.6.2022

Prof. Dr. Beate Rudolf ist seit 2010 Direktorin des
Instituts. Seit 2022 ist sie Mitglied im Vorstand des
Européischen Netzwerks der Nationalen Menschen-
rechtsinstitutionen. Von 2016 bis 2019 war sie
Vorsitzende des Weltverbands der Nationalen
Menschenrechtsinstitutionen.


https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/aktuelles/detail/wer-fuer-kriegsverbrechen-verantwortlich-ist-muss-zur-rechenschaft-gezogen-werden#:~:text=Seitdem%20ist%20klar%3A%20Wer%20für,Staats%2D%20oder%20Regierungschefs%20und%20Regierungsmitglieder.
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/aktuelles/detail/wer-fuer-kriegsverbrechen-verantwortlich-ist-muss-zur-rechenschaft-gezogen-werden#:~:text=Seitdem%20ist%20klar%3A%20Wer%20für,Staats%2D%20oder%20Regierungschefs%20und%20Regierungsmitglieder.
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/aktuelles/detail/wer-fuer-kriegsverbrechen-verantwortlich-ist-muss-zur-rechenschaft-gezogen-werden#:~:text=Seitdem%20ist%20klar%3A%20Wer%20für,Staats%2D%20oder%20Regierungschefs%20und%20Regierungsmitglieder.
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Wer vor Verfolgung, Krieg oder Menschenrechtsverletzungen Schutz in der EU sucht,
hat das Recht auf ein faires und individuelles Asylverfahren. An den EU-AuBengrenzen
wird dieses Recht jedoch massiv eingeschrankt. Das Institut setzt sich fir eine men-
schenrechtskonforme Reform des européaischen Asylsystems ein.

2022 stellten laut EU-Asylagentur rund 966.000
Menschen Asylantrage in der EU, 215.000 davon in
Deutschland - die meisten Antragsteller*innen
kamen aus Syrien (rund 132.000) und Afghanistan
(rund 129.000).

Als im Sommer 2021 immer mehr Schutzsuchende
Uber Belarus die Grenzen von Polen, Lettland und
Litauen erreichten, erarbeitete die EU-Kommission
eine sogenannte Instrumentalisierungsverordnung,
die 2022 beschlossen werden sollte. Sie hatte es
ermoglicht, Schutzsuchenden die Einreise in die EU
zu verwehren und das Asylverfahren direkt an der
Grenze durchzufiihren. Wahrend des Verfahrens
hatten sie bis zu vier Monate in Haft genommen wer-
den kdnnen - Ausnahmen etwa fir Minderjahrige
oder Familien waren nicht vorgesehen.

Auf Druck der Zivilgesellschaft - auch das Institut kri-
tisierte das Vorhaben - legten die EU-Mitgliedstaaten
die Plane vorerst auf Eis. ,Statt die européaischen
Schutzstandards schleichend abzusenken, sollte der
Fokus darauf liegen, effektiv gegen Gewalt und Recht-
losigkeit an den EU-AuBengrenzen vorzugehen und
Schutzsuchenden die ihnen zustehenden Rechte zu
gewahren®, sagt Anna Suerhoff, Institutsexpertin fir
Flucht und Asyl. Das Institut fordert den Ausbau von
sicheren Zugangswegen in die EU und einen solidari-
schen Verteilmechanismus, der die Aufnahme von
Schutzsuchenden verbindlich regelt.

Unbiirokratische Aufnahme von Gefliichteten
Dass es auch anders geht, zeigt der Umgang der EU
mit Schutzsuchenden aus der Ukraine: Nach Beginn
des volkerrechtswidrigen Angriffskriegs Russlands auf
das Land entschied die EU im Marz 2022, die ,,Richt-
linie Uber temporaren Schutz“ anzuwenden. Danach
erhalten ukrainische Kriegsfliichtlinge unbirokratisch

ein befristetes Aufenthaltsrecht in der EU. Bis Februar
2023 kamen mehr als eine Million Ukrainer*innen
nach Deutschland. Die EU bewies, dass sie sehr wohl
in der Lage ist, schnell und solidarisch eine grof3e
Anzahl von Menschen zu unterstiitzen und ihnen von
Anfang an den Zugang zu Arbeitsmarkt, Bildung, me-
dizinischer Versorgung oder IntegrationsmaBnahmen
zu gewahren.

~Dieses Vorgehen sollte als Best-Practice-Beispiel fiir
die Versorgung anderer Schutzbediirftiger dienen®,
fordert Nele Allenberg, Leiterin der Abteilung Men-
schenrechtspolitik Inland/Europa. Weil die Dublin-
Verordnung keine Anwendung fand, konnten sich
Schutzsuchende aus der Ukraine aussuchen, in
welchem Mitgliedstaat sie um Aufnahme ersuchen.
Die Effekte einer solchen Verteilung auf die Integrati-
onsmoglichkeiten sollte die EU auswerten und auf po-
sitive Effekte hin untersuchen.

In Deutschland leben viele Menschen zum Teil
Jahrzehnte mit einem Duldungsstatus. Die damit
verbundene unsichere Lebenssituation und die
Beschrankungen wie Arbeitsverbote und Wohnsitz-
auflagen erschweren es ihnen, sich zu integrieren
und eine reguldre Aufenthaltserlaubnis zu erlan-
gen. Durch das Chancen-Aufenthaltsrecht, das
der Bundestag 2022 einfiihrte, soll sich das an-
dern: Wer zum Stichtag 31. Oktober 2022 fiinf
Jahre in Deutschland gelebt hat und nicht straffal-
lig geworden ist, hat nun 18 Monate Zeit, um die
Voraussetzungen fir eine Aufenthaltserlaubnis zu
erfiillen. Das Institut begriiBte das neue Gesetz
als Schritt in die richtige Richtung.
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~Die Verwirklichung der Menschen-
rechte ist kein geradliniger Weg*

Als die UN-Generalversammlung 1948 die Allgemeine Erklarung der Menschenrechte
verabschiedete, hofften Menschen auf der ganzen Welt auf die Verwirklichung von Freiheit,
Gleichheit und Gerechtigkeit. Michael Windfuhr und Claudia Mahler (ber die Errungen-
schaften im internationalen Menschenrechtsschutz und aktuelle Herausforderungen.

Claudia Mahler, Michael Windfuhr, neben lhrer
Tatigkeit im Institut tragen Sie auf UN-Ebene
Verantwortung fiir den Schutz der Menschen-
rechte. Halt das System des internationalen
Menschenrechtsschutzes den aktuellen Heraus-
forderungen stand?

Michael Windfuhr: Digitalisierung, Klimawandel,
Pandemie - die Liste der Herausforderungen ist lang.
Die Vorgaben und Strukturen des internationalen
Menschenrechtsschutzes konnen helfen, menschen-
rechtlich angemessene Antworten darauf zu finden.
Der Klimawandel beispielsweise wird in Zukunft mas-
sive Auswirkungen auf die Verwirklichung zahlreicher
Menschenrechte haben, etwa auf das Recht auf
Gesundheit, auf Wohnen, auf Nahrung oder Wasser.
Die Ausgestaltung staatlicher MaBnahmen muss sich
an den Menschenrechten orientieren, damit die
Menschenwirde aller geschiitzt werden kann.

Claudia Mahler: Ich beobachte eine groBe Zuriick-
haltung vieler européaischer Staaten bei der Erweite-
rung des Menschenrechtsschutzes. Es ist wichtig,
dass die Beflirworter*innen der Menschenrechte
nicht untatig abwarten und denen das Feld iiberlas-
sen, die von Menschenrechten nicht mehr liberzeugt
sind. Hinzu kommt die schwierige finanzielle Situation
der Vereinten Nationen und speziell des UN-Hoch-
kommissariats flir Menschenrechte. Sie sollen die
Umsetzung aller Menschenrechte weltweit im Blick
haben, sind fir diese riesige Aufgabe aber finanziell
vollig unzureichend ausgestattet.

Welche Fortschritte in Sachen Menschenrechte
gab es in den letzten 75 Jahren, wo sehen Sie
Riickschlage?

Windfuhr: Als ich begann, mich mit Menschenrechten
zu beschéftigten, war die Unterdriickung in Osteuropa
das groBe Thema. Die Menschenrechte waren fiir viele
Widerstandsbewegungen der Referenzrahmen, der
sie motiviert hat. Niemand hat damals gedacht, dass
sich so schnell etwas @ndern wiirde. Fortschritte gab
es auch bei der Umsetzung der wirtschaftlichen, so-
zialen und kulturellen Rechte. Inzwischen hat sich die
Erkenntnis durchgesetzt, dass eine Globalisierung
ohne ausreichende soziale Gestaltung die Demokratie
gefahrden kann. Doch es gibt immer wieder auch Riick-
schritte, beispielsweise wenn demokratische Staaten
mit Diktaturen kooperieren, Menschenrechtsverletzun-
gen tolerieren und sich selbst nicht an menschen-
rechtlichen Vorgaben halten. Die Verwirklichung der
Menschenrechte ist kein geradliniger Weg.

Mahler: Auch wenn die Menschenrechte mittlerweile
weltweit anerkannt sind, werden heute wieder Dinge
in Zweifel gezogen, von denen man dachte, sie seien
langst Uberwunden. Es gibt beispielsweise Lander, die
UN-Resolutionen nicht unterstitzen, wenn das Wort
Gender darin vorkommt. Auch bei anderen Menschen-
rechtsthemen ringen UN-Diplomat*innen bei der
Suche nach dem kleinsten gemeinsamen Nenner um
jede Formulierung.

Der Menschenrechtsrat hat 47 Mitglieder, derzeit
gehodren ihm auch China, Kuba und Eritrea an.
Diese Lander sind nicht gerade fiir ihren Menschen-
rechtsschutz bekannt, sollen aber die Umsetzung
der Menschenrechte voranbringen. Wie glaubwiir-
dig sind die internationalen Gremien und Verfahren
des Menschenrechtsschutzes?
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Windfuhr: Die Mitglieder des Menschenrechtsrates
werden nach Regionalproporz gewéhlt, deshalb geho-
ren ihm auch Staaten an, die nicht zu den Menschen-
rechtsfreunden zahlen. In den ersten zwei Jahrzehnten
gab es im Menschenrechtsrat progressive Mehrheiten,
heute ist die Verabschiedung von Resolutionen erheb-
lich schwieriger geworden. Dennoch ist der Rat ein
wichtiges Gremium, um fir bestimmte Themen politi-
sche Mehrheiten zu gewinnen. Menschenrechte fallen
nicht vom Himmel, nur weil es UN-Konventionen gibt,
sie mussen immer wieder erstritten werden. Die Ver-
fahren der sogenannten Vertragsorgane, die die Um-
setzung der Menschenrechtskonventionen durch die
Vertragsstaaten Uberwachen, sind Ubrigens die einzi-
gen Verfahren im UN-System, in denen Staaten durch
unabhéngige Expert*innen liberpriift und zur Verant-
wortung gezogen werden kénnen.

Mahler: Im Menschenrechtsrat - im so genannten
Allgemeinen Periodischen Uberpriifungsverfahren -
steht die Umsetzung der Menschenrechte in den
Staaten regelméaBig auf dem Prifstand. Dort gibt

es zwar keine Uberpriifung durch unabhangige Ex-
pert*innen, sondern die Staaten priifen sich gegen-
seitig. Dennoch will jeder Staat ein positives Zeugnis
ausgestellt bekommen. Natdrlich ist es fragwirdig,
wenn dort Lander wie Saudi-Arabien eine bessere
Umsetzung der Frauenrechte in Deutschland anmah-
nen. Dennoch ist es wichtig, dass es Verfahren gibt,
die Staaten in einen Dialog (iber die Umsetzung der
Menschenrechte bringen. Als Korrektiv zu den staat-
lichen Berichten sind die Parallelberichte der Zivil-
gesellschaft und der Nationalen Menschenrechts-
institutionen sehr wichtig.

Welche Rolle spielt die Zivilgesellschaft im inter-
nationalen Menschenrechtsschutz?

Mahler: Sie ist eine wichtige Informationsquelle

bei der Uberpriifung der Menschenrechtslage in den
Staaten. Ihre Berichte und Einschatzungen bilden ein
Gegengewicht zu den meist positiv formulierten Staa-
tenberichten. Viele Nichtregierungsorganisationen
weltweit nutzen die internationalen Verfahren des
Menschenrechtsschutzes auch fir ihre Arbeit auf
nationaler Ebene, indem sie sich in ihren Landern auf
die UN-Empfehlungen beziehen.

Windfuhr: Neben nationalen und internationalen
Menschenrechtsinstitutionen gibt es heute institutio-
nalisierte zivilgesellschaftliche Organisationen wie
Amnesty International oder Human Rights Watch,
aber auch lokale Menschenrechtsgruppen und neue
Bewegungen wie Fridays for Future. Diese Mischung
ist erfreulich, auch wenn der Spielraum von zivilgesell-
schaftlichen Organisationen derzeit in vielen Staaten
eingeschrankt wird.

Claudia Mahler, der UN-Menschenrechtsrat hat
Sie 2020 zur ,Unabhangigen Expertin fiir den
Genuss aller Menschenrechte durch altere
Menschen* ernannt. Was sind lhre Aufgaben?
Zum einem erstelle ich jedes Jahr zwei thematische
Berichte mit Empfehlungen, wie die Menschenrechte
Alterer besser geschiitzt und umgesetzt werden kén-
nen. Aktuell arbeite ich zu Gewalt gegen Altere und
untersuche die Auswirkungen von nationalen Klima-
schutz- oder KlimaanpassungsmaBnahmen auf die
Rechte Alterer. Der eine Bericht wird im Menschen-
rechtsrat in Genf, der andere in der UN-General-
versammlung in New York diskutiert.

Zum anderem besuche ich jedes Jahr zwei Léander und
informiere mich Uber die Situation vor Ort. Ich kontak-
tiere nicht nur offizielle Vertreter*innen, sondern treffe
auch zivilgesellschaftliche Organisationen, besuche
gute oder schlechte Praxisbeispiele und spreche direkt
mit alteren Menschen. Zu meinen Aufgaben gehort
darlber hinaus die Bearbeitung von Individualbe-
schwerden oder strukturellen Beschwerden zu den
Rechten Alterer.

Seit Jahren gibt es Bemiihungen um eine eigene
UN-Konvention zu den Rechten Alterer. Kénnte
sie zu einer besseren Umsetzung der Menschen-
rechte Alterer beitragen?

In den bestehenden Menschenrechtsvertragen sind
altere Menschen unsichtbar: Im UN-Zivilpakt werden
sie kaum mitgedacht, selbst die UN-Frauenrechts-
konvention erwahnt altere Frauen nicht. Ein eigener
Menschenrechtsvertrag wiirde die Rechte alterer
Menschen konkretisieren und kdnnte sie in den Fokus
der Politik riicken. Ahnlich wie es die UN-Behinder-
tenrechtskonvention seit ihrem Inkrafttreten fir die
Rechte von Menschen mit Behinderungen getan hat.



MENSCHENRECHTE UND RECHTSSTAAT STARKEN, ZIVILGESELLSCHAFTLICHE FREIRAUME SCHUTZEN 35

Wo steht der Prozess derzeit?

Seit zwolf Jahren diskutiert eine internationale Arbeits-
gruppe der UN-Generalversammlung, die Open Ended
Working Group on Ageing, Uber die Licken im derzei-
tigen Menschenrechtschutz fir Altere und dariiber,
wie sie geschlossen werden konnten. Derzeit fehlt
jedoch der politische Wille, die Schutzliicken klar zu
benennen und eine eigene Konvention zu verabschie-
den. Viele Staaten in Sud- und Mittelamerika machen
sich dafiir stark, viele européische Staaten zogern.
Auch Deutschland spricht sich noch nicht offen fiir
eine eigene Menschenrechtskonvention aus.

Herr Windfuhr, als einer von 18 Expert*innen
Uberpriifen Sie, wie die Vertragsstaaten des
UN-Sozialpakts die menschenrechtlichen Vorga-
ben umsetzen. Was geschieht bei einer solchen
Uberpriifung?

Neben den offiziellen Staatenberichten erhalten wir
Berichte von Nationalen Menschenrechtsinstitutionen
oder zivilgesellschaftlichen Organisationen. Auf Grund-
lage dieser Berichte fiihren wir einen ,kritischen
Dialog® mit den Staatenvertretern und verfassen an-
schlieBend ,AbschlieBende Bemerkungen®. Darin wei-
sen wir auf Schwierigkeiten bei der Umsetzung der
Menschenrechte hin und machen Vorschlage, wie die
Menschenrechte besser geschiitzt werden konnen
und was die Staaten in den folgenden zwei Jahren
umsetzen sollten.

Der Ausschuss erarbeitet auch sogenannte
Allgemeine Bemerkungen zu einzelnen Rechten
oder Themen. Wozu dient das?

Die Allgemeinen Bemerkungen sind eine Interpreta-
tionshilfe, sie konkretisieren die menschenrechtlichen
Vorgaben und geben Hinweise, was Staaten bei der
Umsetzung beachten sollten. Derzeit arbeiten wir an
einer Allgemeinen Bemerkung zu nachhaltiger Entwick-
lung. Davor haben wir eine Allgemeinen Bemerkung
zum Thema Land verabschiedet, die besonders das
Recht auf Wohnen, Zwangsvertreibungen und Um-
siedlungen in den Blick ggnommen hat.

Seit wann haben wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte an Bedeutung gewonnen?

Ein wichtiger Impuls hierfir ging 1993 von der Wiener
Weltkonferenz fiir Menschenrechte aus, die die Unteil-

barkeit der Menschenrechte bekréftigt hat. Inzwischen
hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, dass die Men-
schenwirde nur verteidigt werden kann, wenn alle
Menschenrechte umgesetzt sind. In Deutschland sind
alle sozialen Rechte einklagbar, von der Rente Uber
den Mieterschutz bis hin zur Gesundheitsversorgung.
Wichtig ist, dass der Zugang zu diesen Rechten ohne
Diskriminierung moglich ist.

Was braucht es, damit Menschenrechte kiinftig
besser umgesetzt werden kénnen?

Mabhler: Der internationale Menschenrechtsschutz
muss sich weiterentwickeln und Antworten auf veran-
derte Realitaten geben. Digitalisierung, Klimawandel,
alter werdende Gesellschaften - all das war bei der
Verabschiedung des UN-Zivil- und des UN-Sozialpakts
1966 kein Thema. Von den europaischen Staaten
winsche ich mir auBerdem, dass sie weniger auf die
Mangel des UN-Systems fokussieren und die Empfeh-
lungen der Menschenrechtsgremien relativieren, son-
dern sich geeint und mit lauter Stimme fir die Men-
schenrechte einsetzen.

Windfuhr: Wir sollten uns auf die Errungenschaften
der Allgemeinen Erklarung der Menschenrechte be-
sinnen: Die Wirde jedes Menschen ist unantastbar
und jeder Mensch hat die gleichen Rechte. Menschen-
rechte sind die Grundlage des friedlichen Miteinanders
in einer Gesellschaft. Die Strahlkraft der Erklérung ist
auch nach 75 Jahren groB, fiir Protestbewegungen
wie aktuell im Iran ist sie ein wichtiger Bezugspunkt.
Die in der Erklérung verankerten Werte und Rechte
sollten Staaten, aber auch jedem Einzelnen als Orien-
tierungshilfe fiir das Handeln dienen.

Michael Windfuhr ist seit 2011 Stellvertretender
Direktor des Instituts. Seit 2016 ist er Mitglied im
UN-Ausschuss fiir wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Rechte.

Dr. Claudia Mahler ist seit 2010 Institutsexpertin zu
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten
und seit 2023 Teamleitung zu den Rechten Alterer.
Seit 2020 ist sie zudem Unabhangige UN-Expertin fir
die Rechte alterer Menschen.
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Beamt*innen sind Garanten des Rechtsstaates. AuBern sie sich rassistisch, darf das
nicht ohne Konsequenzen bleiben. Andernfalls wird das Vertrauen in den Rechtsstaat

beschadigt.

Rechte Hetze in Chatgruppen, rassistische AuBerun-
gen im Dienst, selbst ernannte ,Reichsblrger*innen®
als Richter*innen: Immer wieder werden rassistische
Positionierungen von Staatsbediensteten oder Rich-
ter*innen o6ffentlich. Sie wenden sich damit gegen die
fundamentalen Garantien der freiheitlichen demokra-
tischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes.

,Der Rechtsstaat darf keine Beamt*innen dulden, die
rassistische und rechtsextreme Positionen vertreten.
Er muss ihnen entschlossen entgegentreten - auch
mit den Mitteln des Disziplinarrechts®, unterstreicht
Hendrik Cremer, Institutsexperte fiir das Recht auf
Schutz vor Rassismus. Andernfalls wiirden Behorden,
Polizei und Justiz nicht nur unglaubwirdig, sondern
der Rechtsstaat riskiere schleichend seine eigene
Existenz.

Im Marz 2022 veroffentlichte das Institut die Studie
»Rassistische und rechtsextreme Positionierungen im
Dienste des Staates?”. Die Analyse verdeutlicht, dass
in Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes die unabding-
baren Grundlagen der Menschenrechte als Bestand-
teil der freiheitlichen demokratischen Grundordnung
verankert sind. Die Achtung der Menschenwiirde ist
fir den freiheitlichen demokratischen Rechtsstaat
konstituierend. Wer sich gegen den Grundsatz der
gleichen Menschenwiirde und der Rechtsgleichheit
eines jeden Individuums wendet, darf nicht verbeam-
tet werden oder bleiben. Das gilt auch fiir Richter*in-
nen und Soldat*innen der Bundeswehr.

Méoglichkeiten des Dienst- und Disziplinarrechts

nutzen

Beamt*innen haben das Recht, sich politisch zu en-

gagieren und ihre Meinung zu politischen Fragen zu

auBern. Aber: Sie sind verpflichtet, sich zur freiheitli-

chen demokratischen Grundordnung im Sinne des
Grundgesetzes zu bekennen und flr sie einzutreten,
also gerade auch Rassismus und Rechtsextremismus
entgegenzuwirken. Das Eintreten fiir die freiheitliche
demokratische Grundordnung - die verfassungsrecht-
liche Treuepflicht - ist zentrale Pflicht fiir alle Be-
amt*innen, Soldat*innen und Richter*innen. Versto-
Be dagegen wiegen deshalb grundsatzlich schwer.
»Die zusténdigen Stellen missen Beamt*innen, Rich-
ter*innen und Soldat*innen, die rassistische Positionen
vertreten und sich gegen die in Artikel 1 Absatz 1 des
Grundgesetzes verbrieften Garantien wenden, aus
dem Dienst entlassen kdnnen®, bekréaftigt Cremer.

Wird offenbar, dass eine verbeamtete Person ihrer
verfassungsrechtlichen Treuepflicht nicht nachkommt,
sind disziplinarrechtliche MaBnahmen einzuleiten. Das
betrifft auch Beamt*innen, die sich Positionen nicht
verbotener politischer Parteien wie etwa der AfD an-
schlieBen, welche auf die Beseitigung der Menschen-
wirdegarantie abzielen. Solch ein Disziplinarverfah-
ren muss immer als Einzelfallprifung erfolgen, die
auch zu einer Entlastung fiihren kann.

Damit Beamt*innen ihrer Rolle als Garanten des
Rechtsstaats gerecht werden, sind im Ubrigen MaB-
nahmen erforderlich, die ihr Bewusstsein fir ihre Ver-
pflichtung zum Bekenntnis und zum Eintreten fir die
freiheitliche demokratische Grundordnung scharfen.
Den Anwaérter*innen und Beamt*innen ist zu vermit-
teln, dass mit der Verpflichtung zum Eintreten fiir die
freiheitliche demokratischen Grundordnung mit Blick
auf die in Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes ver-
ankerten Garantien eine Haltung einhergeht, die in
der Ausubung ihres Amtes und dariiber hinaus prak-
tiziert werden muss. Darauf ist der Rechtsstaat zur
Erhaltung seiner Existenz angewiesen.
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Klimaproteste:

Reagiert der Staat angemessen?

Vehement demonstrieren vor allem junge Menschen fir mehr Klimaschutz. Dabei
nehmen sie ihr Recht auf Versammlungsfreiheit in Anspruch. Reagiert der Staat darauf
mit Sanktionen, muss der Grundsatz der VerhaltnismaBigkeit gewahrt werden.

Klimaaktivist*innen tragen ihre Anliegen mit unter-
schiedlichsten Aktionsformen in die Offentlichkeit:
Sie blockieren Verkehrswege, organisieren Protest-
camps, besetzen Gebdude oder Platze und gehen
damit bewusst Konflikte mit Behdrden ein. Immer
haufiger wird ihnen wegen dieser Aktionen pauschal
Extremismus oder gar ,Klimaterrorismus® (Unwort
des Jahres 2022) vorgeworfen und ihrem Protest da-
mit die Legitimitat abgesprochen. Welche Reaktionen
des Staates auf die unterschiedlichen Protestformen
sind menschenrechtlich angemessen und verhaltnis-
maBig, welche sind es nicht?

Lange Praventivhaft ist unverhaltnismaBig

Im Herbst 2022 ordnete das Amtsgericht Miinchen in
33 Fallen einen vorsorglichen Freiheitsentzug (,Préven-
tivgewahrsam®) von Klimaaktivist*innen an. Diese Art
des Freiheitsentzugs soll der Gefahrenabwehr dienen
und ist in allen Polizeigesetzen der Lénder vorgesehen,
in Bayern ist sie jedoch besonders streng gefasst. Der
Praventivgewahrsam kann bis zu 30 Tage andauern
und noch einmal um denselben Zeitraum verléngert
werden. Diese lange Zeitspanne stoBt in der Rechts-
wissenschaft auf heftige Kritik; vor allem im Zusam-
menhang mit den Klimaprotesten erscheint sie vielen
als unverhaltnismaBig.

Das Institut hat in dieser Debatte insbesondere dar-
auf hingewiesen, dass eine solche Praxis das Recht
auf Versammlungsfreiheit auszuhéhlen droht. Eric
Topfer, Wissenschaftlicher Mitarbeiter des Instituts,
stellt klar: ,,Der Freiheitsentzug ist im Rechtsstaat das
schérfste Schwert des Staates. Im Umgang mit Protes-
tierenden sollte dieses Instrument nur mit duferster
Zuriickhaltung angewendet werden.“ Damit Klima-
aktivist*innen ihre Rechte auf Versammlungs- und
Vereinigungsfreiheit ausiben kdnnen, bendtigen sie

ein ,sicheres und forderliches Umfeld“, wie es das
UN-Hochkommissariat flir Menschenrechte formuliert.
Nur so konnen sie ihre Anliegen ohne Angst vor Repres-
salien vorbringen. In einer Kooperation mit der Goethe-
Universitat Frankfurt am Main begleitete das Institut
im Sommersemester 2022 das Seminar ,Menschen-
rechtliche Forschung: Junge Klimaaktivist*innen und
die staatliche Verpflichtung zur Schaffung eines for-
derlichen Umfelds®. Ausgangspunkt des Forschungs-
projekts bildete eine Eingabe des Instituts an den
UN-Sonderberichterstatter zu Versammlungs- und
Vereinigungsfreiheit flr seinen Bericht zur Rolle der
Versammlungsfreiheit bei den weltweiten Protesten
fur mehr Klimagerechtigkeit im September 2021.

»Praventivgewahrsam sollte nur mit

auBerster Zuruckhaltung angewendet

werden.*

Eric Topfer, Wissenschaftlicher Mitarbeiter

Masterstudierende der Soziologie und der Friedens-
und Konfliktforschung untersuchten, wie Aktivist*innen
in Deutschland ihre Klimaproteste rechtfertigen und
wie sie die Reaktionen von Behdrden erleben. Sie
fuhrten Interviews mit Expert*innen und Personen aus
der Klimabewegung, um Aspekte eines ,forderlichen
Umfelds® zu identifizieren. Mitarbeitende des Instituts
gaben Inputs zu zentralen rechtlichen und menschen-
rechtlichen Fragestellungen und standen den Studieren-
den mit fachlicher Expertise zur Seite. Zwei Arbeits-
gruppen aus dem Seminar, die sich mit Konflikten
zwischen Behdérden und Klimaaktivist*innen beschaf-
tigt hatten, stellten im Marz 2023 ihre Ergebnisse in
einem Werkstattgesprach mit Michel Forst, Sonder-
berichterstatter fir Umweltverteidiger*innen unter
der Aarhus-Konvention, vor.






Bis 2050 werden 143 Millionen Menschen aufgrund des Klimawandels zu Binnenmigration gezwungen
sein, so die Prognose der Weltbank.

Das Projekt ,,Environmental Migrants: The Last Illusion® (Umweltmigrant*innen: Die letzte lllusion)
des Fotografen Alessandro Grassani erzahlt vom Schicksal klimabedingter Land-Stadt-Migrant*innen.
Wegen extremer Kilte, wegen Uberschwemmungen oder wegen Diirre haben die Hirten, Bauern und
Fischer ihre angestammte Lebensweise aufgeben und ihre Heimat verlassen miissen. Die Mongolei,
Haiti, Kenia und Bangladesch sind besonders stark von klimabedingter Binnenmigration betroffen.

In vier Kapiteln stellt Grassani die schwierigen Lebensbedingungen der Menschen auf dem Land den
nicht minder schwierigen der Umweltmigrant*innen in den wachsenden Slums der Stadte gegeniiber.

Der Titel ,Die letzte lllusion® erinnert an die Hoffnungen der Migrant*innen, die in der Stadt ein
besseres Leben suchen. Dort aber mangelt es ihnen an Moglichkeiten und Ressourcen. Der Traum

von einer vielversprechenden Zukunft wird zu ihrer letzten lllusion.

www.alessandrograssani.com


https://www.alessandrograssani.com

Der mongolische Winter ist kalter und schneereicher geworden,
mit Temperaturen bis zu -50 Grad Celsius. UN-Angaben zufolge
verendeten im Winter 2010 in der Mongolei Uber 8 Millionen
Stiick Vieh. Etwa 20 000 Hirt*innen mussten in die Hauptstadt
Ulan Bator fliehen. Ein Leben lang haben sie, den Jahreszeiten
folgend, ihre Jurte von Weide zu Weide gezogen. Nun miissen
sie in einem vollig ungewohnten stédtischen Umfeld zurecht-
kommen.

Die Umweltmigration hat die Zahl der Arbeitslosen in der Mon-
golei ansteigen lassen, die Armut verschéarft und die Menschen
in prekare Lebensbedingungen getrieben. Von 2008 bis 2018
hat sich die Einwohnerzahl von Ulan Bator verdoppelt, so die
Angaben des Mongolischen Amts fir Statistik. In einem Land,
das dreimal so groB ist wie Frankreich, lebt knapp die Hélfte
der Bevolkerung in der Hauptstadt.

Alessandro Grassani hat in Ulan Bator Familien dokumentiert,
die aus entlegenen Regionen der Mongolei in die Hauptstadt
gefliichtet sind. Nachdem strenge Winter ihre Herden dezi-
miert und den Familien die Lebensgrundlage entzogen haben,
leben sie nun im groBten Slum der Stadt. Auf dem Land hat
Grassani den taglichen Kampf der Familie Tsamba gegen den
Klimawandel begleitet.

Seite 41:

Mongolei, Provinz Arkhangai. Familie Tsamba
hat an zwei kalten Wintertagen fast 20 Schafe
verloren. In der mongolischen Provinz Arkhangai
lebt die Familie am Rande des Existenzmini-
mums. In den drei Wintern zuvor sind bereits
1000 Tiere der Familie an der extremen Kélte
verendet, die Halfte ihrer einst 2000-kdpfigen
Schafherde. Tausenden Hirt*innen bleibt nichts
anderes Ubrig, als auf der Suche nach warmeren
Weiden in Richtung Ulan Bator zu ziehen.

Seite 42:

Mongolei, Provinz Arkhangai. Erdene Tuya,

29 Jahre, trénkt ein erschopftes Schaf in ihrem
Ger, dem traditionellen mongolischen Zelt. Die

AuBentemperaturen sinken im Winter auf bis zu
-50Grad Celsius. Alles gefriert und viele Schafe
verdursten.

Seite 43:

Mongolei, Ulan Bator. Eine Hirtenfamilie hat
ihr Ger in der Hauptstadt aufgebaut. Etwa die
Halfte der mongolischen Bevdlkerung lebt in
Ulan Bator. Dort hat sich die Einwohnerzahl
nach Angaben des mongolischen Amts fiir
Statistik von 2008 bis 2018 nahezu verdoppelt.
Die harten Klimabedingungen auf dem Land
zwingen viele Hirt*innen dazu, ihr Nomaden-
leben in der Steppe aufzugeben und in den
Ger-Distrikt von Ulan Bator zu ziehen.
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Haiti ist eines der vom Klimawandel am stéarksten betroffenen
Lander Lateinamerikas und der Karibik. UN-Angaben zufolge
sind die Auswirkungen von Naturkatastrophen dort wegen be-
reits bestehender Umweltzerstérungen besonders gravierend.
Diirre, Wirbelstiirme und Uberschwemmungen haben in Haiti
zu einer Land-Stadt-Binnenmigration gefiihrt. Tausende Umwelt-
migrant*innen zieht es in die Hauptstadt Port-au-Prince.

In Haiti dokumentierte Grassani, wie die Menschen mit den
Herausforderungen durch Entwaldung und Naturkatastrophen
umgehen. Er hat dort ehemalige Bauernfamilien begleitet, die
auf der Suche nach besseren Chancen und neuen Jobs nach
Port-au-Prince gezogen sind.

Seite 45:

Haiti, Azuéi-See. Nach dem Durchzug eines
Wirbelsturms sind nur die Stdmme abgestor-
bener Palmen ibrig geblieben. Der See ist in
den vergangenen zehn Jahren auf beinahe das
Doppelte seines Umfangs angewachsen und
hat dabei Hauser und Bauernhofe iiberflutet.
Wissenschaftler*innen machen vor allem den
Klimawandel dafiir verantwortlich.

Seite 46:

Haiti, Port-au-Prince, Elendsviertel Cité Soleil.
Cité Soleil hat rund 400 000 Einwohner*innen.
Der Klimawandel und die Abholzung der Wélder
haben die landwirtschaftliche Nutzflache auf
dem Land drastisch reduziert und die Menschen
zur Abwanderung in die Stadte gezwungen.
Jedes Jahr kommen Tausende Umwelt-
migrant*innen in die Hauptstadt.

Seite 47:

Haiti, Port-au-Prince, Village des Rapatriés.
Der Anstieg des Meeresspiegels fiihrt dazu,
dass die Stadtteile an der Kiiste héufig tber-
flutet werden, so auch Village des Rapatriés,
ein Armenviertel von Port-au-Prince.












Auf dem afrikanischen Kontinent gehdrt Kenia zu den Léndern,
die am meisten unter dem Klimawandel leiden. 84 Prozent der
kenianischen Landesflache sind von Diirre betroffen. Im Jahr
2020 gab es nach Angaben der kenianischen Beobachtungs-
stelle fur Binnenvertreibung mindestens 204 000 Binnenver-
triebene. Dirren und Streitigkeiten zwischen Hirtengruppen
um Weideland und Wasser fir ihre Herden lassen viele Kenia-
ner*innen von einer besseren Zukunft in Nairobi traumen. Im
Stadtteil Kibera, dem groBten Slum in Afrika, leben etwa eine
Million Menschen unter erbdrmlichen Bedingungen. Der Klima-
wandel ist eine der Hauptursachen fir das unaufhaltsame
Wachstum von Nairobi.

In Turkana County, der trockensten Gegend Kenias, wurde
Grassani Zeuge der lebensfeindlichen Bedingungen, denen
die lokalen Gemeinschaften ausgesetzt sind. Wiederkehrende
Dirren und Hungersnéte haben einen GroBteil ihres Vieh-
bestandes und ihrer Ernten vernichtet. In blutigen Konflikten
kampfen die Gemeinschaften um knappes Weideland und
Wasser. Im Kibera-Slum hat Grassani Familien begleitet, die aus
den Durreregionen Kenias nach Nairobi geflohen sind.

Seite 49:

Kenia, Turkana County. In der Nahe von
Todonyang, einem Dorf an der Grenze zu
Athiopien, ist ein Hirte mit seinem Maschinen-
gewehr auf der Suche nach Weideland. In der
trockensten Gegend Kenias kdmpfen Menschen
um Weideland und Wasser. Dabei kommt es
mitunter zu blutigen Konflikten.

Seite 50:

Kenia, Turkana County. Nomadische Hirt*innen
graben in der N@he des Dorfes Lobei in einem
ausgetrockneten Flussbett tief nach Wasser fiir
sich und ihre Tiere.

Seite 51:

Kenia, Nairobi. Rose Juma, 34 Jahre, schiittet
vor ihrer Lehmhiitte schmutziges Wasser aus.
Die ehemalige Schafhirtin arbeitet als Wascherin
in Kibera, einem Slum von Nairobi. Rose Juma
entstammt einer Hirtenfamilie im Turkana
County. Als ihre Tiere verhungert und verdurs-
tet waren, zog sie mit Mann und sechs Kindern
nach Kibera.












Fir Bangladesch ist der Klimawandel ein existenzielles
Problem. Angaben der Weltbank zufolge ziehen jedes Jahr
zwischen 300 000 und 400 000 Menschen aus wirtschaft-
lichen und 6kologischen Griinden vom Land in die Hauptstadt
Dhaka. Die Internationale Organisation fir Migration schéatzt,
dass 70 Prozent aller in den Slums Wohnenden als Umwelt-
flichtlinge in die Stadt kamen. 2050 wird Dhaka Berechnun-
gen der Universitat Toronto zufolge mit circa 35,2 Millionen
Einwohner*innen die drittgroBte Stadt der Welt sein.

In Dhaka begleitete Alessandro Grassani Familien, die vor
Uberflutungen und dem ansteigenden Meeresspiegel in die
Stadt gefliichtet sind. Die Fischer- und Bauernfamilien hatten
vor ihrem Umzug ein einfaches, wiirdevolles Leben. Sie konnten
sich drei Mahlzeiten am Tag leisten und ihre Kinder gingen zur
Schule. Jetzt leben sie in groBter Armut in den Slums von Dhaka.

Seite 53:

Debnagar, Bangladesch. Fazila Khatum, 42 Jahre,
hangt Wasche vor ihrem Haus auf. Von Geburt
an leben ihr Mann und sie im Dorf Debnagar.
Seit neun Jahren tritt der Fluss Uber die Ufer
und etwa sieben Monate pro Jahr mussen sie
mit den widrigen Umstédnden zurechtkommen.

Seite 54:

Bangladesch, Dhaka. Das erste Geld verdienen
sich neu in der Stadt eingetroffene Umwelt-
migrant*innen oft mit Rikschafahren. Wahrend
der Regenzeit sind viele Gebiete Dhakas lber-
flutet. Fehlende Stadtplanung und eine schnelle
Urbanisierung lassen Teile der Stadt versinken.
Seit Generationen ist Dhaka das Hauptziel fiir
Menschen, die der Armut auf dem Land ent-
fliehen. Nun beschleunigt der Klimawandel die
Migration in die Hauptstadt.

Seite 55:

Bangladesch, Dhaka. Nomataz Begun, 40 Jahre,
kocht vor ihrer Behelfsunterkunft neben der
Eisenbahnstrecke im Slum Kawran Bazar. Vor
zwei Jahren ist die Bauernfamilie nach Dhaka
gezogen, nachdem ihr Haus im Dorf Jainjhar
Bajar vom Fluss Konkso verschluckt wurde.
Jetzt arbeitet Nomataz Beguns Mann als
Friseur, wahrend sie sich um den Haushalt
kiimmert. Sein geringes Einkommen reicht
nicht aus, um den drei Kindern weiterhin den
Schulbesuch zu ermdglichen.
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Auftrag und Aufgaben

Das Deutsche Institut fir Menschenrechte ist die
unabhéngige Nationale Menschenrechtsinstitution
Deutschlands (§ 1 DIMR-Gesetz). Es setzt sich dafir
ein, dass Deutschland die Menschenrechte im In- und
Ausland einhélt, fordert und schitzt. Als Kompetenz-
zentrum fir die innerstaatliche Umsetzung der Men-
schenrechte berat es Politik und Zivilgesellschaft,
informiert Gber Menschenrechte, starkt Menschen-
rechtsbildung und bringt die menschenrechtliche Pers-
pektive in politische und gesellschaftliche Debatten ein.

Das Institut begleitet und liberwacht zudem die Um-
setzung der UN-Behindertenrechtskonvention, der
UN-Kinderrechtskonvention sowie der Konventionen
des Europarats zu Menschenhandel und zu Gewalt
gegen Frauen und hauslicher Gewalt in Deutschland.
Hierfur hat es entsprechende Monitoring- und Bericht-
erstattungsstellen eingerichtet.

Forschen und beraten

Das Institut forscht interdisziplindr und anwendungs-
orientiert zu menschenrechtlichen Fragen und beob-
achtet die Menschenrechtssituation in Deutschland.
Es berat die Politik in Bund, Landern und auf kommu-
naler Ebene, die Justiz, Anwaltschaft, Wirtschaft sowie
zivilgesellschaftliche Organisationen bei der Umset-
zung der internationalen Menschenrechtsabkommen.
Es berichtet dem Deutschen Bundestag und verfasst
Stellungnahmen fiir nationale wie internationale Ge-
richte sowie internationale Menschenrechtsgremien.
Es unterstitzt Bildungsakteur*innen bei der Veranke-
rung von Menschenrechten in der Aus- und Fortbil-
dung fiir menschenrechtssensible Berufe sowie bei
der Ausgestaltung der schulischen und auBerschuli-
schen Menschenrechtsbildung. Das Institut versteht
sich als Forum flr den Austausch zwischen Staat,
Zivilgesellschaft, Wissenschaft, Praxis und nationalen
wie internationalen Akteur*innen.

Informieren und dokumentieren

Eine wichtige Aufgabe Nationaler Menschenrechts-
institutionen ist es, liber die Menschenrechtslage im
eigenen Land zu informieren. Das ,,Gesetz Uber die
Rechtsstellung und Aufgaben des Deutschen Instituts

fur Menschenrechte“ (DIMR-Gesetz) sieht deshalb
vor, dass das Institut dem Deutschen Bundestag jahr-
lich Gber die Entwicklung der Menschenrechtssituation
in Deutschland berichtet sowie einen Tatigkeitsbericht
vorlegt.

Dartiiber hinaus stellt die 6ffentliche Institutsbiblio-
thek Forschungsliteratur und Zeitschriften zu Menschen-
rechten zur Verfligung. Sie besitzt den in Deutschland
groBten Bestand an Materialien zur Menschenrechts-
bildung. Mit zahlreichen Web- und Social Media-
Angeboten informiert das Institut iber Menschen-
rechtsthemen und dokumentiert die wichtigsten
Menschenrechtsvertrége und Berichte lber deren
Umsetzung in Deutschland.

Politisch unabhangig

Das Institut ist nur den Menschenrechten verpflichtet
und politisch unabhangig. Als Nationale Menschen-
rechtsinstitution arbeitet es auf Grundlage der ,,Pariser
Prinzipien® der Vereinten Nationen. Seit 2015 regelt
das DIMR-Gesetz die Rechtsstellung, Aufgaben und
Finanzierung des Instituts. Das Institut ist als gemein-
nitziger Verein organisiert und wird vom Deutschen
Bundestag sowie - flr einzelne Projekte - aus Dritt-
mitteln finanziert.

Nationale Menschenrechtsinstitutionen

In rund 120 Staaten gibt es Nationale Menschen-
rechtsinstitutionen zur Férderung und zum Schutz
der Menschenrechte. Sie arbeiten auf Grundlage
der Pariser Prinzipien. Die Vereinten Nationen
proklamierten diese Prinzipien 1993 als inter-
nationalen Standard fiir die Rolle und Arbeitswei-
se Nationaler Menschenrechtsinstitutionen. Ein
wichtiges Prinzip ist die Unabhéngigkeit der Insti-
tution. Das Deutsche Institut fiir Menschenrechte
erfiillt diesen Standard voll und ist daher mit dem
»A-Status® anerkannt. Nur Menschenrechtsinstitu-
tionen mit diesem Status haben Rede- und Mitwir-
kungsrechte in UN-Gremien, etwa beim UN-Men-
schenrechtsrat in Genf.
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Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechts-
konvention

2009 hat Deutschland die UN-Behindertenrechtskon-
vention sowie ihr Zusatzprotokoll ratifiziert. Artikel 33
Absatz 2 der UN-Konvention verpflichtet die Vertrags-
staaten zur Einrichtung einer unabhéangigen Monito-
ring-Stelle, die die Umsetzung der UN-Konvention kri-
tisch begleitet. Mit dieser Aufgabe wurde das Institut
2009 betraut und hat hierfiir die Monitoring-Stelle
UN-Behindertenrechtskonvention eingerichtet.

Aufgabe der Monitoring-Stelle ist es, die Einhaltung
der Rechte von Menschen mit Behinderungen zu for-
dern und die Umsetzung der Konvention zu begleiten
und zu Uberwachen. Sie forscht zur Verwirklichung
der UN-Konvention in Deutschland, berat die Politik in
Bund, Landern und Kommunen sowie die Justiz, Wis-
senschaft und Zivilgesellschaft bei der Auslegung und
Umsetzung der UN-Konvention. Die Monitoring-Stelle
arbeitet eng mit staatlichen und nichtstaatlichen Stel-
len zusammen. Sie tauscht sich mit den Nationalen

Ziel: Monitoring-Stellen fiir alle Bundeslander

Unabhéngige Monitoring-Stellen im Sinne des
Artikel 33 Absatz 2 der UN-BRK fiir alle 16 Bun-
deslander sind fiir die deutschlandweite Umset-
zung der UN-Behindertenrechtskonvention uner-
lasslich. Dafir braucht es gesetzliche Grundlagen
und eine dauerhaft gesicherte Finanzierung. Das
Institut setzt sich dafiir ein, dass alle Bundeslan-
der gesetzliche Regelungen zur Einrichtung einer
unabhangigen Monitoring-Stelle auf Landesebene
erlassen, gemaB den Pariser Prinzipien fiir natio-
nale Menschenrechtsinstitutionen, das Institut
mit der Auslibung dieser Mandate beauftragen
und hierfur ausreichend Mittel bereitstellen.

Gesetzliche Regelungen zum Monitoring auf Lan-
desebene gibt es bislang in finf Bundesléandern:
Nordrhein-Westfalen, Berlin, Saarland, Rhein-
land-Pfalz und Schleswig-Holstein. Das Institut
bt die Monitoring-Tatigkeit seit 2012 in Berlin,
seit 2017 in Nordrhein-Westfalen und seit 2020
im Saarland aus.

Menschenrechtsinstitutionen anderer Lander aus und
informiert den UN-Ausschuss fir die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen iiber die Umsetzung der
Konvention in Deutschland.

Monitoring-Stelle UN-Kinderrechtskon-
vention

Deutschland hat die UN-Kinderrechtskonvention und
ihre Zusatzprotokolle 1992 ratifiziert und sich zur Ein-
haltung der Kinderrechte verpflichtet. 2015 wurde das
Institut damit betraut, die Umsetzung der UN-Kinder-
rechtskonvention in Deutschland zu fordern, zu be-
gleiten und zu liberwachen und hat hierfir die Moni-
toring-Stelle UN-Kinderrechtskonvention eingerichtet.

Die Monitoring-Stelle tragt dazu bei, die Kinderrechte
bekannter zu machen und mahnt bei Bedarf die Ein-
haltung der UN-Konvention an. Forschungsbasiert
beréat sie die Politik in Bund, Landern und Kommunen
sowie Justiz, Anwaltschaft und Zivilgesellschaft bei
der Auslegung und kindgerechten Umsetzung der
UN-Kinderrechtskonvention. Sie tauscht sich mit den
Nationalen Menschenrechtsinstitutionen anderer

Erstes Lander-Monitoring in Hessen

Hessen ist das erste Bundesland, das ein unab-
hangiges Kinder- und Jugendrechte-Monitoring
eingefihrt hat. Ziel des Monitorings ist es, die
soziale und rechtliche Lebenswirklichkeit von
mehr als 1,1 Millionen Kindern und Jugendlichen
in Hessen auf Basis der Vorgaben der UN-Kinder-
rechtskonvention (UN-KRK) zu beobachten und zu
bewerten. Das Institut wurde mit dem Vorhaben
des Monitorings betraut und erstellte 2021 bis
2022 zunéachst ein Konzept dafir. Derzeit findet
die erste Arbeitsphase des Monitorings statt. Am
Monitoring beteiligt sind Akteur*innen aus Politik,
Verwaltung und Wissenschaft sowie Jugendliche
und junge Erwachsene aus Hessen. Zentrale
Empfehlungen des Instituts sind: Kindern und
Jugendlichen ihre Rechte bekannter machen, ihre
Beteiligungsrechte starken und die Bildungsge-
rechtigkeit fir alle Kinder und Jugendlichen in
Hessen fordern.
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Lénder aus und informiert den UN-Kinderrechtsaus-
schuss Uber die Umsetzung der Kinderrechte in
Deutschland. Die Monitoring-Stelle arbeitet eng mit
der Zivilgesellschaft, mit staatlichen Stellen und For-
schungsinstituten zusammen. Und natirlich mit Kin-
dern und Jugendlichen selbst, denn Partizipation - im
Sinne von Artikel 12 der UN-Kinderrechtskonvention
- ist Grundlage ihrer Arbeit.

Berichterstattungsstelle geschlechts-
spezifische Gewalt

Das Ubereinkommen des Europarats zur Verhiitung
und Bekd@mpfung von Gewalt gegen Frauen und h&us-
liche Gewalt (Istanbul-Konvention) ist seit dem 1. Febru-
ar 2018 in Deutschland in Kraft. Das Deutsche Institut
fir Menschenrechte ist vom Bundesministerium fiir
Familie, Senioren, Frauen und Jugend damit betraut
worden, die Umsetzung der Konvention in Deutschland
unabhéngig zu beobachten und zu begleiten. Hierfiir
hat es die Berichterstattungsstelle geschlechtsspezifi-
sche Gewalt eingerichtet.

Die Berichterstattungsstelle entwickelt auf der Grund-
lage eines daten- und evidenzbasierten Monitorings
und der Beobachtung von Gesetzgebung und Recht-
sprechung praxisorientierte Handlungsempfehlungen
fur Politik, Verwaltung und Justiz, damit geschlechts-
spezifische Gewalt effektiver verhindert und bekampft
und Betroffene zielgenauer unterstitzt werden kénnen.
Die Berichterstattungsstelle arbeitet eng mit der Zivil-
gesellschaft zusammen und férdert den 6ffentlichen
Diskurs zu geschlechtsspezifischer Gewalt. Mit den
von ihr veroffentlichten Informationen und Erkennt-
nissen unterstitzt sie die Bundesregierung im Hin-
blick auf ihre Berichtspflichten auf nationaler und
internationaler Ebene.

Berichterstattungsstelle Menschenhandel
Die Konvention des Europarats gegen Menschenhandel
ist in Deutschland seit 2013 in Kraft. Auch die EU-Men-
schenhandelsrichtlinie von 2011 verpflichtet Deutsch-
land zur Bekdmpfung von Menschenhandel und zum
Schutz der Betroffenen. 2022 wurde das Institut vom
Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend damit betraut, die Umsetzung dieser Vorga-
ben in Deutschland zu beobachten und zu begleiten.
Hierflr hat es die Berichterstattungsstelle Menschen-
handel eingerichtet.

Die Berichterstattungsstelle erarbeitet auf der Grund-
lage eines daten- und evidenzbasierten Monitorings
sowie der Beobachtung von Gesetzgebung und Recht-
sprechung praxisorientierte Handlungsempfehlungen
fur Politik, Verwaltung und Justiz, damit Menschen-
handel effektiver verhindert und bekdmpft und Betrof-
fene zielgenauer unterstitzt werden kdnnen. Die
Berichterstattungsstelle arbeitet eng mit der Zivilge-
sellschaft zusammen und fordert den 6ffentlichen
Diskurs zu Menschenhandel. Mit den von ihr verof-
fentlichten Informationen und Erkenntnissen unter-
stitzt sie die Bundesregierung im Hinblick auf ihre
Berichtspflichten auf nationaler und internationaler
Ebene.

Berichterstattungsstellen:
Aufgaben und Arbeitsweise

Fir die Einrichtung, Ausgestaltung und Arbeits-
weise der beiden Berichterstattungsstellen hat
das Institut 2022 ein Gesamtkonzept erarbeitet.
Es ist auf der Institutswebsite abrufbar.


https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/gesamtkonzept-fuer-zwei-berichterstattungsstellen-zu-geschlechtsspezifischer-gewalt-und-menschenhandel 
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Menschenrechtsforschung

Erfiillt Deutschland seine menschenrechtlichen Ver-
pflichtungen? Diese Frage leitet die menschenrecht-
liche Forschung des Instituts. Den Ausgangspunkt
bilden dabei die universellen Menschenrechte, die in
internationalen Menschenrechtsvertrdgen und im
Grundgesetz verankert sind. Forschungsfragen sind
beispielsweise: Beriicksichtigt die Gesetzgebung die
menschenrechtlichen Vorgaben angemessen? Han-
deln Bundes- und Landesregierungen, Behorden und
andere staatliche Akteure im Sinne der menschen-
rechtlichen Vorgaben? Erreichen Gesetze oder politi-

Forschungsprojekte 2022

Wirtschaft und Menschenrechte: Unter welchen
Umstanden sind Menschenrechts- und Umweltstan-
dards fur Unternehmen wichtiger als Gewinne oder
Kostenersparnisse? Der Beantwortung dieser Frage
widmete sich eine verhaltensékonomische Studie
mit experimentellem Design, die das Institut zusam-
men mit der TU Miinchen umsetzte.

Klimaaktivismus und Versammlungsfreiheit:

Dr. Martina Kolanoski, Fellow des Instituts und
Wissenschaftlerin der Goethe-Universitat Frankfurt,
erforschte mit Studierenden Begebenheiten und
Hindernisse, auf die Klimaaktivist*innen in der Aus-
lbung ihrer Versammlungsfreiheit stoBen - sei es
in der Begegnung mit der Polizei, sei es in landlichen
oder digitalen Radumen, sei es als Protestierende
mit Behinderungen. Die Studierenden stellten Ergeb-
nisse in einem Werkstattgesprach mit dem Sonder-
berichterstatter fiir Umweltverteidiger*innen unter
der Aarhus-Konvention vor (siehe dazu auch S. 37).

Inklusive Bildung: Auf welche Hindernisse stoen
Eltern von Kindern mit Behinderungen beim Ver-
such, einen Schulplatz an einer Regelschule zu be-
kommen? Fir die Beantwortung dieser Frage wur-
den vorhandene Studien und Statistiken, die auf
eine hohe Exklusionsquote hinweisen, durch empiri-
sche Fallbeispiele ergéanzt. Das Institut befragte Ex-

sche MaBnahmen ihre menschenrechtlichen Ziele?
Welche MaBnahmen sind zur Verwirklichung men-
schenrechtlicher Verpflichtungen erforderlich? Kom-
men Menschen in Deutschland zu ihrem Recht und
wissen sie Uber ihre Menschenrechte Bescheid?

Unabhangig - interdisziplinar - partizipativ
Die Forschung des Instituts bildet eine wichtige Grund-
lage fur seine Politikberatung und Menschenrechtsbil-
dung. Darliber hinaus starkt sie menschenrechtliche

Perspektiven in Fachdebatten unterschiedlicher Diszi-

pert*innen nach besonders haufigen Fallkonstellati-
onen und fuhrte Leitfaden-gestitzte Interviews mit
Eltern durch (siehe dazu auch S. 11).

Live-ins in der hauslichen Altenpflege:

Die Arbeits- und Lebenssituation von osteuro-
paischen Arbeitskraften in der hauslichen Alten-
pflege, sogenannte Live-ins, erforschte das Institut
mithilfe von Expert*inneninterviews (siehe dazu
auch S. 14-15).

Kinder von Inhaftierten: Bieten Justizvollzugsan-
stalten in Deutschland den Kindern von inhaftierten
Eltern angemessene Rahmenbedingungen, um von
ihrem Recht auf regelmaBigen und direkten Kontakt
zu ihren Eltern Gebrauch zu machen (wenn dies ih-
rem Wohl nicht widerspricht)? Das Institut bereitete
eine Umfrage an den bundesdeutschen Justizvoll-
zugsanstalten vor, die 2023 umgesetzt wird.

Menschenrechtliches Monitoring: Das Institut
entwickelte menschenrechtliche Indikatoren weiter,
beispielsweise fur die Umsetzung der Istanbul-Kon-
vention und der Menschenhandelskonvention. Im
Rahmen des Kinder- und Jugendrechtemonitorings
in Hessen wertete es vorhandene Statistiken aus
und erhob eigene Daten, etwa zu den Beteiligungs-
moglichkeiten von Kindern und Jugendlichen.
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plinen. Das Institut wahlt seine Forschungsthemen
unabhéngig aus, seine Forschung erfolgt ergebnis-
offen. Es verfugt uber Expertise in unterschiedlichen
Disziplinen, insbesondere in den Rechts-, Sozial-,
Erziehungs- und Wirtschaftswissenschaften. Dabei
forscht das Institut bei vielen Themen interdisziplinar
und intersektional. Eine abteilungslibergreifende For-
schungskoordination, regelméaBige Inhouse-Schulun-
gen, facherlbergreifende Austauschformate, Peer-
Review-Verfahren und die Beachtung von Richtlinien
zu guter wissenschaftlicher Praxis sichern die Quali-
tat im Forschungsprozess. Das Institut entwickelte
2022 zudem eine Kinderschutzrichtlinie fiir seine Ar-
beit, die auch Vorgaben fir Forschungsvorhaben mit
Kindern und Jugendlichen enthélt.

Mehrjahrige Forschungsprojekte

Rassismus in der auBerschulischen
Erwachsenenbildung

Fort- und Weiterbildungen in der Erwachsenenbildung
sind ein wichtiger Baustein beim Abbau von Rassis-
mus. Doch was tun, wenn Bildungsangebote nicht
angenommen oder sogar abgelehnt werden? Die
Reaktionen auf die Thematisierung von Rassismus
in Bildungsveranstaltungen untersucht das Institut
seit 2022 mit einem qualitativen Forschungsprojekt.
Dabei spielt auch Abwehr als machtvoll aufgeladene
Reaktion auf die Thematisierung von Rassismus eine
Rolle, in deren Folge die Auseinandersetzung mit dem
Thema abbricht oder umgedeutet wird. In der Bil-
dungspraxis haben Trainer*innen vielfach Strategien
entwickelt, um mit Abwehrreaktionen von Teilneh-
menden zu arbeiten, doch wurden diese noch nicht
empirisch untersucht. Geplant sind Teilnehmende
Beobachtungen, Leitfaden-gestiitzte Interviews und
Kurzfragebdgen. In einer qualitativen Inhaltsanalyse
will das Institut Muster der Reaktionen auf das Thema-
tisieren von Rassismus herausarbeiten. Das mehr-
jahrige Forschungsprojekt ABRAKA (Abwehrreak-
tionen in der Auseinandersetzung mit Rassismus in
der Bildungsarbeit - ihre Identifikation und Bearbei-
tung) will zur wissenschaftlichen Debatte beitragen
und Ergebnisse in die Praxis zuriickflieBen lassen.

Durch den Austausch mit Selbstvertretungen, Verban-
den und Fach-Communities bezieht das Institut Pers-

pektiven und Wissen von Menschen, um deren Rechte
es geht, in die Forschung ein.

Finanzierung

Seine Forschungsvorhaben finanziert das Institut
durch die institutionelle Férderung des Deutschen
Bundestages. Ergénzend wirbt es gezielt Forschungs-
gelder aus o6ffentlicher Hand sowie von privaten Stif-
tungen ein, die thematisch in die Forschungsagenda
des Instituts passen. Der Bundestag hat 2022 die
Forschungsmittel des Instituts um 300.000 Euro er-
hoht und ermdglichte es damit, vorhandene Projekte
zu intensivieren, vertiefende Recherchen anzustellen,
neue Forschungen zu beginnen und Konzepte fiir
kinftige Vorhaben zu entwickeln.

Politische Partizipation von Menschen

mit Behinderungen in Berlin

Die UN-Behindertenrechtskonvention verpflichtet
den Staat, Menschen mit Behinderungen in alle
politischen Entscheidungen einzubeziehen. Berlin
verflgt Uber zahlreiche Strukturen fir die politische
Partizipation. Doch wie gut funktionieren sie in der
Praxis? Diese Frage untersuchte das Institut mit
einem mehrstufigen Mixed-Methods-Design. Mit
halbstandardisierten Fragebdgen und Expert*innen-
gesprachen erhob es die Perspektiven der beteiligten
Akteure, also von Zivilgesellschaft, Landesverwal-
tung sowie von Bezirks- und Landesbeauftragten fir
Menschen mit Behinderungen. Die Perspektiven von
zivilgesellschaftlichen Akteuren mit intellektuellen
Beeintrachtigungen erfragte es mit Leitfaden-
gestutzten Interviews. Es validierte die Ergebnisse
in einem Fachgesprach mit Teilnehmenden aus
allen Gruppen. Das Institut identifizierte Faktoren
fiir das Gelingen von Partizipation sowie Handlungs-
bedarfe fiir Berlin. Es erarbeitete zudem Empfehlun-
gen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen fir
die politische Partizipation von Menschen mit
Behinderungen.
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Weltweit vernetzt

Als Nationale Menschenrechtsinstitution Deutsch-
lands arbeitet das Institut eng mit den Menschen-
rechtsgremien der Vereinten Nationen, des Europarats
und der Européischen Union zusammen. Es versteht
sich als Mittler zwischen nationaler und internationa-
ler Ebene: Internationalen Menschenrechtsgremien
berichtet das Institut regelméaBig tUber die Menschen-
rechtssituation in Deutschland und bringt seine Erfah-
rungen bei der Verwirklichung der Menschenrechte in
Deutschland in die Weiterentwicklung des internatio-
nalen Menschenrechtsschutzes ein. Die Entwicklun-
gen auf internationaler Ebene speist es wiederum in
die rechtlichen und politischen Debatten in Deutsch-
land ein.

Auf UN-Ebene aktiv

Staatenberichtsverfahren

Aufgabe der UN-Menschenrechtsausschiisse ist es,
die Umsetzung der jeweiligen Menschenrechtsabkom-
men durch Staatenpriifungsverfahren zu Giberwachen.
Das Institut beteiligt sich regelmaBig an den Staaten-
prifungen Deutschlands mit ,Parallelberichten® iber
die Menschenrechtssituation in Deutschland. 2022
stand die Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention
in Deutschland im Fokus: Anfang September trat der
UN-Kinderrechte-Ausschuss in einen ,konstruktiven
Dialog® mit der deutschen Regierungsdelegation in
Genf. Ende September verdffentlichte der Ausschuss
seine ,,AbschlieBenden Bemerkungen® (Concluding
Observations). Darin forderte er erneut eine Instituti-
onalisierung der Monitoring-Stelle UN-KRK am Institut
fir Menschenrechte.

Das Institut beteiligt sich zudem am Allgemeinen Perio-
dischen Uberpriifungsverfahrens des UN-Menschen-
rechtsrats (Universal Periodic Review).

UN-Ausschuss fiir wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte

Der UN-Ausschuss fiir wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte liberwacht die Umsetzung des In-
ternationalen Pakts iber wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte von 1966. Alle Mitglieder der Ver-

tragsausschisse arbeiten ehrenamtlich und ohne per-
sonliche Unterstitzung durch das UN-Hochkommissa-
riat fir Menschenrechte. Das Institut unterstutzt seit
2017 die Arbeit des deutschen Mitglieds im Ausschuss,
des Stellvertretenden Institutsdirektors Michael
Windfuhr, mit fachlicher Expertise. Dazu gehoren Hin-
tergrundrecherchen fiir Staatenberichtsverfahren
oder rechtliche Fragestellungen im Kontext der Erar-
beitung von Allgemeinen Bemerkungen und Stellung-
nahmen zur Auslegung des UN-Sozialpakts sowie der
Bearbeitung von Individualbeschwerden. Finanziert
wird diese Unterstiitzung durch das Auswartige Amt.

2022 standen die Konsultationen fir die geplante All-
gemeine Bemerkung zu Nachhaltiger Entwicklung im
Mittelpunkt der Arbeit. Das Institut fiihrte Konsultatio-
nen mit Expert*innen in Afrika, Lateinamerika, Europa
sowie mit Kindern und Jugendlichen aus verschiede-
nen Regionen durch. Alle Veranstaltungen wurden in
enger Zusammenarbeit mit dem UN-Hochkommissa-
riat fir Menschenrechte (OHCHR) und mit Unterstut-
zung der Friedrich-Ebert-Stiftung organisiert. Fir die
Konsultation von Kindern konnte die in Genf ansassige
NGO Child Rights Connect gewonnen werden, auch
das Bundesministerium fiir wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung unterstitzte den Beteiligungs-
prozess.

UN-Ausschuss gegen das Verschwindenlassen
Der UN-Ausschuss gegen das Verschwindenlassen
Uberpriift die Umsetzung der Internationalen Konven-
tion zum Schutz aller Personen vor dem gewaltsamen
Verschwindenlassen, die am 23. Dezember 2010 in
Kraft getreten ist. Das Institut unterstitzt seit 2019
die Arbeit des deutschen Mitglieds im Ausschuss
gegen das Verschwindenlassen, Barbara Lochbihler,
mit fachlicher Expertise. Dazu gehoren Hintergrund-
recherchen zu Landersituationen oder rechtlichen
Fragestellungen, die konzeptionelle Entwicklung von
MaBnahmen fir weitere Ratifikationen der Konvention
gegen das Verschwindenlassen oder die 6ffentlich-
keitswirksame Aufarbeitung der Ausschussarbeit.
Finanziert wird diese Unterstiitzung durch das Aus-
wartige Amt. 2022 arbeitete der UN-Ausschuss an



64

DAS INSTITUT

seiner ersten Allgemeinen Bemerkung zu Verschwin-
denlassen im Kontext von Migration. Die Verdffent-
lichung ist fir 2023 geplant.

UN-Expertin fiir die Rechte alterer Menschen

Im Mai 2020 ernannte der UN-Menschenrechtsrat
die Leiterin des Teams Rechte Alterer des Instituts,
Dr. Claudia Mahler, fir drei Jahre zur Unabhangigen
Expertin der Vereinten Nationen fur die Rechte alterer
Menschen. lhr Mandat wurde zum 1. Mai 2023 fir
weitere drei Jahre verlangert. Im Rahmen dieser
ehrenamtlichen Tatigkeit fur die Vereinten Nationen
untersucht sie die Menschenrechtssituation alterer
Menschen weltweit. Seit Mai 2021 unterstutzt das
Institut die Tatigkeit der Unabhéngigen Expertin zu-
dem mit wissenschaftlicher Expertise. Finanziert wird
diese Unterstltzung durch das Auswartige Amt. Wei-
tere Unterstltzung erhélt die Unabhangige Expertin
durch Zuwendungen des dsterreichischen Sozial-
sowie des dsterreichischen AuBenministeriums.
(siehe dazu auch S. 33-35).

UN-Arbeitsgruppe zu den Rechten Alterer

Das Institut informiert die wichtigsten Akteure, die sich
in Deutschland mit den Rechten Alterer befassen, iiber
die Arbeit der UN-Arbeitsgruppe zu den Rechten Alterer
(Open Ended Working Group on Ageing - OEWG-A). In
Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium fir Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend fihrt es hierfir
regelmaBig Fachgesprache mit zivilgesellschaftlichen
Organisationen und Wissenschaftler*innen durch und
macht die Ergebnisse der Gesprache anschlieBend 6f-
fentlich zugénglich. Ziel ist es, die deutschen Akteure
untereinander besser zu vernetzen und die Diskussion
der UN-Arbeitsgruppe in New York mit guten Beispielen
und inhaltlichen Impulsen zu bereichern.

Zusammenarbeit mit Nationalen
Menschenrechtsinstitutionen

Nationale Menschenrechtsinstitutionen (NMRI) sind
global wie regional vernetzt. Die Globale Allianz der
Nationalen Menschenrechtsinstitutionen (GANHRI)
vertritt die Interessen von rund 120 Nationalen Men-
schenrechtsinstitutionen weltweit (Stand April 2023),
koordiniert Arbeitsgruppen zu Menschenrechtsthemen
mit globaler Bedeutung, Uberwacht die Einhaltung der

~Pariser Prinzipien“ der Vereinten Nationen, dem Regel-
werk fir NMRI, und setzt sich dafiir ein, dass NMRI in
allen mit Menschenrechtsfragen befassten Gremien
der Vereinten Nationen Mitwirkungsrechte erhalten.

Auf regionaler Ebene gibt es dartber hinaus Netzwerke
in Afrika, Amerika, Europa sowie im Asien-Pazifik-
Raum. Sie unterstiitzen die Einrichtung von NMRI in
ihrer Region, organisieren Fortbildung und Austausch
und erarbeiten gemeinsame Positionierungen in regio-
nalen und globalen Menschenrechtsgremien.

Globale Allianz der Nationalen Menschenrechts-
institutionen

Das Institut ist seit September 2021 Mitglied in der
GANHRI-Arbeitsgruppe zum Thema ,,Klima“ (Climate
Caucus). Ziel dieser Arbeitsgruppe ist es, die Zusam-
menarbeit von Nationalen Menschenrechtsinstitutionen
im Bereich Klima voranzubringen, Menschenrechte in
nationale Klimaverpflichtungen, -politiken und -gesetze
zu integrieren und die Berichterstattung tuber Men-
schenrechte und Klimawandel zu stérken. Im Rahmen
einer Kooperation von GANHRI, dem Entwicklungs-
und dem Umweltprogramm der Vereinten Nationen
(UNDP, UNEP) und dem UN-Hochkommissariat fiir
Menschenrechte bringt sich das Institut in den stra-
tegischen Aufbau des Themenfeldes Klima und Men-
schenrechte bei GANHRI ein. Im Juni 2022 nahm es
an der NHRI Roundtable Consultation mit dem neuem
UN-Sonderberichterstatter zu Klimawandel und Men-
schenrechte teil. Das Institut beteiligte sich auch an
einer Stellungnahme von GANHRI anlésslich der
Vorstellung des neuen Berichts des Sonderberich-
terstatters zu Umwelt auf der 49. Sitzung des Men-
schenrechtsrats sowie an einer Stellungnahme fir die
Verhandlung auf der 27. Klimakonferenz der Pariser
Vertragsstaaten (COP27). Das Institut arbeitet auBer-
dem in den GANHRI-Arbeitsgruppen zu den Rechten
Alterer und zu den Rechten von Menschen mit Behin-
derungen mit.

Europaisches Netzwerk der Nationalen
Menschenrechtsinstitutionen

Das Europaische Netzwerk der Nationalen Menschen-
rechtsinstitutionen (ENNHRI) umfasst mehr als 40
Nationale Menschenrechtsinstitutionen in Europa. Es
meldet sich zu menschenrechtlichen Fragen auf der
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europdischen Ebene zu Wort. Als ENNHRI-Mitglied
verfasst das Institut gemeinsam mit anderen NMRI
Stellungnahmen, Berichte und Empfehlungen fiir eu-
ropdische Akteure, etwa den Europarat oder die EU,
die EU-Grundrechteagentur (FRA) oder die OSZE. Hier-
zu gehort beispielsweise ein jahrlicher Bericht Gber
die Entwicklung der Rechtsstaatlichkeit in Europa.
Zudem arbeitet es in verschiedenen ENNHRI-Arbeits-
gruppen mit, etwa zu wirtschaftlichen, sozialen und
kulturellen Rechten, zu den Rechten von Menschen
mit Behinderungen, zu den Rechten Alterer, zum
Thema Klimawandel und Menschenrechte oder zu
Wirtschaft und Menschenrechten. Insbesondere be-
teiligt sich das Institut an gemeinsamen Stellungnah-
men in Verfahren vor dem Européischen Gerichtshof
fiir Menschenrechte (EGMR). Im Jahr 2021 betrafen
diese Fragen von Klimaschutz und Menschenrechten.
Das Institut ist in Person des Stellvertretenden Direk-
tors Michael Windfuhr Mitglied im Finanzausschuss,

Grundrechte-Bericht der FRA

Fir den jahrlichen Grundrechte-Bericht der FRA
verfasste das Institut 2022 eine detaillierte Zu-
sammenstellung der wichtigsten Entwicklungen
im Bereich der Grundrechte in Deutschland. Die
umfassende Studie, an der Sozial-, Politik- und
Rechtswissenschaftler*innen des Instituts betei-
ligt waren, umfasst acht Themen, etwa Rassismus,
Datenschutz oder Kinderrechte. Sie erlautert un-
ter anderem einschlagige Gesetzesanderungen,
stellt Good Practice-Beispiele aus den jeweiligen
Themenbereichen vor und gibt einen Uberblick
Uber wichtige Forschungsergebnisse. Auf Basis
dieses Berichts und vergleichbarer Berichte der
anderen EU-Mitgliedstaaten nimmt die FRA in
ihrem Jahresbericht Stellung zu den wichtigsten
Entwicklungen, formuliert Empfehlungen und bie-
tet einen kompakten Uberblick {iber die gréBten
grund- und menschenrechtlichen Herausforde-
rungen in der EU.

der das ENNHRI-Sekretariat und den ENNHRI-Vorstand
in Finanz- und Haushaltsfragen berat. Die Instituts-
direktorin Beate Rudolf ist seit April 2022 erneut Mit-
glied des ENNHRI-Vorstands.

Zusammenarbeit mit der
EU-Grundrechteagentur (FRA)

Seit 2011 ist das Institut deutscher Forschungspart-
ner der EU-Grundrechteagentur in Wien (European
Union Agency for Fundamental Rights, FRA) und er-
stellt in ihrem Auftrag rechtswissenschaftliche und
sozialwissenschaftliche Studien zur Menschenrechts-
lage in Deutschland, etwa zum Zugang zur Justiz, zum
Datenschutz, zu Opferrechten im Strafverfahren oder zu
Kinderrechten. Die Berichte des Instituts sind Grund-
lage fir die Erstellung von vergleichenden Berichten
durch die FRA, die das jeweilige Thema und seine
Problematik EU-weit analysieren. Die Agentur hat
Forschungspartner in allen 27 EU-Mitgliedstaaten.

Recherchen zu Gefliichteten aus der Ukraine

Im Sommer 2022 fiihrte das Institut im Auftrag
der EU-Grundrechteagentur mehrere Recherchen
zur Situation der Gefliichteten aus der Ukraine in
Deutschland durch. Das Institut befragte dafiir
mit der Aufnahme und Integration betreute Be-
horden auf Landerebene sowie Verbande und
Vereine aus der Zivilgesellschaft.

Dariber hinaus erstellte es ab Oktober 2022
regelmaBige Berichte an die FRA, etwa zur Situa-
tion der geflichteten Sinti*zze und Rom*nja aus
der Ukraine oder zum Zugang zum Arbeitsmarkt.
Ebenfalls im Herbst unterstiitzte das Institut bei
der Befragung von tber 2.700 Geflichteten aus
der Ukraine im Rahmen einer Umfrage fiir das
FRA-Projekt ,,Online survey on persons displaced
from Ukraine®. Die Ergebnisse dieser verglei-
chenden Befragung stellte die FRA im Februar
2023 vor.


https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/fra-2022-fundamental-rights-report-2022_en.pdf
https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/fundamental_rights_report_2022-_germany_.pdf
https://fra.europa.eu/en/news/2023/people-fleeing-ukraine-struggle-eu-survey-reveals
https://fra.europa.eu/en/news/2023/people-fleeing-ukraine-struggle-eu-survey-reveals
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Bibliothek

Die offentlich zugéngliche Spezialbibliothek des
Instituts stellt gedruckte und elektronische Literatur
zu Menschenrechten bereit, darunter einen in
Deutschland einmaligen Bestand an Materialien zur
Menschenrechtsbildung, zur UN-Behindertenrecht-
konvention und zur UN-Kinderrechtskonvention. Die
Bibliothek veranstaltet Lesungen und bietet Schulun-
gen zur fachlichen Internetrecherche an.

Bestande

Ende 2022 verzeichnete die Bibliothek in ihrem Online-
Katalog sowie in deutschen Verbundkatalogen rund
51.200 Literaturnachweise zu menschenrechtlichen
Themen. Zuséatzlich zu den rund 14.000 Bichern und
E-Books sind in ihren Raumen nationale und interna-
tionale Menschenrechtszeitschriften in gedruckter
und elektronischer Form verfligbar. Durch die Teil-
nahme an kostenfreien und kostengiinstigen Natio-
nal- und Allianzlisten kann auf zahlreiche weitere
E-Journals zugegriffen werden. Zum Bestand der Bib-
liothek gehoért auch eine Sammlung von derzeit 359
Publikationen in Leichter oder einfacher Sprache.

Institutspublikationen Open Access
Institutseigene Publikationen werden von der Biblio-
thek regelmaBig in SSOAR, dem Open-Access-Reposi-
torium der GESIS - Leibniz-Institut fir Sozialwissen-
schaften - hochgeladen und mit Metadaten versehen.
Die SSOAR-Statistiken verzeichneten im Jahr 2021
insgesamt 39.735 Downloads von Institutspublikatio-
nen. Seit 2020 sind Bildungsmaterialen des Instituts
auch im Open Access Repositorium peDOCS des DIPF,
Leibniz-Institut fir Bildungsforschung und Bildungs-
information, verfiigbar. 2022 wurden die Materialien
544 Mal heruntergeladen.

Barrierefreiheit in Bibliotheken
2022 wurden sechs Webinare in der Online-Reihe
,Barrierefreiheit in Bibliotheken: Alles inklusive“ durch-

gefiihrt (siehe dazu auch ,,Fortbildungsangebote®).
Die Prasentationen der jeweiligen Referent*innen so-
wie weitere Materialien sind auf der Institutswebsite
abrufbar. Die Reihe wird seit 2021 in Kooperation mit
dem Deutschen Zentrum fir barrierefreies Lesen und
der Kommission Kundenorientierte und inklusive Ser-
vices des Deutschen Bibliotheksverbands (dbv) veran-
staltet. Zudem ist die Leiterin der Institutsbibliothek
seit Juli 2021 Mitglied in der dbv-Kommission Biblio-
theken und Diversitat.

Barrierefreiheit

Fir Besucher*innen mit Behinderungen steht ein
Parkplatz vor dem Gebadude zur Verfiigung. Die Zu-
gange zum Institut haben keine Schwellen, der Fahr-
stuhl ist durchfahrbar, die Tir im 7. Stock 6ffnet sich
automatisch. In der Bibliothek steht ein Arbeitsplatz
fur sehbehinderte Menschen zur Verfiigung. Direkt
neben der Bibliothek befindet sich eine rollstuhlge-
rechte Toilette. Weitere Unterstitzung bietet die
Bibliothek im Rahmen ihrer Moglichkeiten gerne an.

Offnungszeiten der Bibliothek
Montag bis Freitag, 10.00 bis 16.00 Uhr

Die Bibliothek ist nach Voranmeldung fiir
Nutzer*innen zugénglich (aktuelle Regelungen:
www.institut-fuer-menschenrechte.de/bibliothek /
nutzung-der-bibliothek). Sie bietet Unterstiitzung
bei der Literatur- und Dokumentenrecherche auch
per E-Mail (bib-info@dimr.de) oder telefonisch
(030 259 359-10) an. Aufsatze und Buchkapitel,
die nur in den Institutsbestdnden nachgewiesen
sind, stellt die Bibliothek auf Anfrage und im Rah-
men der urheberrechtlichen Bestimmungen als
Kopie zur Verfligung.


https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/bibliothek/nutzung-der-bibliothek
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/bibliothek/nutzung-der-bibliothek
mailto:bib-info%40dimr.de?subject=
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Bildungsmaterialien und Materialien

fur die Praxis

BILDUNGSMATERIALIEN

Menschenrechte sind nicht nur abstrakte Rechtsnor-
men, sondern auch Regeln und WertmaBstabe fiir das
Zusammenleben von Menschen. Alle sollten sie kennen.
Nur wer die Menschenrechte kennt, kann sich fir sie
einsetzen. Menschenrechtsbildung macht Menschen-
rechte bekannt und bestarkt Menschen darin, sie als
Orientierung fir das eigene Handeln zu erkennen und
anzuwenden. Das Institut hat Bildungsmaterialien zu
verschiedenen menschenrechtlichen Themen, fiir un-
terschiedliche Altersgruppen und Bildungskontexte
und fiir verschiedene Berufsgruppen entwickelt.

Materialien fur die friihkindliche Bildung

Klare Kiste - Menschenrechte: Menschenrechts-
bildung im friihkindlichen Bereich bedeutet, Rahmen-
bedingungen in den Institutionen, Beziehungen, Me-
thoden und den Alltag an den Menschenrechten zu
orientieren. So kénnen Kinder ihre Rechte kennenler-
nen und sie erleben. Das Material umfasst 72 Karten,
anhand derer sich Fachkrafte in der friihkindlichen
Bildung mit Themen wie Inklusion, Partizipation oder
Kinderrechte auseinandersetzen kénnen. Die Karten -
mit einem Begleitheft in einer Pappbox verpackt - ge-
ben Erzieher*innen und Leitungskréften Anregungen
fur die Umsetzung von Menschenrechten in Kitas und
Kindergarten. Jede Karte besteht aus einem kurzen
Einfiihrungstext und Reflexionsfragen sowie Impulsen
fur die Beziehungsgestaltung mit Kindern, fiir den Aus-
tausch zu eigenen Werten, Teamarbeit, Tagesstruktu-
ren, Methoden und Materialien.

Materialien fir die schulische und
auBerschulische Bildung

Compasito: Compasito ist ein deutschsprachiges
Material zur Menschenrechtsbildung mit Kindern
zwischen 7 und 13 Jahren. Auf 336 Seiten bietet es
40 Aktivitaten und Spiele zu Themen wie Armut und

soziale Ausgrenzung, Diskriminierung, Familie, Ge-
sundheit, Gewalt oder Medien. Die Ubungen knipfen
an konkrete Erfahrungen von Kindern an. Das Institut
hat die englische Ausgabe des Europarats von 2009
in Kooperation mit der Bundeszentrale fir politische
Bildung ins Deutsche Ubersetzt.

Kompass: Kompass ist ein (Online-)Handbuch fiir die
schulische und auBerschulische Menschenrechts-
bildung. Auf iiber 600 Seiten versammelt es 57 Ubun-
gen, die mit unterschiedlichen Menschenrechtsthemen
vertraut machen und zur Umsetzung in der Bildungs-
praxis anregen. Hintergrundinformationen zu men-
schenrechtlich relevanten Themen ermdglichen eine
fundierte Vorbereitung der Aktivitaten und Workshops.
Das Handbuch - herausgegeben vom Europarat und
in vielen Sprachen erhaltlich - wurde vom Institut
umfassend Uberarbeitet und an den deutschsprachi-
gen Raum angepasst. Es ist unter www.kompass-
menschenrechte.de online verfiigbar, steht als barriere-
freies PDF auf unserer Website zum Download bereit
und ist in gedruckter Form bei der Bundeszentrale fir
politische Bildung erhaltlich.

MaBstab Menschenrechte - Bildungspraxis zu
den Themen Flucht, Asyl und rassistische Diskri-
minierung: Wie kdnnen Padagog*innen die Themen
Flucht und Asyl angemessen behandeln? Wie konnen
sie einen inklusiven Lernraum schaffen, in dem sich
alle Personen einer Lerngruppe wobhl fiihlen? Welche
Aspekte missen sie dabei beachten? Das Handbuch
~MaBstab Menschenrechte® gibt Antworten auf diese
und ahnliche Fragen. Es richtet sich an alle, die pada-
gogisch zu Menschenrechten, Flucht, Asyl oder ras-
sistischer Diskriminierung arbeiten und entstand im
Rahmen des gleichnamigen und von ,Demokratie
leben!“ geférderten Projekts. Das Handbuch ist auch
auf Englisch erhdltlich und enthalt aufgezeichnete
Gesprache, wissenschaftliche Beitrage, Erfahrungs-
berichte sowie Zeichnungen.


https://www.kompass-menschenrechte.de
https://www.kompass-menschenrechte.de
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/kompass
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/kompass
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Menschenrechte - Materialien fiir die Bildungs-
arbeit mit Jugendlichen und Erwachsenen: Die
Bildungsmaterialien enthalten zahlreiche Ubungen fiir
die schulische und auBerschulische Bildung mit Men-
schen ab 15 Jahren. Themen sind: Schutz vor Dis-
kriminierung, Zugang zum Recht, Behinderung und
Inklusion, Kinderrechte und Partizipation sowie Flucht
und Asyl. Enthalten sind ebenfalls didaktische Hinwei-
se zur Menschenrechtsbildung.

Online-Handbuch ,Inklusion als Menschenrecht*:
Die Website www.inklusion-als-menschenrecht.de

ist eine Sammlung an Informationen, Spielen und
Methoden zu den Themen Inklusion, Behinderung und
Menschenrechten. Zahlreiche Hintergrundtexte und
Ubungen informieren iiber die Situation, Rechte und
politische Selbsthilfe von Menschen mit Behinderun-
gen. Das Online-Handbuch richtet sich besonders an
Padagog*innen in der schulischen und auBerschuli-
schen Bildungsarbeit. Es wurde 2012 mit Unterstit-
zung der Stiftung Erinnerung, Verantwortung und
Zukunft erstellt.

Reckahner Reflexionen: Was zeichnet eine menschen-
wirdige padagogische Beziehung aus? Wie kann die
wechselseitige Achtung der Wirde in Schulen und
Einrichtungen gestérkt werden? Die Reckahner Refle-
xionen geben Antworten auf diese Fragen und regen
an, das eigene padagogische Verhalten zu Uberdenken
und professionell zu entwickeln. Kern des Manifests
ist eine freiwillige Selbstverpflichtung bestehend aus
zehn Leitlinien, die ethische Orientierungen fur den
Alltag in schulischen, frihpadagogischen und sozial-
padagogischen Feldern formulieren. Die Reckahner
Reflexionen wurden vom Institut mit herausgegeben
und richten sich an Padagog*innen in unterschied-
lichsten Bildungskontexten.

Was sind Menschenrechte? So lautet der Titel einer
Broschiire, die Antworten auf 30 Fragen rund um die
Geschichte, Entwicklung und Durchsetzung der Men-
schenrechte gibt, etwa: Sind Menschenrechte univer-
sell giiltig? Sind manche Menschenrechte wichtiger
als andere? Wie kann ich mich fiir meine Rechte ein-
setzen? Die Broschiire richtet sich an Interessierte,
die mehr zu Menschenrechten erfahren mochten und
ist auch als Klassensatz erhaltlich. Die Broschiire ist

in Kooperation mit der Landeszentrale fiir politische
Bildung Berlin entstanden.

Alle Bildungsmaterialien stehen unter www.institut-
fuer-menschenrechte.de/bildungsmaterialien zum
Download bereit.

MATERIALIEN FUR DIE RECHTSPRAXIS

Rechte haben und Recht bekommen sind zwei paar
Dinge. Immer wieder mussen Menschen fiir ihre Rechte
und gegen Benachteiligungen vor Gericht streiten.
Verschiedene Institutspublikationen beleuchten die
praktische Bedeutung der Menschenrechte flir verschie-
dene Rechtsgebiete. Sie zeigen auf, wie das einfache
Recht im Lichte der Menschenrechte anzuwenden ist.

Betreuungsrecht: Die Rechte von
Menschen mit Behinderungen

Menschenrechte in der betreuungsgerichtlichen
Praxis: Die Materialiensammlung enthélt Grundlagen zu
ausgewahlten Rechten der UN-BRK, die fir das Betreu-
ungsrecht wichtig sind. Sie entstand im Rahmen der
Multiplikator*innen-Schulungen des Projekts ,,Men-
schenrechte in der betreuungsgerichtlichen Praxis: die
UN-Behindertenrechtskonvention®. Sie umfasst Bro-
schiiren, Prasentationen und Fragesammlungen sowie
Informationen zur unterstitzten Entscheidungsfindung;
einige Texte sind auch in Leichter Sprache verfasst.
Die Unterlagen sind zur Weiterverwendung gedacht,
etwa bei Workshops oder Schulungen (Stand 2022).

Familienrecht: Familiengerichtliche
Verfahren

Podcast-Reihe ,Familienverfahren - kindgerecht!“:
Familiengerichtliche Verfahren in Deutschland sollen
flachendeckend kindgerecht gestaltet werden. Wie
das genau geschehen kann und welche kinderrechts-
basierten Kriterien zu beachten sind, erlautert eine
siebenteilige Podcast-Reihe, die im Rahmen eines
Pilotprojekts des Instituts und des Deutschen Kinder-
hilfswerks entstanden ist. Die einzelnen Podcast-
Folgen sind circa 20 Minuten lang und richten sich an
Richter*innen und Personen, die an der Ausgestaltung
von Gerichtsverfahren beteiligt sind (Stand 2023).


https://www.inklusion-als-menschenrecht.de
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/bildungsmaterialien
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/bildungsmaterialien
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/im-fokus/rechtliche-betreuung-von-menschen-mit-behinderungen
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/im-fokus/rechtliche-betreuung-von-menschen-mit-behinderungen
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Sozialrecht: Die Rechte von Menschen
mit Behinderungen

Gleichbehandlung und die UN-Behindertenrechts-
konvention in der sozialrechtlichen Praxis: Die
Handreichung zeigt anhand konkreter Beispiele, wie
die UN-BRK in der anwaltlichen Praxis im Sozialrecht
Anwendung finden kann (Stand 2014).

Menschenrechte in der sozialgerichtlichen Praxis:
Die Materialsammlung enthalt Grundlagen zu ausge-

wahlten Rechten der UN-Behindertenrechtskonvention
(UN-BRK) und ihrer Anwendung im deutschen Sozial-

recht. Sie listet dartber hinaus wichtige UN-Dokumen-
te zur UN-BRK sowie gerichtliche Entscheidungen von
deutschen und europdischen Gerichten auf und dient
Rechtsanwender*innen zum Nachschlagen (Stand 2018).

Strafjustiz: Rassistische Straftaten
erkennen und verfolgen

Rassismus in der Strafverfolgung. Von der
Notwendigkeit struktureller Veranderungen: Der
Reader versammelt Fachbeitrage zur Strafverfolgung
und zum Opferschutz in Fallen von Rassismus, Anti-
semitismus und Rechtsextremismus. Er richtet sich
an Sicherheitsbehodrden und mit der Strafverfolgung
befasste Rechtsanwender*innen und enthélt Ein-
schatzungen aus der Praxis, Empfehlungen fir wir-
kungsvolle MaBnahmen und Veranderungsprozesse
sowie einen Leitfaden zum Ermitteln rassistischer,
antisemitischer und rechter Tatmotive (Stand 2023).

Rassismus und Menschenrechte. Materialien fiir
die Fortbildung in der Strafjustiz: Die Materialsamm-
lung liefert Hintergrundtexte zum Thema Rassismus

und Strafrecht. Sie richtet sich an Rechtsanwen-
der*innen sowie Referentinnen*en in der Justiz und
Diversity- und Anti-Bias-Trainer*innen. Sie soll Refe-
rent*innen und Multiplikator*innen bei der Konzeption
und Umsetzung eigener - an die Bedarfe der Teilneh-
menden angepasster - Qualifizierungs- und Sensibili-
sierungsangebote fiir die Strafjustiz unterstiitzen
(Stand 2018).

Rassistische Straftaten erkennen und verhandeln:
Das Projekt ,,Rassismus und Menschenrechte - Star-
kung der Strafjustiz* (2017-2018) entwickelte und er-
probte verschiedene Fortbildungsangebote fir die
Strafjustiz, um das Erkennen und die effektive Verfol-
gung rassistischer Straftaten zu unterstitzen und einen
angemessenen Umgang mit den Opfern solcher Taten
zu fordern. Der Reader richtet sich an Interessierte in
der Justiz. Er stellt Hintergrundbeitrége zu einzelnen
Aspekten der Fortbildungsinhalte sowie konkrete
Handlungsanregungen fir den Berufsalltag zur Verfi-
gung (Stand 2018).

MATERIALIEN FUR BEHORDEN UND
SOZIALE ARBEIT

Recht auf Geburtsurkunde: Die Website www.recht-
auf-geburtsurkunde.de biindelt Wissenswertes rund
um die Geburtenregistrierung und die kinderrechts-
konforme Anwendung der betreffenden Gesetze.
Standesbeamt*innen, Sozialarbeiter*innen sowie
Eltern finden schnell und unkompliziert Antworten auf
praxisnahe Fragestellungen sowie Hintergrundinfor-
mationen und Hinweise auf Publikationen. Die Web-
site ist in arabischer, deutscher und englischer Sprache
verfigbar und wurde mit finanzieller Unterstitzung
der CMS-Stiftung erstellt (Stand 2023).


https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/gleichbehandlung-und-die-un-behindertenrechtskonvention-in-der-sozialrechtlichen-praxis
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/gleichbehandlung-und-die-un-behindertenrechtskonvention-in-der-sozialrechtlichen-praxis
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/Praxis_Menschenrechte_in_der_sozialgerichtlichen_Praxis.pdf
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/Praxis_Rassismus_in_der_Strafverfolgung.pdf
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/Praxis_Rassismus_in_der_Strafverfolgung.pdf
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/rassismus-und-menschenrechte
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/rassismus-und-menschenrechte
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/rassistische-straftaten-erkennen-und-verhandeln
https://www.recht-auf-geburtsurkunde.de
https://www.recht-auf-geburtsurkunde.de
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Fortbildungsangebote

Menschenrechte spielen in vielen Berufsfeldern eine
wichtige Rolle, zum Beispiel in der Bildung, der Justiz,
der Sozialen Arbeit, der Pflege, der Verwaltung oder
der Polizei. Damit sie im Alltag verwirklicht werden
konnen, missen sie bekannt sein. Das Institut bietet
deshalb Fortbildungen fiir unterschiedliche Berufs-
gruppen an.

Fortbildungen fur Parlament und
Regierung

Seit 2004 veranstaltet das Institut Fortbildungen
zum nationalen und internationalen Menschenrechts-
schutz flir Wissenschaftliche Mitarbeiter*innen des
Bundestages und der Bundesministerien. 2022 fand
die Veranstaltung als Webinar statt.

Fortbildungen fiir die Justiz

Das Institut bietet immer wieder - meist im Rahmen
von geforderten Projekten - Fortbildungsangebote zu
unterschiedlichen Themen fiir die Richter- und Anwalt-
schaft, aber auch fir Rechtspfleger*innen oder Ver-
fahrensbeistéande an. Bei den Veranstaltungen steht
die praxisnahe Information tiber Vorgaben der UN-
Konventionen im Mittelpunkt, etwa die Umsetzung
der UN-Behindertenrechtskonvention in der betreu-
ungs- und sozialgerichtlichen Praxis. Das Institut ent-
wickelte auch Fortbildungsangebote fiir Beschéftigte
im Bereich der Strafjustiz, um die effektive Verfolgung
rassistischer Straftaten zu unterstlitzen und einen
angemessenen Umgang mit den Betroffenen solcher
Taten zu fordern (siehe S. 12-13).

Fortbildungen fur die Polizei

Die Polizei hat den Auftrag, die Grund- und Menschen-
rechte zu garantieren und die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung zu schiitzen. Grund- und Menschen-
rechtsbildung ist deshalb Bestandteil der polizeilichen
Aus- und Fortbildung. Dazu gehdrt auch die Auseinan-
dersetzung mit dem grund- und menschenrechtlichen
Diskriminierungsverbot. Das Institut hat deshalb An-

gebote fir diskriminierungskritische Menschenrechts-

bildung flr Polizist*innen konzipiert. Die Fortbildungs-
angebote entstanden in Kooperation mit polizeilichen
Bildungstragern fur die Polizeiausbildung in Berlin,
Hessen und Nordrhein-Westfalen.

Darliber hinaus vernetzt das Institut externe Trainer*in-
nen, die diskriminierungskritische Weiterbildungen fir
die Polizei anbieten.

Das Institut ist auch Mitglied im bundesweiten Ar-
beitskreis ,,Polizei und politische Bildung®, dem unter
anderem die Deutsche Hochschule fiir Polizei, die
Bundeszentrale fir politische Bildung und die Hoch-
schule fur Polizei und 6ffentliche Verwaltung Nord-
rhein-Westfalen angehoren. Der Arbeitskreis bietet
regelmaBig Veranstaltungen im Themenfeld Polizei
und politische Bildung an. 2022 war das Institut Mit-
veranstalter des Online-Fachforums ,,Demokratisch
lehren und lernen - Mdéglichkeiten und Grenzen der
Partizipation in der polizeilichen Aus- und Fortbildung®.

Fortbildungen und Vernetzungstreffen
fir die Bildungspraxis

Netzwerktreffen Menschenrechtsbildung:
RegelmaBig ladt das Institut Akteur*innen und Multi-
plikator*innen der Menschenrechtsbildung zu einem
eintagigen Treffen ein. Im Fokus stehen der Austausch
zu Themen der Menschenrechtsbildung, die nachhal-
tige Vernetzung und die Weiterentwicklung aktueller
menschenrechtlicher Diskurse.

Veranstaltungsreihe: Mit Menschenrechten
Briicken bauen - Politische Bildung in Transfor-
mationsprozessen: Die von der Bundeszentrale fir
politische Bildung geférderte und in Kooperation mit
der Landeszentrale fiir politische Bildung Berlin durch-
geflihrte Veranstaltungsreihe geht der Frage nach, wie
politische Bildung die gesellschaftlichen Transforma-
tionsprozesse konstruktiv begleiten und sich fiir neue
Bildungsakteure und Herangehensweisen &ffnen
kann. Sie will Akteure der politischen Bildung mitein-
ander vernetzen und die menschenrechtliche Pers-
pektive in den aktuellen Debatten um Transformati-
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onsprozesse in der politischen Bildung starken.
Materialien zur Veranstaltungsreihe gibt es auf der
Institutswebsite.

Fortbildung fiir Kita-Fachkrafte: Fliir Pidagog*innen,
die in der frihkindlichen Bildung tatig sind, hat das
Institut das Material ,,Klare Kiste - Menschenrechte®
entwickelt. Interessierte finden dort Impulse zu den
Themen Kinder- und Menschenrechte, Inklusion, Par-
tizipation, Menschenrechtsbildung, Recht auf Bildung
und Schutz vor Diskriminierung. Institutsmitarbeitende
stellen das Bildungsmaterial auf Anfrage im Rahmen
eines Workshops vor.

Fortbildungen fir Bibliotheken

Bibliotheken spielen eine wichtige Rolle fiir den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt. Ihre Angebote sollen
gleichberechtigt fiir alle zuganglich sein - auch fiir
Menschen mit Behinderungen. Seit 2021 veranstalten
die Institutsbibliothek und das Deutsche Zentrum fir
barrierefreies Lesen in Kooperation mit der Kommission
Kundenorientierte und inklusive Services des Deut-

schen Bibliotheksverbands die Online-Reihe ,,Barrie-
refreiheit in Bibliotheken: Alles inklusive®. In einstin-
digen Webinaren sprechen die Referenten*innen lber
Grundlagen und konkrete Konzepte der Umsetzung
von Barrierefreiheit. 2022 wurden sechs Webinare im
Rahmen der Online-Reihe durchgefiihrt. Die Prasenta-
tionen der Referent*innen sowie weitere Materialien
sind auf der Institutswebsite abrufbar.

Fortbildungen fir die Verwaltung

Fortbildung fiir Mitarbeitende der Berliner
Verwaltung: Welche Vorgaben macht die UN-Behin-
dertenrechtskonvention, welche behindertenpoliti-
schen Rechtsvorschriften gibt es auf nationaler wie
Landesebene und welche Beschliisse des Senats,
etwa den Berliner MaBnahmenplan und den Berliner
Teilhabebericht, sind im Verwaltungshandeln zu be-
achten? Was bedeuten sie konkret fiir die Arbeit der
Verwaltung in Berlin? Diese und weitere Fragen ste-
hen im Mittelpunkt der Fortbildungen, die das Institut
regelmaBig flir Mitarbeiter*innen der Berliner Verwal-
tung anbietet.


https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/themen/menschenrechtsbildung/mit-menschenrechten-bruecken-bauen
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/themen/menschenrechtsbildung/mit-menschenrechten-bruecken-bauen
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/klare-kiste-menschenrechte-reflexionsfragen-fuer-fachkraefte-in-der-fruehkindlichen-bildung
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/bibliothek/inklusive-bibliotheken/veranstaltungsreihe
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Websites, Datenbanken, Social Media

Websites

www.institut-fuer-menschenrechte.de: Die weit-
gehend barrierefreie Institutswebsite informiert Gber
die Arbeit des Instituts. Die Rubriken ,Das Institut®,
»~Themen®, ,Im Fokus“ und ,Menschenrechtsschutz®
sorgen fiir eine erste Orientierung.

Unter ,Im Fokus* stellt das Institut regelméaBig
aktuelle Menschenrechtsthemen vor und beleuchtet
sie mit Interviews, Hintergrundinformationen und
Literaturhinweisen.

Im Bereich ,Menschenrechtsschutz“ versammelt
die Website Berichte Uber die Menschenrechtslage in
Deutschland an den Bundestag, an europaische und
internationale Menschenrechtsgremien sowie Texte
und Dokumente zentraler Menschenrechtsabkommen.

Einen Uberblick iiber den Stand der Umsetzung von
internationalen Menschenrechtsvertragen in Deutsch-
land bietet der Bereich ,,Monitoring®: Hier prasentieren
unter anderem die Monitoring-Stelle UN-Behinderten-
rechtskonvention, die Monitoring-Stelle UN-Kinder-
rechtskonvention sowie die beiden Berichterstat-
tungsstellen zu geschlechtsspezifischer Gewalt und
Menschenhandel ihre Berichte und informieren tber
ihre Arbeit.

Literatur zu Menschenrechten, einschlagige juristische,
politik- oder sozialwissenschaftliche Fachzeitschriften
finden Interessierte im Online-Katalog der Instituts-
bibliothek. Dort findet sich auch ein Uberblick {iber

die Angebote in Leichter Sprache - fiir 2023 ist zu-
dem eine eigene Website in Leichter Sprache geplant.

Aktuelle Informationen zu Veranstaltungen, neuen
Publikationen und weiteren Institutsaktivitaten liefert
auch der monatliche Newsletter per E-Mail - er kann
Uber die Institutswebsite abonniert werden.

Weitere Web-Angebote

www.landkarte-kinderrechte.de: Uberblick iiber die
Umsetzung der Kinderrechte in Deutschland

www.recht-auf-geburtsurkunde.de: Wissenswertes
zur Geburtenregistrierung inklusive eines Wegweisers
fur Eltern.

www.kompass-menschenrechte.de:
Online-Handbuch zur Menschenrechtsbildung.

www.inklusion-als-menschenrecht.de:
Online-Handbuch ,Inklusion als Menschenrecht®.

www.humanrights4dev.org: E-Learning-Kurs ,Men-
schenrechte in der Entwicklungszusammenarbeit*
(Englisch).

www.kinderrechtekommentare.de: Plattform zur
UN-Kinderrechtskonvention (in Kooperation mit der
Bundesarbeitsgemeinschaft Kommunale Kinder-
interessenvertretungen Verein zur Umsetzung der
Rechte des Kindes auf kommunaler Ebene e.V.)


https://www.institut-fuer-menschenrechte.de
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/newsletter
https://www.landkarte-kinderrechte.de
https://www.recht-auf-geburtsurkunde.de
https://www.kompass-menschenrechte.de
https://www.inklusion-als-menschenrecht.de
https://www.humanrights4dev.org
https://www.kinderrechtekommentare.de
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Datenbanken

In den vier spezialisierten Online-Datenbanken des
Instituts kdnnen Interessierte gezielt nach menschen-
rechtlichen Dokumenten, Gerichtsurteilen oder Frage-
stellungen recherchieren. Sie sind kostenfrei zugang-
lich.

Deutschland im Menschenrechtsschutzsystem
enthalt Texte zentraler Menschenrechtsabkommen
sowie Dokumente zu aktuellen Berichtsverfahren zu
Deutschland in internationalen Menschenrechtsgre-
mien. Die Datenbank wird kontinuierlich durch weitere
Dokumente ergéanzt. (www.dimr.de/mr-schutz)

ius menschenrechte versammelt ausgewahlte Ent-
scheidungen internationaler Spruchkorper, wie der
UN-Fachausschiisse, des Europaischen Gerichtshofs
fiir Menschenrechte (EGMR) und des Gerichtshofs
der européischen Union (EuGH) sowie ausgewahlte
menschenrechtlich relevante Entscheidungen staatli-
cher Gerichte. (www.dimr.de/ius-menschenrechte)

ius gender & gewalt biindelt Rechtsprechung und
Informationen zu geschlechtsspezifischer Gewalt.
Enthalten sind unter anderem rechtsgebietsiibergrei-
fende Entscheidungen nationaler, europaischer und
internationaler Gerichte und unabhéngiger Menschen-
rechtsgremien, europa- und volkerrechtliche Dokumente
sowie Hintergrundinformationen. Die neue Datenbank
ist seit Mai 2023 online und wird fortlaufend - auch
durch Hinweise von Nutzer*innen - aktualisiert und
erweitert. (www.dimr.de/ius-gender-gewalt)

Menschenrechte und Behinderungen sammelt
volkerrechtliche Dokumente der Vereinten Nationen
zu den Rechten von Menschen mit Behinderungen.
Als Struktur dient der Aufbau des Ubereinkommens
uber die Rechte von Menschen mit Behinderungen
(www.dimr.de /mr-behinderung).

Die vier Datenbanken sind zu finden unter
www.institut-fuer-menschenrechte.de/
menschenrechtsschutz/datenbanken.

Social Media

Twitter: @DIMR_Berlin, @DIMR_Bibliothek

Uber Twitter erreicht das Institut unterschiedliche
Zielgruppen: Ende 2022 folgten dem Institut rund
15.000 Accounts, darunter viele Politiker*innen,
Wissenschaftler*innen, Journalist*innen, Verbénde,
Behorden und internationale Organisationen. Via
Twitter verbreitet das Institut werktaglich Kernaus-
sagen zu Menschenrechten sowie zentrale Inhalte all
unserer Pressemitteilungen und News, Hinweise auf
neue Publikationen sowie Stellenangebote und Ver-
anstaltungen des Instituts. Besondere Anldsse
begleitet das Institut mit Social-Media-Kampagnen.
Getwittert wird in Deutsch, Englisch und in deutscher
Leichter Sprache.

Mastodon: @DIMR_Berlin@social.bund.de

Seit 2023 nutzt das Institut parallel zu Twitter den
deutschen Mikroblogging-Dienst Mastodon. In
weniger als drei Monaten konnte das Institut Gber
900 Follower*innen gewinnen. Ethische Leitlinien
spielen auf Mastodon eine vergleichsweise groBe
Rolle.

LinkedIn: Deutsches Institut fiir Menschenrechte
Auf seiner Unternehmensseite in LinkedIn verbreitet
das Institut seit 2021 in erster Linie Stellenangebote,
ausgewahlte Publikationen, Veranstaltungshinweise
und Newsbeitrége in deutscher und englischer
Sprache. Uber LinkedIn werden zusatzliche Ziel-
gruppen erreicht, die die Vernetzung mit weiteren
nationalen und internationalen Akteur*innen
ermdglichen.

YouTube: Deutsches Institut fiir Menschenrechte
Das Institut nutzt das Videoportal YouTube primér als
Mediathek und Livestream-Plattform. Alle Videos und
Audios des Instituts sind dort zu finden. Darunter
befinden sich Mitschnitte von Veranstaltungen, Filme
in Deutscher Gebardensprache, Erklarfilme und Video-
Reihen zu verschiedenen Menschenrechtsthemen.


https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsschutz/datenbanken/datenbank-deutschland-im-menschenrechtsschutzsystem
http://www.dimr.de/mr-schutz
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsschutz/datenbanken/rechtsprechungsdatenbank-ius-menschenrechte
https://www.dimr.de/ius-menschenrechte
http://www.dimr.de/ius-gender-gewalt
https://www.dimr.de/ius-gender-gewalt
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsschutz/datenbanken/datenbank-fuer-menschenrechte-behinderungen
https://www.dimr.de/mr-behinderung
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsschutz/datenbanken
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsschutz/datenbanken
https://twitter.com/DIMR_Berlin
https://twitter.com/DIMR_Bibliothek
https://social.bund.de/@DIMR_Berlin
https://www.linkedin.com/company/deutsches-institut-fuer-menschenrechte/
https://www.youtube.com/channel/UCi5lfoSiMQeRnLeLyYvy7pA
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GEFORDERTE PROJEKTE 2022

Geforderte Projekte

Background Research for Targeted Capacity
Building Measures on Social Rights for Civil
Society Actors in Germany

Gefordert von: Europarat

Forderzeitraum: Juli 2021 bis Juni 2022

Begleitung der Umsetzung des Nationalen
Aktionsplans Wirtschaft und Menschenrechte
der Bundesregierung

Gefdrdert von: Bundesministerium fiir Arbeit und
Soziales

Forderzeitraum: 2017 bis 2022

Beratung zum Themenfeld Wirtschaft und
Menschenrechte

Gefordert von: Deutsche Gesellschaft flr Internationale
Zusammenarbeit

Forderzeitraum: seit 2020, derzeit 2022 bis 2025

Berichterstattung fiir die Agentur der
Europaischen Union fiir Grundrechte

Gefordert von: Agentur der Europaischen Union fiir
Grundrechte

Forderzeitraum: seit 2011, derzeit 2019 bis 2022

Entwicklung eines Konzeptes fiir ein Kinder- und
Jugendrechte Monitoring fiir das Land Hessen
Gefordert von: Land Hessen

Forderzeitraum: Juli 2021 bis April 2022

Erste Arbeitsphase des Kinder- und Jugendrechte-
Monitorings in Hessen

Gefordert von: Land Hessen

Forderzeitraum: Juli 2022 bis August 2023

Implementierung der Berichterstattungsstelle
geschlechtsspezifische Gewalt

Gefordert von: Bundesministerium fiir Familie,
Senioren, Frauen und Jugend

Forderzeitraum: November 2022 bis Oktober 2026

Implementierung der Berichterstattungsstelle
Menschenhandel

Gefordert von: Bundesministerium flr Familie,
Senioren, Frauen und Jugend

Forderzeitraum: November 2022 bis Oktober 2026

»Kinder inhaftierter Eltern - landesweite Struktur-
entwicklungsprojekte“. Themenanwaltschaft im
Projekt von Treffpunkt e.V.

Gefdrdert von: auridis Stiftung

Forderzeitraum: Januar 2022 bis Dezember 2024

Live-Ins 2: Osteuropaische Arbeitskrafte in der
hauslichen Betreuung

Gefordert von: Minor

Forderzeitraum: Dezember 2021 bis Juli 2022

Menschenrechte umsetzen in der Entwicklungs-
zusammenarbeit

Gefordert von: Deutsche Gesellschaft fir
Internationale Zusammenarbeit

Foérderzeitraum: seit 2005, derzeit 2020 bis 2023

Monitoring-Stelle Berlin - UN-Behindertenrechts-
konvention

Gefordert von: Land Berlin

Forderzeitraum: seit Oktober 2012

Monitoring-Stelle Nordrhein-Westfalen -
UN-Behindertenrechtskonvention

Gefdrdert von: Ministerium flr Arbeit, Integration und
Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen
Forderzeitraum: seit Marz 2017

Monitoring-Stelle Saarland - UN-Behinderten-
rechtskonvention

Gefordert von: Ministerium fiir Soziales, Gesundheit,
Frauen und Familie des Saarlandes

Forderzeitraum: Mai 2020 bis Marz 2022
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Monitoring-Stelle UN-Kinderrechtskonvention
Gefordert von: Bundesministerium fiir Familie,
Senioren, Frauen und Jugend

Forderzeitraum: seit Mai 2015, zuletzt Januar 2020
bis Dezember 2022

Papiere von Anfang an. Warum eine Geburten-
registrierung den Zugang zum Recht erschlieBt
Gefordert von: CMS-Stiftung

Forderzeitraum: Juni 2021 bis Dezember 2022

Planungs- und Erprobungsphase fiir zwei Bericht-
erstattungsstellen zu geschlechtsspezifischer
Gewalt und Menschenhandel

Gefordert von: Bundesministerium fir Familie,
Senioren, Frauen und Jugend

Forderzeitraum: Mai 2021 bis Oktober 2022

Recht haben - Recht bekommen
Gefordert von: Aktion Mensch e.V.
Forderzeitraum: Oktober 2020 bis November 2022

Rassismus, Antisemitismus, Rechtsextremismus -
Starkung von Strafverfolgung und Opferschutz
Gefordert von: Bundesministerium der Justiz und fiir
Verbraucherschutz; Bundesléander Berlin, Schleswig-
Holstein, Sachsen

Forderzeitraum: Januar 2020 bis Dezember 2022

Unterstiitzung der Unabhéngigen Expertin fiir die
Rechte Alterer

Gefordert von: Auswartiges Amt

Forderzeitraum: Marz 2021 bis April 2023

Unterstiitzung des Mandats fiir Menschenrechte
Alterer Personen

Gefdrdert von: Osterreichisches Bundesministerium
flir européische und internationale Angelegenheiten
Forderzeitraum: Juli 2022 bis Dezember 2024

Unterstiitzung des UN-Ausschusses fiir
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte
Gefordert von: Auswartiges Amt

Forderzeitraum: jahrliche Férderung seit 2017,
derzeit bis Dezember 2023

Unterstiitzung des UN-Ausschusses gegen das
gewaltsame Verschwindenlassen

Gefordert von: Auswartiges Amt

Forderzeitraum: September 2019 bis Juni 2023

Unterstiitzung des UN-Mandats fiir Menschen-
rechte alterer Menschen

Geférdert von: Osterreichisches Bundesministerium
fur Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumenten-
schutz

Forderzeitraum: Marz 2021 bis Mai 2023

Vor- und Nachbereitung der Open-ended Working
Group on Ageing

Gefordert von: Bundesministerium flr Familie,
Senioren, Frauen und Jugend

Forderzeitraum: seit 2017

Weitere Informationen

Seite ,,Geforderte Projekte® auf der Website des
Instituts


https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/das-institut/gefoerderte-projekte
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/das-institut/gefoerderte-projekte
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KOOPERATIONEN 2022

Kooperationen

= Aktion Mensch

= Amnesty International Deutschland

= Arbeitskreis ,,Polizei und politische Bildung*
= Auswaértiges Amt

= Bundesarbeitsgemeinschaft Kinderinteressen

= Beauftragter der Bundesregierung fiir die Belange
von Menschen mit Behinderungen

= Brot fur die Welt - Evangelisches Werk fur Diakonie
und Entwicklung

= Bundesarchiv - Stasi-Unterlagen-Archiv

= Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucher-
schutz

=  Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend

= Bundesweiter Koordinierungskreis gegen
Menschenhandel

= Deutsche Gesellschaft fiir Internationale
Zusammenarbeit

= Deutsche Hochschule fir Polizei

= Deutscher Bibliotheksverband

= Deutsches Filminstitut & Filmmuseum

= Deutsches Kinderhilfswerk

= Deutsches Komitee fiir UNICEF

= Deutsches Zentrum flr barrierefreies Lesen
= Deutschlandfunk Kultur

= Engagement Global

= EU-Grundrechteagentur (European Union Agency
for Fundamental Rights)

Fair Finance Institut

Hessische Hochschule fiir 6ffentliches
Management und Sicherheit

Hochschule fiir Polizei und Verwaltung
Nordrhein-Westfalen

Institut flir Friedensforschung und Sicherheits-
politik an der Universitdt Hamburg (IFSH)

Katholischen Hochschule Nordrhein-Westfalen,
Abteilung Minster

Kommission Kundenorientierte und inklusive Ser-
vices des Deutschen Bibliotheksverbands

Landeszentrale fur politische Bildung Berlin

Ministerium fur Justiz und Gesundheit Schleswig-
Holstein

Minor - Projektkontor fiir Bildung und Forschung
Museum fiir Kommunikation Berlin

Niedersichsisches Ministerium fiir Soziales,
Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung

Prognos AG
Robert-Havemann-Gesellschaft

Séachsisches Staatsministerium der Justiz und fiir
Demokratie, Europa und Gleichstellung

Sachsisches Staatsministerium des Innern

Senatsverwaltung fiir Justiz, Vielfalt und Anti-
diskriminierung von Berlin

Stiftung Erinnerung, Verantwortung und Zukunft

Treffpunkt - Beratungs- und Vermittlungsstelle

1.1.-31.12. 2022
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Veranstaltungen

Die folgende Ubersicht gibt einen chronologischen
Uberblick tiber Veranstaltungen mit Offentlich-
keitswirkung. Dariiber hinaus wurden zahlreiche
geschlossene Veranstaltungen durchgefiihrt.

12.1.2022 | virtuelle Veranstaltung
Verbandekonsultation der Monitoring-Stelle
UN-BRK zu Inklusiver Bildung

Konsultation mit den behindertenpolitischen Verbéanden

18.1.2022 | virtuelle Veranstaltung
Bibliotheksneubau oder -umbau inklusiv gestalten
Online-Reihe Barrierefreiheit in Bibliotheken

21.1.2022 | virtuelle Veranstaltung
App-Entwicklung fiir Kinder und Jugendliche im
Rahmen des Projektes ,,Konzept Monitoring
Hessen*

Workshop mit Jugendlichen und Techheroes

25.1.2022 | virtuelle Veranstaltung

»Konzept Monitoring Hessen“: Daten und
Indikatoren

Expert*innen-Workshop im Rahmen des Projektes

3.2.2022 | virtuelle Veranstaltung

Vorstellung der Publikation ,Rassistische und
rechtsextreme Positionierungen im Dienste des
Staates? Warum ein Eintreten fiir die AfD mit der
verfassungsrechtlichen Treuepflicht nicht ver-
einbar ist“

Pressegesprach

1.3.2022 | virtuelle Veranstaltung
Diversitat und Antidiskriminierung
Online-Reihe Barrierefreiheit in Bibliotheken

9.3.2022 | virtuelle Veranstaltung

39. Verbandekonsultation der Monitoring-Stelle
UN-BRK

Konsultation mit den behindertenpolitischen Verbanden

22.3.2022 | virtuelle Veranstaltung
Kostenlose, anwaltliche Rechtsberatung fiir
Menschen mit Behinderungen

Fachgesprach

30.3.2022 | virtuelle Veranstaltung
Menschenrechte fiir Parlament und Regierung
Fortbildung fiir Wissenschaftliche Mitarbeiter*innen
im Deutschen Bundestag und neue Referent*innen in
Ministerien

26.4.2022 | virtuelle Veranstaltung
Verbandekonsultation der Monitoring-Stelle
UN-BRK zu inklusiver Bildung

Konsultation mit den behindertenpolitischen Verbanden

28.4.2022 | virtuelle Veranstaltung
11. Treffen der Beauftragten aus Bund und Landern
Fachgesprach

5.5.2022 | Berlin

Campus-Forum: Zwischen Freiheit und Vorurteil.
Geschichte und Gegenwart der Sinti und Roma in
Deutschland

Podiumsdiskussion in Kooperation mit dem Bundes-
archiv - Stasi-Unterlagen-Archiv und der Robert-
Havemann-Gesellschaft e. V.

11.5.2022 | virtuelle Veranstaltung

Antiziganismus im Kontext von Justiz und Polizei -
Staatliche Politik in der Verantwortung
Podiumsdiskussion

12.5.2022 | virtuelle Veranstaltung
Barrierefreie Veranstaltungen in Bibliotheken
Online-Reihe Barrierefreiheit in Bibliotheken

12.5.2022 | virtuelle Veranstaltung

Gewaltschutz in Einrichtungen der Behindertenhilfe
Pressegesprach in Kooperation mit dem Beauftragten
der Bundesregierung fur die Belange von Menschen
mit Behinderungen
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02.06.2022 | virtuelle Veranstaltung

Demokratisch lehren und lernen - Moglichkeiten
und Grenzen der Partizipation im Kontext
polizeilicher Aus- und Fortbildung

Fachforum in Kooperation mit: Hessische Hochschule
fur offentliches Management und Sicherheit, Deutsche
Hochschule fiir Polizei, Hochschule fiir Polizei und
Verwaltung Nordrhein-Westfalen

10.6.2022 | Berlin

Grundrechtsorientiert und evidenzbasiert?
Méglichkeiten und Herausforderungen einer
neuen Politik der inneren Sicherheit
Fachgesprach

14.6.2022 | Berlin

Werner Lottje Lecture ,Burkina Faso -
Verteidigung von Menschenrechten im Konflikt“
Vortrag und Podiumsdiskussion in Kooperation mit
Brot fir die Welt

15.6.2022 | Berlin

40. Verbandekonsultation der Monitoring-Stelle
UN-BRK

Konsultation mit den behindertenpolitischen Verbanden

6.7.2022 | virtuelle Veranstaltung
Barrierefreie Websites
Online-Reihe Barrierefreiheit in Bibliotheken

19.7.2022 | virtuelle Veranstaltung

Nachhaltig Finanzieren: Vorstellung der Studie zu
Indikatoren fiir Sustainable Finance bei der
EU-Kommission

Fachgesprach

5.9.2022 | Frankfurt am Main

Der lange Weg der Sinti und Roma
Filmvorfihrung & Diskussion in Kooperation mit der
Stiftung Erinnerung, Verantwortung, Zukunft

27.9.2022 | Berlin

Solidaritat in der Krise

Podiumsdiskussion in Kooperation mit dem Museum
fir Kommunikation und dem Deutschlandfunk

10.-11.10.2022 | Berlin
Austausch der Monitoring-Stelle UN-BRK mit der
Nationalen Menschenrechtsinstitution Tschechiens

12.10.2022 | virtuelle Veranstaltung
Bibliotheksarbeit fiir Menschen mit Legasthenie
Online-Reihe Barrierefreiheit in Bibliotheken

28.10.2022 | Berlin
Deutscher Menschenrechtsfilmpreis
Filmveranstaltung

8.11.2022 | Berlin, hybride Veranstaltung

Wohin fiihren die Bemiihungen um eine Starkung
der UN-Vertragsorgane?

Fachgespréach

2.11.2022 | virtuelle Veranstaltung
Gebardensprache in Bibliotheken
Online-Reihe Barrierefreiheit in Bibliotheken

4.11.2022 | virtuelle Veranstaltung
Triage-Gesetz
Pressegesprach

17.-18.11.2022 | Berlin

11. Treffen fiir die Mitarbeitenden der Beauftragten
aus Bund und Landern

Fachveranstaltung

22.11.2022 | Berlin

9. Vernetzungstreffen zur Berichterstattung vor
dem UN-Ausschuss fiir die Rechte des Kindes
Vernetzungstreffen

30.11.2022 | virtuelle Veranstaltung

41. Verbandekonsultation der Monitoring-Stelle
UN-BRK

Konsultation mit den behindertenpolitischen Verbanden

7.12.2022 | Berlin

7. Menschenrechtsbericht zur Entwicklung der
Situation der Menschenrechte in Deutschland
Bundespressekonferenz
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Veroffentlichungen

Publikationen

Annual Report 2020. Berlin: Deutsches Institut fur
Menschenrechte, 2022, 73 S.

Bedarfe von gefliichteten Menschen mit Behinde-
rungen beriicksichtigen. Mangel im Aufnahme-
verfahren miissen behoben werden. Berlin:
Deutsches Institut fliir Menschenrechte, 2022, 4 S.
(Position Nr. 25)

Berliner MaBnahmenplan zur UN-BRK weiterent-
wickeln. Empfehlungen zur Hélfte der Laufzeit.
Berlin: Deutsches Institut fiir Menschenrechte, 2022,
4 S. (Position Nr. 26)

Bezirkliche Koordinierungsstellen im Land Berlin.
Einrichtung der Koordinierungsstellen nach dem

Landesgleichberechtigungsgesetz. Berlin: Deutsches
Institut fir Menschenrechte, 2022, 6 S. (Handreichung)

Bezirks-Beirate in Berlin. So kann jeder im Bezirk
gut mitreden. Berlin: Deutsches Institut fir Men-
schenrechte, 2022, 16 S. (Text in Leichter Sprache)

Concept for a National Rapporteur Mechanism on
gender-based violence. Berlin: Deutsches Institut
fir Menschenrechte, 2022, 7 S.

Concept for a National Rapporteur Mechanism on
trafficking in human beings. Berlin: Deutsches
Institut fir Menschenrechte, 2022, 7 S.

Cremer, Hendrik: Rassistische und rechtsextreme
Positionierungen im Dienste des Staates? Warum ein
Eintreten fir die AfD mit der verfassungsrechtlichen
Treuepflicht nicht vereinbar ist. Berlin: Deutsches
Institut fur Menschenrechte, 2022, 58 S. (Analyse)

Cremer, Hendrik: Staatliche Gelder fir rassistische
und rechtsextreme Bildungsarbeit? Rechtsgutachten
zur Frage der staatlichen Férderung der AfD-nahen
Desiderius-Erasmus-Stiftung. Berlin: Deutsches
Institut fir Menschenrechte, 2022, 25 S.

Cremer, Hendrik / Hiibner, Catharina: Grund- und
menschenrechtliche Verantwortung nach dem Abzug
aus Afghanistan. Zu den Schutzpflichten Deutsch-
lands flr besonders schutzbedirftige Afghan*innen.
Berlin: Deutsches Institut fir Menschenrechte, 2022,
29 S. (Analyse)

Cremer, Hendrik / Hiibner, Catharina: Responsibility
for basic and human rights following the withdrawal
from Afghanistan. On Germany’s duty to protect par-
ticularly vulnerable Afghans. Berlin: Deutsches
Institut fir Menschenrechte, 2022, 30 S. (Analysis)

Das Personliche Budget fiir Menschen mit Behin-
derungen in Deutschland. Menschenrechtliche
Grundlagen. Berlin: Deutsches Institut fir
Menschenrechte, 2022, 8 S. (Information Nr. 42)

Das Personliche Budget fiir Menschen mit Behin-

derungen in Deutschland. Berlin: Deutsches Institut
fur Menschenrechte, 2022, 16 S. (Information Nr. 42

in Leichter Sprache)

Das Wohl des Kindes bei Eltern in Haft. Recht auf
Kontakt nach Artikel 9 der UN-Kinderrechtskon-
vention. Berlin: Deutsches Institut fir Menschen-
rechte, 2022, 7 S. (Information Nr. 41)

Development of the human rights situation in
Germany July 2021 - June 2022. Report to the
German Federal Parliament in accordance with
section 2 (5) of the act on the legal status and
mandate of the German Institute for Human Rights.
Berlin: Deutsches Institut fiir Menschenrechte, 2022,
14 S. (Executive Summary)

Die Corona-Pandemie. Was passiert mit den
Rechten von Menschen mit Behinderungen?
Berlin: Deutsches Institut flir Menschenrechte, 2022,
15 S. (Position Nr. 21 in Leichter Sprache)
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Donald, Megan: The human rights impacts of climate
change mitigation and adaptation measures. Berlin:
Deutsches Institut fiir Menschenrechte, 2022, 72 S.
(Human rights in practice)

Engelmann, Claudia: Not-Unterkiinfte fiir Menschen
ohne Wohnung und die Beachtung von Menschen-
Rechten. Berlin: Deutsches Institut fir Menschen-
rechte, 2022, 26 S. (Text in Leichter Sprache)

Engelmann, Claudia: Notunterkiinfte fiir Wohnungs-
lose menschenrechtskonform gestalten. Leitlinien fur
Mindeststandards in der ordnungsrechtlichen Unter-
bringung, 2., aktualisierte Auflage. Berlin: Deutsches
Institut fir Menschenrechte, 2022, 45 S. (Analyse)

Entwicklung der Menschenrechtssituation in
Deutschland Juli 2021 - Juni 2022. Bericht an den
Deutschen Bundestag gemaB § 2 Absatz 5 DIMRG.
Berlin: Deutsches Institut fiir Menschenrechte, 2022,
148 S.

Entwicklung der Menschenrechtssituation in
Deutschland Juli 2021 - Juni 2022. Bericht an den
Deutschen Bundestag gemaB § 2 Absatz 5 DIMRG.
Berlin: Deutsches Institut fiir Menschenrechte, 2022,
14 S. (Kurzfassung)

Gesamtkonzept fiir zwei Berichterstattungsstel-

len zu geschlechtsspezifischer Gewalt und Men-

schenhandel. Geférdert durch das Bundesminis-
terium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend.
Berlin: Deutsches Institut fiir Menschenrechte, 2022,
104 S. (Expertise)

Inklusion in den Schulen von Nordrhein-Westfalen.
Berlin: Deutsches Institut fiir Menschenrechte, 2022,
12 S. (Position Nr. 24 in Leichter Sprache)

Jahresbericht 2021. Berlin: Deutsches Institut fir
Menschenrechte, 2022, 88 S.

Kinderrechte im Blick. Aufgaben und Bedeutung
eines unabhangigen Kinder- und Jugendrechte
Monitorings. Berlin: Deutsches Institut fir Men-
schenrechte, 2022, 6 S. (Information Nr. 39)

Kinder-Rechte im Blick. Berlin: Deutsches Institut
fur Menschenrechte, 2022, 9 S. (Information Nr. 39 in
Leichter Sprache)

Kinderrechte, Klima und Umwelt - Aligemeine
Bemerkung Nr. 26. Interview mit dem UN-Aus-
schuss fiir die Rechte des Kindes. Berlin:
Deutsches Institut fir Menschenrechte, 2022, 6 S.
(Interview)

Konzept fiir ein Kinder- und Jugendrechte-Monito-
ring in Hessen. Berlin: Deutsches Institut fur Men-
schenrechte, 2022, 56 S. (Bericht)

Kroworsch, Susann: ,Kindeswohl muss im Lichte
des Rechts auf inklusive Bildung verstanden werden®.
Warum das Recht auf den Zugang zu inklusiver Bildung
nicht Gber einen Sorgerechtsentzug wieder ausgehe-
belt werden kann®. Berlin: Deutsches Institut fir
Menschenrechte, 2022, 5 S. (Interview)

Menschen mit Behinderungen miissen bei der
Justiz mit-machen konnen. Berlin: Deutsches
Institut fir Menschenrechte, 2022, 18 S. (Information
Nr. 40 in Leichter Sprache)

Menschen mit Behinderungen miissen mit-reden.
Ideen fiir den Berliner MaBnahmen-Plan. Berlin:
Deutsches Institut fir Menschenrechte, 2022, 12 S.
(Position Nr. 26 in Leichter Sprache)

Menschenrechte in der betreuungsgerichtlichen
Praxis. Offentliches Fachgesprich am 11. Novem-
ber 2021. Berlin: Deutsches Institut fir Menschen-
rechte, 2022, 23 S. (Dokumentation)

Mobilitat von Menschen mit Behinderungen in
Berlin. Empfehlungen fiir eine an der UN-Behin-
dertenrechtskonvention ausgerichtete Mobilitats-
planung. Berlin: Deutsches Institut fiir Menschen-
rechte, 2022, 5 S. (Position Nr. 23)

Politische Partizipation von Menschen mit Behin-
derungen liber die Bezirksbeirate in Berlin. Berlin:
Deutsches Institut fir Menschenrechte, 2022, 6 S.
(Handreichung)
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Praventiver Freiheitsentzug fiir Klima-Aktivist*innen?
Zum menschenrechtlichen Kontext des polizeili-
chen Praventivgewahrsams. Berlin: Deutsches Ins-
titut fiir Menschenrechte, 2022, 4 S.

Rassismus in der Strafverfolgung. Von der
Notwendigkeit struktureller Veranderungen.
Berlin: Deutsches Institut fiir Menschenrechte, 2022,
101 S. (Praxis)

Rechte dlterer Menschen. Definition der Gruppe
Alterer - Wirtschaftliche Sicherheit Alterer -
Beitrag Alterer zu den SDGs. Fachgesprache zur
Vorbereitung der 12. Sitzung der UN Open-ended
Working Group on Ageing (OEWG-A) 2021/2022.
Berlin: Deutsches Institut fiir Menschenrechte, 2022,
30 S. (Dokumentation)

Schlegel, Britta: ,,Im Gesetzgebungsverfahren zur
Triage sind Menschen mit Behinderungen von Anfang
an zu beteiligen®. Interview vom 13.01.2022. Berlin:
Deutsches Institut fiir Menschenrechte, 2022, 4 S.
(Interview)

Schulische Inklusion wirksam umsetzen. Warum
die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen im
Sinner echter Bildungsgerechtigkeit umsteuern
muss. Berlin: Deutsches Institut fiir Menschenrechte,
2022, 4 S. (Position Nr. 24)

So kénnen Menschen mit Behinderungen in Berlin
besser unterwegs sein. Ideen fiir einen Plan, der
zur UN-Behindertenrechtskonvention passt.
Berlin: Deutsches Institut fiir Menschenrechte, 2022,
11 S. (Position Nr. 23 in Leichter Sprache)

Umsetzung von der UN-Behindertenrechts-
Konvention. Unsere Empfehlungen fiir die Regie-
rungszeit 2021 bis 2025. Oktober 2021. Berlin:
Deutsches Institut fiir Menschenrechte, 2022, 25 S.
(Text in Leichter Sprache)

Wiindsch, Melanie / Windfuhr, Michael: National
Baseline Assessment. Beitrag zur Fortschreibung des
Nationalen Aktionsplans Wirtschaft und Menschen-
rechte. Berlin: Deutsches Institut fir Menschenrechte,
2022, 72 S. (Analyse)

Wiindsch, Melanie / Windfuhr, Michael: National
Baseline Assessment. Contribution to the update of
the National Action Plan on Business and Human
Rights. Berlin: Deutsches Institut fiir Menschenrechte,
2022, 42 S. (Analysis)

Zwangsraumungen als Menschenrechtsverletzung.
Vorgaben des Ausschusses zum UN-Sozialpakt
und anderer Menschenrechtsgremien zu Réau-
mungen. Berlin: Deutsches Institut fir Menschen-
rechte, 2022, 10 S. (Information Nr. 43)

Zwangs-Raumungen sind Verletzungen von
Menschen-Rechten. Berlin: Deutsches Institut fur
Menschenrechte, 2022, 12 S. (Information Nr. 43 in
Leichter Sprache)

Stellungnahmen

Empfehlungen fiir die 27. UN-Klimakonferenz
(COP27) in Scharm al-Scheich. Berlin: Deutsches
Institut fir Menschenrechte, 2022, 9 S.

Empfehlungen zur Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention in der 18. Wahlperiode in
Nordrhein-Westfalen (2022-2027). Eckpunkte fiir
eine menschenrechtlich ausgerichtete Inklusions-
politik. Berlin: Deutsches Institut fir Menschenrechte,
2022, 10 S.

Entwurf eines Gesetzes zum Fakultativprotokoll

vom 10. Dezember 2008 zum Internationalen Pakt
Uber wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte.
Berlin: Deutsches Institut flir Menschenrechte, 2022, 7 S.

Erarbeitung eines Riistungsexportkontroligesetzes.
Beitrag zum Beteiligungsverfahren des Bundes-
ministeriums fiir Wirtschaft und Klimaschutz.
Berlin: Deutsches Institut fiir Menschenrechte, 2022,
6S.

Statement on the European Commission’s Proposal
on Corporate Sustainability Due Diligence. Berlin:
Deutsches Institut fir Menschenrechte, 2022, 3 S.
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Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Bundes-
regierung - Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur
Anderung des Infektionsschutzgesetzes.
BT-Drucksache 20/3877. Berlin: Deutsches Institut
fur Menschenrechte, 2022, 14 S.

Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Bundes-
regierung zur Einfiihrung eines Chancen-Aufent-
haltsrechts und zum Entwurf eines Gesetzes zur
Beschleunigung der Asylgerichtsverfahren und
Asylverfahren. Beratung im Ausschuss fiir Inneres
und Heimat. Berlin: Deutsches Institut fur
Menschenrechte, 2022, 13 S.

Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Landes-
regierung Rheinland-Pfalz zum Landesgesetz zur
Anderung betreuungsrechtlicher Vorschriften.
Drucksache 18/4112. Berlin: Deutsches Institut fur
Menschenrechte, 2022, 5 S.

Stellungnahme zum Referentenentwurf des
Bundesministeriums der Justiz Entwurf eines
Gesetzes zur Uberarbeitung des Sanktionen-
rechts - Ersatzfreiheitsstrafe, Strafzumessung,
Auflagen und Weisungen sowie Unterbringung in
einer Entziehungsanstalt im Rahmen der Verbande-
beteiligung. Berlin: Deutsches Institut fir Menschen-
rechte, 2022, 6 S.

Stellungnahme zum Referentenentwurf von
BMFSFJ und BMI fiir ein Demokratiefordergesetz.
Berlin: Deutsches Institut fiir Menschenrechte, 2022,
58S.

Stellungnahme zum Verordnungsentwurf des
Bundesministeriums der Justiz einer Verordnung
liber die Registrierung von beruflichen Betreuern
(Betreuerregistrierungsverordnung - BtRegV).
Berlin: Deutsches Institut fiir Menschenrechte, 2022,
6S.

~Systemischer Wettbewerb - Menschenrechte als
integraler Bestandteil der Weltordnung®. Anho6-
rung des Bundestagsausschusses Menschen-
rechte am 30. November 2022. Berlin: Deutsches
Institut fiir Menschenrechte, 2022, 10 S.

Verbot von in Zwangsarbeit hergestellten Produk-
ten auf dem Unionsmarkt - zum Vorschlag der
Europaischen Kommission fiir eine Verordnung.
Berlin: Deutsches Institut flir Menschenrechte, 2022,
7 S.

In Kooperation mit anderen Institutionen

Ausgewihlte Menschenrechtsindikatoren im
Kontext aktueller EU-Regulierung: Fiir mehr soziale
Nachhaltigkeit in Finanzsystem und Wirtschaft.
Teil I: Minimum Standards. Berlin: Deutsches
Institut flir Menschenrechte; Heidelberg: Fair Finance
Institute, 2022, 23 S. (Briefing-Paper Kurzfassung)

Czichon, Jan-Felix / Frankenbach, Patrick /
Heimer, Andreas / Kurbjeweit, Frieder / Litschke,
Peter / Palleit, Leander: Evaluation der Nieder-
sachsischen Aktionspléane Inklusion. Abschlussbericht.
Ein gemeinsames Projekt der Prognos AG und des
Deutschen Instituts fir Menschenrechte. Hannover:
Niedersachsisches Ministerium fiir Soziales, Arbeit,
Gesundheit und Gleichstellung, 2022, 101 S.

Das ABC der Menschenrechte fiir die Entwick-
lungszusammenarbeit. Bonn: Deutsche Gesellschaft
fur Internationale Zusammenarbeit (GIZ); Berlin:
Deutsches Institut fir Menschenrechte, 2022, 8 S.

KannegieBer, Anja / Hoppner, Grit: Abschlussbericht
des Pilotprojekts , Kinderrechtsbasierte Kriterien fir
das familiengerichtliche Verfahren® - Eine Studie der
Katholischen Hochschule Nordrhein-Westfalen, Abtei-
lung Minster, im Auftrag des Deutschen Kinderhilfs-
werkes und des Deutschen Instituts flir Menschen-
rechte. Berlin: Deutsches Kinderhilfswerk; Deutsches
Institut fir Menschenrechte, 2022, 84 S.

Mehr Schutz vor Gewalt fiir Menschen mit
Behinderungen: Forderungen und Verbesserungs-
vorschlage. Berlin: Beauftragter der Bundesregierung
fur die Belange von Menschen mit Behinderungen;
Deutsches Institut fir Menschenrechte, 2022, 23 S.
(Leichte Sprache)
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Schabram, Greta / Freitag, Nora: Harte Arbeit,
wenig Schutz. Osteuropéische Arbeitskréfte in der
hauslichen Betreuung in Deutschland. Berlin:
Deutsches Institut fiir Menschenrechte; Minor -
Projektkontor fir Bildung und Forschung, 2022, 68 S.
(Analyse)

Schutz vor Gewalt in Einrichtungen fiir Menschen
mit Behinderungen - Handlungsempfehlungen
fiir Politik und Praxis. Berlin: Beauftragter der
Bundesregierung fir die Belange von Menschen mit
Behinderungen; Deutsches Institut fur Menschen-
rechte, 2022, 20 S.

Selected human rights indicators in the context of
current EU regulation: Towards more social sus-
tainability in the financial and economic system.
Part I: Minimum standards. Berlin: Deutsches Insti-
tut fir Menschenrechte; Heidelberg: Fair Finance In-
stitute, 2022, 52 S. (Briefing paper)

Selected human rights indicators in the context of
current EU regulation: Towards more social sus-
tainability in the financial and economic system.
Part Il: Substantial contribution. Berlin: Deutsches
Institut fur Menschenrechte; Heidelberg: Fair Finance
Institute, 2022, 69 S. (Briefing paper)

The African Human Rights System. Bonn: Deutsche
Gesellschaft fur Internationale Zusammenarbeit (GIZ);
Berlin: Deutsches Institut fiir Menschenrechte, 2022,
6 S.

Uberpriifung der Aktions-Pldne Inklusion zur
UN-Behinderten-Rechts-Konvention im Bundes-
Land Niedersachsen. Eine Zusammenfassung in
Leichter Sprache. Hannover: Niedersachsisches
Ministerium fiir Soziales, Arbeit, Gesundheit und
Gleichstellung, 2022, 14 S.

Externe Publikationen

Allenberg, Nele: Migration im Jahr 2021 - aus der
Perspektive des Deutschen Instituts fiir Men-
schenrechte. In: Berlit, Uwe / Hoppe, Michael /
Kluth, Winfried (Hg.): Jahrbuch des Migrationsrechts
fur die Bundesrepublik Deutschland 2021. Baden-
Baden: Nomos, 2022, S. 283-299

Allenberg, Nele / Bernot, Sabine / Cremer,
Hendrik / Feige, Judith / Funke, Sophie / Kimmig,
Barbara / Meyer, Roger / Offergeld, Jana / Suerhoff,
Anna / Topfer, Eric / Uhl, Barbel Heide: Franet
National contribution to the Fundamental Rights
Report 2022. Germany. Wien: European Union
Agency for Fundamental Rights (FRA), 2022.

https:/ /fra.europa.eu/sites/default/files /fra_
uploads/fundamental_rights_report_2022-_
germany_.pdf (abgerufen am 28.8.2023)

Asgharian, Tina / Braun, Bettina / Allison Miller:
Moving beyond token participation. Centering
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Jahresrechnung

Einnahmen

Institutionelle Zuwendungen des Bundes 3.691.000 €
Einnahmen aus Drittmittelprojekten des Bundes 2.151.300 €
Einnahmen aus Drittmittelprojekten der Lander 206.740 €
Vermischte Einnahmen 854.815 €
Gesamte Einnahmen 6.903.855 €
Ausgaben

Menschenrechtspolitik Inland /Europa 587.389 €
Auftrége Dritter/Drittmittelprojekte Menschenrechtspolitik Inland/Europa 1.131.187 €
Internationale Menschenrechtspolitik 207.140 €
Auftrage Dritter/Drittmittelprojekte Internationale Menschenrechtspolitik 792.131 €
Menschenrechtsbildung 287.927 €
Auftrage Dritter/Drittmittelprojekte Menschenrechtsbildung 0€
Kommunikation 674.373 €
Auftrage Dritter/Drittmittelprojekte Kommunikation 48.996 €
Bibliothek 221.476 €
Verwaltung (Gemeinkosten) 1.252.993 €
Vorstand/Geschaftsfiihrung 486.299 €
Auftrége Dritter/Drittmittelprojekte Vorstand/Geschéftsfiihrung 18.134 €
Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention 502.442 €
Auftrage Dritter/Drittmittelprojekte Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention 259.440 €
Auftrage Dritter/Drittmittelprojekte Monitoring-Stelle UN-Kinderrechtskonvention 433.925 €
Gesamtausgaben 6.903.855 €
Ergebnis 2022 0€
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Erlauterungen zur Jahresrechnung

Das Deutsche Institut fiir Menschenrechte erhielt im
Jahr 2022 als institutionelle Zuwendung 3.691.000
Euro. Die institutionelle Zuwendung als Grundfinan-
zierung erhalt das Institut jahrlich vom Deutschen
Bundestag. Sie soll die Finanzausstattung des Instituts
als unabhéngige Nationale Menschenrechtsinstitution
gemanB den Pariser Prinzipien der Vereinten Nationen
sicherstellen. Darin sind 2022 eine Erhéhung der
Zuwendung um 576.000 Euro zur Erweiterung und
Verstetigung von wissenschaftlichem Personal sowie
zusatzlich dauerhafte Forschungsmittel enthalten.

Neben der institutionellen Férderung umfassen die
Einnahmen drei verschiedene Positionen zur Erfassung
von Drittmitteln. Die Zuordnung hangt von den je-
weiligen Zuwendungs- und Abrechnungsmodalitéten ab.

(1) Uber Drittmittelprojekte des Bundes wurden
2.151.300 Euro eingenommen. Diese Drittmittel-
projekte werden in der Jahresrechnung nachrichtlich
ausgewiesen, da sie gegeniber den Drittmittelgebern
eigenstandig abgerechnet werden. Die Ausgaben un-
terliegen wie die institutionelle Zuwendung der Bun-
deshaushaltsordnung.

Aus Drittmitteln des Bundes (1) wurde 2022 weiterhin
die wissenschaftliche Zuarbeit fir das deutsche Mit-
glied im UN-Fachausschuss uber das Verschwinden-
lassen sowie fur das deutsche Mitglied im UN-Fach-
ausschuss zu wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen
Rechten geférdert. Dazu kamen die Projekte zur Un-
terstutzung der Unabhéngigen Expertin der Vereinten
Nationen zu den Rechten Alterer. Das Auswértige Amt
war Mittelgeber fiir diese Projektforderungen.

Ferner erhielt das Institut Mittel des Bundesministe-
riums fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend zur
Unterstitzung der Vorbereitung der UN-Arbeitsgruppe
zu den Rechten Alterer (Open Ended Working Group
on Ageing) durch deutsche Akteure, fur die Arbeit der
Monitoring-Stelle UN-Kinderrechtskonvention sowie
fur ein Aufbauprojekt fiir Berichterstattungsstellen zu
den zwei Europaratskonventionen zu Gewalt gegen

Frauen (Istanbul-Konvention) und zum Thema ,,Men-
schenhandel®.

Das Bundesministerium der Justiz und fiir Verbrau-
cherschutz forderte ein Projekt zur Qualifikation der
Strafjustiz.

Das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales for-
derte ein Forschungs- und Beratungsprojekt ,Natio-
naler Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte®
und ein Kooperationsprojekt mit der Universitat Sie-
gen zum Thema ,,UN-Behindertenrechtskonvention®.

(2) Drittmittelprojekte der Lander, die eigenstédndig
abgerechnet werden, werden nachrichtlich ausgewie-
sen. Sie unterliegen den Landeshaushaltsordnungen.
Im Jahr 2022 wurde aus einem Bundesland ein solches
Drittmittelprojekt im Umfang von 206.740 Euro finan-
ziert. Andere Mittel, die das Institut von Bundeslandern
erhalt, werden derzeit zusammen mit den institutio-
nellen Mitteln abgerechnet und deshalb unter Ver-
mischte Einnahmen aufgelistet.

Drittmittelprojekte der Bundeslander (2): Darunter

fallt die Finanzierung des Landes Berlin fiir das Projekt
~Monitoring-Stelle Berlin“. Andere Drittmittelprojekte
von Bundeslandern werden derzeit haushalterisch mit
der institutionellen Férderung zusammen abgerechnet
und deshalb unter Vermischte Einnahmen (3) gelistet.

(3) Der Posten Vermischte Einnahmen umfasst Ein-
nahmen aus Auftrégen Dritter, die zusammen mit den
Mitteln der institutionellen Zuwendung abgerechnet
werden. Hinzu kommen Honorare flr Vortrége von
Institutsmitarbeitenden. Unter Vermischte Einnahmen
fallen auch die Verwaltungskostenpauschalen aus
den Drittmittelprojekten unter (1) und (2), die an
dieser Stelle in die institutionelle Zuwendung flieBen.
Insgesamt umfassten die Vermischten Einnahmen
854.815 Euro fiir das Jahr 2022.

Zu den Vermischten Einnahmen (3) gehoren die Ein-
nahmen aus Auftrégen Dritter, die mit der institutionel-
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len Forderung zusammen abgerechnet werden. Sie
setzen sich zusammen aus Mitteln der Deutschen
Gesellschaft fiir Internationale Zusammenarbeit
GmbH fir die Projekte ,,Umsetzung eines Menschen-
rechtsansatzes in der Entwicklungspolitik* sowie fiir
Studienauftrage an das Institut zum Thema ,Textil*
und Beratung zur Nachhaltigkeit in ,Wirtschaft und
Menschenrechten®. Hinzu kommen Mittel der Euro-
paischen Grundrechteagentur (FRA) fiir die Bericht-
erstattung im FRANET-Netzwerk, die das Institut
2022 fir die FRA Gbernommen hat.

Nordrhein-Westfalen forderte die Monitoring-Stelle
UN-Behindertenrechtskonvention fiir die landerspezi-
fische Arbeit in NRW. Das Saarland und Niedersach-
sen vergaben einen Auftrag zur Evaluation ihrer BRK-
Aktionsplane. Aktion Mensch férdert ein Projekt zum
Zugang zum Recht fiir Menschen mit Behinderungen.

Darlber hinaus forderte Minor, das Projektkontor fir
Bildung und Forschung der Beauftragten der Bundes-
regierung fiir Migration, Fliichtlinge und Integration die
Erstellung einer Studie zur Arbeitsausbeutung osteu-
ropaischer Arbeitskréafte in Deutschland. Unterstiitzung
des UN-Mandats zur Férderung von Menschenrechten
Alterer erhielt das Institut auch durch die Republik
Osterreich. Der Europarat finanziert eine Hintergrund-
recherche zu Organisationen, die zu wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Menschenrechten in Europa
arbeiten. Durch die Elisabeth-Selbert-Initiative wurde
mit dem DIMR als Gastorganisation ein Schutzaufent-
halt finanziert. Des Weiteren wurde ein Projekt durch
Cedar gefordert. Die Monitoring-Stelle UN-Kinderechts-
konvention wurde von der CMS Stiftung mit einem
Projekt zum Thema ,,Geburtsurkunde® geférdert so-
wie vom Land Hessen beauftragt, ein Konzept zum
Monitoring der UN-Kinderrechtskonvention auf Landes-
ebene zu erarbeiten. AuBerdem fordert die Auridis
Stiftung ein Kooperationsprojekt zum Thema ,,Kinder
von Inhaftierten®.

Die Pariser Prinzipien der Vereinten Nationen sehen
vor, dass Nationale Menschenrechtsinstitutionen
uberwiegend aus institutionellen Mitteln finanziert
werden, damit sie ihre Themen und Arbeitsweisen frei
und unabhéangig wahlen kdnnen. Zweckgebundene
Finanzmittel Dritter sollen diesen gegeniiber nach-
rangig sein. Diese Vorgabe wurde 2022 knapp erfiillt.
Die Projektmittel des Instituts machten im Jahr 2022
(alle drei Kategorien) insgesamt 47 Prozent der Ein-
nahmen aus. Das Institut hat dabei auch im Jahr 2022
Finanzmittel Dritter gezielt nur so eingeworben, dass
sie der Umsetzung und Starkung der selbstgewahlten
Arbeitsschwerpunkte dienen, wie sie in der Strategie-
planung des Instituts enthalten sind. Das Institut be-
dankt sich bei allen Geldgebern herzlich fir die Unter-
stltzung seiner Arbeit.

Die Ausgabenibersicht macht deutlich, welche Mittel
den einzelnen Abteilungen des Instituts fiir ihre Arbeit
zur Verfugung standen. Der Posten ,Verwaltung
(Gemeinkosten)“ umfasst unter anderem die laufen-
den Kosten des Instituts wie Geschéftsbedarf, Miet-
und Mietnebenkosten, Dienstleistungen (IT) und
vermischte Verwaltungsausgaben (Sachverstandige,
Bankgeblihren etc.) sowie Beitrage fir Mitgliedschaften
bei GANHRI und ENNHRI und auch abteilungsiiber-
greifende Aufwendungen.

Der Finanzbericht des Deutschen Instituts fir Men-
schenrechte wird von zwei vom Trégerverein bestimm-
ten Kassenpriifer*innen tberpriift. Die Entlastung des
Vorstands obliegt der Mitgliederversammlung. Sie hat
den Vorstand entlastet und bestatigt, dass alle Zu-
wendungen wirtschaftlich und sparsam verwendet
worden sind.
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Mitarbeitende

Josephine Akinyosoye Nele Allenberg Ebru Apitz Kai Arendt Dr. Jonathan
Aus Bedia Akyuz Dr. Sabine Bernot Lissa Bettzieche Ruth Billen Bettina
Braun Anna BuBmann-Welsch Paola Carega Beatrice Cobbinah
Dr. Hendrik Cremer Chandra-Milena Danielzik Dr. Claudia Engelmann

Nina Eschke Maria José Ortlzar Escudero Judith Feige Charlotte
Felbinger Lena Franke Sabine Froschmaier Sophie Funke Laura Geuter
Helga Glaser Kathrin Gunnewig Klaus-Dieter Haesler Bettina Hildebrand
Anne Hirschfelder Dr. Catharina Hubner Vera llic Karin Jank Maximilian
Jaroschowitz Dirk Joestel Sina Kahlmeier Cathrin Kameni Jana Kind
Claudia Kittel Max Knackendoffel Kerstin Krell Bettina Krestel
Dr. Susann Kroworsch Anne-Kathrin Krug Katrin Kriger Cornelia
Kuntze Frieder Kurbjeweit Peter Litschke Dr. Claudia Mahler Walid
Ahmed Khan Malik Daniela Marquordt Franca Maurer Ksenia Meshkova
Dr. Roger Meyer Jacob Muller Thomas Miiller Sandra Niggemann Jana
Offergeld Rosa Oktem Bengii Ozdogan Dr. Leander Palleit Ha Lé Phan-
Warnke Sara Phung Dr. Sandra Reitz Dagmar Rother-Degen Professorin
Dr. Beate Rudolf Ingrid Scheffer Asita Maria Scherrieb Gabriela Schlag
Dr. Britta Schlegel Brigitte Schmitz-Haesler Dr. Miriam Schroer-
Hippel Silvia Schirmann-Ebenfeld Lina Schwarz Annegret Seiffert
Anne Sieberns Ute Sonnenberg Lena Stamm Tobias Stelzer Dr. Judith

Striek Bianca Stuck Anna Suerhoff Jenny Teufel Eric Topfer Dr. Barbel
Uhl Deniz Utlu Dr. Silke VoB-Kyeck Freda Wagner Christine Weingarten
Michael Windfuhr Melanie Windsch Dr. Anna Wiirth Mige Zinbdil

Wir danken allen Mitarbeitenden, die uns im Verlauf des Jahres 2022 in Voll- oder Teilzeit unterstiitzt haben.
Umgerechnet auf Vollzeitstellen wurden 41 Stellen aus institutioneller Zuwendung finanziert und 33 Stellen
aus Projektmitteln.
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Kuratorium

Die Richtlinien fiir die inhaltliche Arbeit des Instituts
werden von einem Kuratorium festgelegt, das aus
Vertreter*innen aus Zivilgesellschaft, Wissenschaft,
Medien und Politik zusammengesetzt ist. Das Kurato-
rium besteht aus 18 Mitgliedern mit Stimmrecht und
neun Mitgliedern ohne Stimmrecht (§ 24 Satzung).
Das Kuratorium wéhlt aus der Mitte seiner stimm-
berechtigten Mitglieder fur die Dauer von vier Jahren
eine*n Vorsitzende*n und zwei Stellvertretende Vor-
sitzende.

Stimmberechtigte Mitglieder

Prof. Dr. Markus Krajewski

Vorsitzender des Kuratoriums
Friedrich-Alexander-Universitat Erlangen-Niirnberg,
Center for Human Rights Erlangen-Nirnberg (CHREN)
Mitglied gemaB § 6 Abs. 2 Nr. 4 DIMRG / § 24 Abs. 1 (c) DIMR-Satzung

Markus N. Beeko

Stellvertretender Vorsitzender des Kuratoriums
Generalsekretar, Amnesty International Deutschland e.V.
Mitglied gemaB § 6 Abs. 2 Nr. 1 DIMRG/§ 24 Abs. 1 (e) DIMR-Satzung

Uta Gerlant

Stellvertretende Vorsitzende des Kuratoriums
Historikerin

Mitglied gemaB § 6 Abs. 2 Nr. 1 DIMRG/§ 24 Abs. 1 (e) DIMR-Satzung

Elise Bittenbinder seit Januar 2022

Bundesweite Arbeitsgemeinschaft der Psychosozialen
Zentren fur Flichtlinge und Folteropfer e.V. (BAfF)
(Mitglied gem&B § 6 Abs. 2 Nr. 6 DIMRG/§ 24 Abs. 1 (a) DIMR-Satzung)

Dr. Oliver Ernst
Konrad-Adenauer-Stiftung e. V.
(Mitglied gemé&B § 6 Abs. 2 Nr. 1 DIMRG/§ 24 Abs. 1 (e) DIMR-Satzung)

Dr. Jonas Geissler seit Marz 2022

Deutscher Bundestag, Mitglied des Ausschusses fiir
Menschenrechte und humanitare Hilfe der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion

Mitglied gemaB § 6 Abs. 2 Nr. 3 DIMRG / § 24 Abs. 1 (c) DIMR-Satzung

Anetta Kahane seit Marz 2022
Autorin und Publizistin
(Mitglied gemaB § 6 Abs. 2 Nr. 5 DIMRG / § 24 Abs. 1 (c) DIMR-Satzung)

Prof. Dr. Nora Markard seit Marz 2022
Westfalische Wilhelms-Universitat Minster, Lehrstuhl
fir Internationales Offentliches Recht und Internatio-
nalen Menschenrechtsschutz

(Mitglied gemaB § 6 Abs. 2 Nr. 4 DIMRG / § 24 Abs. 1 (c) DIMR-Satzung)

Prof. Dr. Michael Krennerich

Universitat Erlangen-Nirnberg, Nurnberger
Menschenrechtszentrum (NMRZ)

Mitglied gemaB § 6 Abs. 2 Nr. 6 DIMRG / § 24 Abs. 1 (a) DIMR-Satzung

Martin Lessenthin

Vorstandssprecher, Internationale Gesellschaft fir
Menschenrechte (IGFM), Deutsche Sektion e.V.
Mitglied gemaB § 6 Abs. 2 Nr. 5 DIMRG / § 24 Abs. 1 (c) DIMR-Satzung

Markus Loning

Ehemaliger Beauftragter der Bundesregierung fir
Menschenrechtspolitik und humanitare Hilfe

Mitglied gemaB § 6 Abs. 2 Nr. 1 DIMRG / § 24 Abs. 1 (e) DIMR-Satzung

Christian Mihr

Reporter ohne Grenzen e. V., Geschaftsfihrer der
deutschen Sektion

Mitglied gemaB § 6 Abs. 2 Nr. 6 DIMRG / § 24 Abs. 1 (a) DIMR-Satzung

Fabian Miiller-Zetzsche

Sozialverband Deutschland e. V. (SoVD),
Abteilungsleiter Sozialpolitik

Mitglied gemaB § 6 Abs. 2 Nr. 2 DIMRG / § 24 Abs. 1 (d) DIMR-Satzung

Dr. Anja Nordmann
Deutscher Frauenrat e. V., Geschéaftsfiihrerin
Mitglied gemaB § 6 Abs. 2 Nr. 5 DIMRG / § 24 Abs. 1 (c) DIMR-Satzung

Prof. Dr. Nivedita Prasad

Alice Salomon Hochschule Berlin, Lehrstuhl fiir Hand-
lungsmethoden und genderspezifische Soziale Arbeit
Mitglied gemé&B § 6 Abs. 2 Nr. 1 DIMRG/§ 24 Abs. 1 (e) DIMR-Satzung
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Prof. Dr. Christine Schirrmacher
Friedrich-Wilhelm-Universitat Bonn, Institut fir Orient-
und Asienwissenschaften, Abt. Islamwissenschaft
und Nahostsprachen

(Mitglied gemaB § 6 Abs. 2 Nr. 4 DIMRG / § 24 Abs. 1 (c) DIMR-Satzung)

Frank Schwabe, MdB

Deutscher Bundestag, Mitglied des Ausschusses
fir Menschenrechte und humanitare Hilfe der SPD-
Bundestagsfraktion

Mitglied gemaB § 6 Abs. 2 Nr. 3 DIMRG / § 24 Abs. 1 (c) DIMR-Satzung

Prof. Dr. Pierre Thielbdrger

Ruhr-Universitat Bochum, Lehrstuhl fiir Offentliches
Recht und Volkerrecht, Geschaftsfiihrender Direktor
des Instituts fur Friedenssicherungsrecht und
Humanitéres Volkerrecht (IFHV), Bochum

Mitglied gemaB § 6 Abs. 2 Nr. 1 DIMRG/§ 24 Abs. 1 (e) DIMR-Satzung

Nichtstimmberechtigte Mitglieder

Luise Amtsberg

Beauftragte der Bundesregierung fir Menschen-
rechtspolitik und humanitére Hilfe

(Mitglied gemaB § 6 Abs. 3 Nr. 2 DIMRG/§ 24 Abs. 2)

Dr. Ingolf Dietrich

Leiter der UA41 Demokratie; Menschenrechte;
Gleichberechtigung; Soziale Entwicklung, Bundes-
ministerium fir wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung

Mitglied gemaB § 6 Abs. 3 Nr. 6 DIMRG/§ 24 Abs. 2

Anke Domuradt

Bundesministerium der Verteidigung, Leiterin der
Unterabteilung Recht |

Mitglied gemaB § 6 Abs. 3 Nr. 8 DIMRG/§ 24 Abs. 2

Aktuelle Liste ,,Kuratorium® auf unserer Website

Jurgen Dusel

Beauftragter der Bundesregierung fir die Belange von
Menschen mit Behinderungen

Mitglied gemaB § 6 Abs. 3 Nr. 5 DIMRG / § 24, Abs. 2 DIMR-Satzung

Natalie Pawlik, MdB (seit April 2022)
Beauftragte der Bundesregierung fir Aussiedler-
fragen und nationale Minderheiten

Mitglied gemaB § 6 Abs. 3 Nr. 4 DIMRG / § 24, Abs. 2 DIMR-Satzung

Dr. Sigrid Jacoby

Beauftragte der Bundesregierung fiir Menschen-
rechtsfragen im Bundesministerium der Justiz und fir
Verbraucherschutz

Mitglied gemaB § 6 Abs. 3 Nr. 3 DIMRG/§ 24 Abs. 2

Dr. Michael Maier-Borst

Arbeitsstab der Beauftragten der Bundesregierung fur
Migration, Fliichtlinge und Integration

Referatsleiter AS 4 - Migration, Flucht und Asyl

Mitglied gemaB § 6 Abs. 3 Nr. 1 DIMRG / § 24, Abs. 2 DIMR-Satzung

Almut Méller

Staatsratin und Bevollméchtigte der Freien und
Hansestadt Hamburg beim Bund, der Europaischen
Union und fir auswartige Angelegenheiten

Mitglied gemaB § 6 Abs. 3 Nr. 9 DIMRG/§ 24 Abs. 2

Dr. Miriam Saati

Unterabteilungsleiterin der Abteilung Kinder und
Jugend, Bundesministerium fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend

Mitglied gemaB § 6 Abs. 3 Nr. 7 DIMRG / § 24, Abs. 2 DIMR-Satzung

Stand: 31.12.2022
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Mitglieder Deutsches Institut
fur Menschenrechte e. V.

Sowohl fir Einzelpersonen als auch fiir Organisationen
mit Menschenrechtsbezug besteht die Mdglichkeit,
eine Mitgliedschaft im Verein zu beantragen. Uber
Aufnahmeantrage entscheiden das Kuratorium und
die Mitgliederversammlung gemeinsam gemaB den
einschlagigen Regelungen des DIMR-Gesetzes und
der Satzung des Instituts und mithilfe der Grundsatze
fir die Behandlung von Mitgliedsantragen fiir den
Verein Deutsches Institut fir Menschenrechte e.V.

Die Mitgliederversammlung macht Empfehlungen zu
den Grundsatzen der Arbeit des Deutschen Instituts
fir Menschenrechte. Derzeit hat der Verein 86 Mit-
glieder.

= Aktion Courage e. V.

= Aktion der Christen fur die Abschaffung der
Folter e. V.

= Alevitische Gemeinde Deutschland e. V.
= Amadeu Antonio Stiftung
=  Amnesty International Deutschland e. V.

= Bahd’i-Gemeinde in Deutschland K.d.6.R.,
Vertretung Berlin

= Friederike Bauer

= Volker Beck

= Rudolf Bindig

= Prof. Dr. Daniel Bogner

= Brot fur die Welt Evangelischer Entwicklungsdienst

= Birgerbiiro e. V., Verein zur Aufarbeitung von
Folgeschaden der SED-Diktatur

= Bund der Vertriebenen

= Bundesarbeitsgemeinschaft der Immigranten-
verbande in der Bundesrepublik Deutschland e. V.
(BAGIV)

Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-
Organisationen e. V. (BAGSO)

Bundesverband evangelische Behindertenhilfe e. V.
Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie e. V.

Dr. Mehmet Gircan Daimagitiler

Prof. Dr. Theresia Degener

Deutscher Caritasverband e. V.

Deutsche Gesellschaft fiir die Vereinten Nationen
e.V. (DGVN)

Deutscher Anwaltverein e. V.
Deutscher Frauenrat e. V.

Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB)
Deutscher Juristinnenbund e. V. (djb)
Deutsche Kommission Justitia et Pax
Dreilinden gGmbH

European Center for Constitutional and Human
Rights e.V. (ECCHR)

FIAN Deutschland e. V.
Friedrich-Ebert-Stiftung
Friedrich-Naumann-Stiftung fir die Freiheit
Uta Gerlant

Wolfgang Grenz

Hermann Gréhe, MdB
Prof. Dr. Dirk Hanschel
Ute Hausmann
Heinrich-Boll-Stiftung e. V.
Dr. Rainer Huhle

Human Rights Watch

Initiative Schwarze Menschen in Deutschland
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Internationale Gesellschaft fiir Menschenrechte
(IGFM) Deutsche Sektion e. V.

Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in
Deutschland e. V.

International Campaign for Tibet Deutschland e. V.

Prof. Dr. Markus Kaltenborn
Kindernothilfe e. V.

Prof. Dr. Eckart Klein

Anja Klug

KOK Bundesweiter Koordinierungskreis gegen
Menschenhandel e. V.

Konrad-Adenauer-Stiftung e. V.

Prof. Dr. Markus Krajewski

Prof. Dr. Manfred Liebel

Barbara Lochbihler

Markus Loning

Lesben- und Schwulenverband (LSVD)
Ulrike Mast-Kirschning

Memorial Deutschland e. V.

MISEREOR - Bischdfliches Hilfswerk e. V.

National Coalition Deutschland - Netzwerk zur
Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention

Netzwerk Artikel 3 - Verein fiir Menschenrechte
und Gleichstellung Behinderter e. V.

Dr. Helmut Nicolaus
Ndrnberger Menschenrechtszentrum e.V. (NMRZ)

Okumenische Bundesarbeitsgemeinschaft Asyl in
der Kirche e. V.

pax christi - Internationale Katholische Friedens-
bewegung

= Prof. Dr. Herbert Petzold
= Prof. Dr. Nivedita Prasad

= Pro Asyl - Bundesweite Arbeitsgemeinschaft fir
Flichtlinge e. V.

= Reporter ohne Grenzen e. V.

= Prof. Dr. Eibe Riedel

= Heribert Scharrenbroich

= Prof. Dr. Axel Schulte

= Bertold Sommer

= Prof. Dr. habil. Silvia Staub-Bernasconi
= Klaus Stoltenberg

= Terre des hommes Deutschland e. V. Hilfe fiir
Kinder in Not

= Prof. Dr. Pierre Thielbdrger
= UN Women Deutschland e.V.

= Union der Opferverbdnde Kommunistischer
Gewaltherrschaft (UOKG e. V.)

= Vereinte Evangelische Mission

= Dr. Silke VoB-Kyeck

= Dr. Beate Wagner

= Dr. Alimut Wittling-Vogel

= World Vision Deutschland e. V.

= Zentralrat Deutscher Sinti und Roma

= Zentralrat Orientalischer Christen in Deutschland
e.V.-Z0CD

= Beate Ziegler

Ehrenmitglied

= Dr. Jens Meyer-Ladewig

Aktuelle Liste ,Mitglieder des Vereins® auf unserer Website Stand: 31.12.2022
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